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Hitzungen des Gemeinderathes. 


Dienstag, den 27. September 1892, ½5 Uhr Nachmittags. 
Freitag, den 30. September 1892, ½5 Uhr Nachmittags. 


| Stenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 20. September 

1892 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Johann 

Nep. Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. 


Vürgermeiſter Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Herr Gem.⸗Rath Do bes entſchuldigt ſein Ausbleiben 
von der heutigen Sitzung. 

2. Bei der Wahl dreier Mitglieder und eines Erſatzmannes 
in das Preisgericht zur Prüfung der Concurs-Projecte für die 
ſtädtiſchen Gaswerke wurden gewählt als Mitglieder: 
Gem.⸗Rath Roſenſtingl mit 50 Stimmen, 

Gem.⸗Rath Dr. Huber mit 48 Stimmen, und 

Gem.⸗Rath v. Götz mit 46 Stimmen; 

als Erſatzmann: Gem.⸗Rath R. v. Goldſchmidt mit 
47 Stimmen. 

3. Ich habe die Ehre, Folgendes mitzutheilen: Der Ge⸗ 
meinderath hat in ſeiner letzten Sitzung beſchloſſen, gegen die 
Erläſſe der Statthalterei vom 27. Juli und 12. September, in 
welchen die unentgeltliche Beiſtellung der Nothſpitäler verlangt 
worden ist, den Recurs zu ergreifen. Se. Excellenz der Statthalter 
hat nun in einer Zuſchrift an mich die beſtimmte Erklärung 
abgegeben, dass es ſich derzeit nur um die Evidenthaltung und 


Bereitſtellung ſolcher Spitäler und nicht, wie vollſtändig unrichtig 


fortwährend angenommen wird, ſchon um die Beiſtellung derſelben 
handelt, und dafs dies nicht nur in den erwähnten Erläſſen aus⸗ 
gedrückt erſcheint, ſondern auch in einem Protokolle vom 22. Auguſt, 
das bei der Statthalterei aufgenommen worden iſt. Nachdem nun 
von Seite der hohen Statthalterei der Rechtsſtandpunkt der Ge⸗ 
meinde Wien klar anerkannt iſt, mithin eine Differenz zwiſchen 
Statthalterei und Gemeinde nicht mehr beſteht, erſcheint der 
Recurs gegenſtandslos. Die Herren werden einverſtanden ſein, 
dafs derſelbe zurückgezogen wird. (Lebhafte Zuſtimmung.) Ein⸗ 
verſtanden. | 

4. Ich habe die Ehre, folgende Interpellation zu beant- 
worten: Der Herr Gem.-Rath Grünbeck hat angefragt, wie es 
mit den Fortſchritten bezüglich der zu bauenden Volksſchule im 
XVII. Bezirke ſteht. 

Nach den gepflogenen Erhebungen ſind die drei Bauſtellen, 
welche für den Schulbau angekauft worden ſind, zu übernehmen. 
Die Local⸗Commiſſion iſt auf den 21. September anberaumt. Das 
Bauamt hat auch bereits eine Projectſkizze entworfen, worüber 
eine gutächtliche Außerung des Stadtphyſikats eingeholt werden 
wird, worauf ſodann in allerkürzeſter Zeit der Act dem Stadtrathe 
vorgelegt werden wird. 

5. Der Herr Gem.⸗Rath Röhrl hat die Anfrage geſtellt, ob 
ich geneigt wäre, die Eisgewinnung im kommenden Winter im 
Wienfluſsbette einzuſtellen, um damit eventuellen infectiöſen Krank⸗ 
heiten vorzubeugen. Dieſe Eisgewinnung, welche ſeit Jahren eine 
Einnahmsgquelle der Vororte gebildet hat, iſt Gegenſtand ver⸗ 
ſchiedener Anträge geworden und es liegen auch wieder Offerte 
vor. Der Gemeinderath wird alſo Gelegenheit haben, bei Prüfung 
dieſer Offerte ſich darüber auszuſprechen, ob er dieſe Eisgewinnung 
geſtatten will oder nicht. Es iſt daher von mir in dieſer Hinſicht 
nichts vorzukehren. 

Was aber die Behauptung in der Interpellation anbelangt, 
dafs in Penzing, Baumgarten und Hütteldorf viele Fabriken find, 
welche ihre Abfälle und ihren Unrath in das Wienfluſsbett leeren 
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oder durch Canäle hineinleiten, fo iſt dieſelbe unrichtig. Seit 
länger als einem Jahrzehnt wurde von den Bezirkshauptmannſchaften 
die Ableerung von Fabriksabfällen oder Unrath in das Wienflufs- 
bett auf das ſtrengſte geahndet und die Caſſierung aller Canäle, 
welche Fäcalien oder überhaupt organiſche Stoffe in den Wienflufs 
führen, nicht bloß angeordnet, ſondern auf das ſtrengſte überwacht und 
zur Aufnahme der Fäcalien und Abwäſſer die Herſtellung von 
Senkgruben veranlasst. Nur die Einleitung des Regen- und Schnee⸗ 
waſſers, ſowie jener Fabriksabwäſſer, welche bloß mineraliſche, 
alſo keine organiſchen Subſtanzen enthalten, die in Fäulnis über⸗ 
gehen können, wurden, ſoweit ſie als beſtehend vorgefunden wurden, 
noch weiters geduldet, da nach dem Gutachten der Sachverſtändigen 
dieſe mineraliſchen Subſtanzen einen nachtheiligen Einfluſs in 
ſanitärer Hinſicht nicht ausüben. Es iſt wohl richtig, dass in 
der Nähe von Stellen im Fluſſe, an denen ſolche Ausleitungen 
von Fabriken, namentlich von Färbereien münden, das Waſſer 
ſtreckenweiſe eine bläuliche oder grünliche Färbung hat, allein 
dieſe Färbung macht es nicht im allgemeinen geſundheitsſchädlich, 
und wird man auch an ſolchen Stellen, die übrigens erſt im 
Gemeindegebiete Hietzing beginnen, und ſich flussabwärts fortſetzen, 
die Eisgewinnung nicht geſtatten. 

6. Weiter wurde von dem Herrn Gem.-Rathe Kraetſchmer 
bezüglich der Verwendung eines Wagens zur Beiſetzkammer des 
Kaiſer Franz Joſef⸗Spitales im X. Bezirke interpelliert. Nach den 
gepflogenen Erhebungen verhält ſich die Sache ſo: 

Der Direction des Kaiſer Franz Joſef⸗Spitales im X. Bezirk 
an der Trieſterſtraße wurde über ihr Erſuchen geſtattet, die in der 
Simmeringerſtraße im nämlichen Bezirke, nächſt dem proteſtantiſchen 
Friedhofe gelegene ſtädtiſche Leichenkammer vorübergehend zu 
benützen, bis die zur Beiſetzung der Leichen im genannten Spitale 
beſtimmten definitiven Räume hergeſtellt ſein werden. 

Dieſer proviſoriſchen Benützung der ſtädtiſchen Leichenkammer 
und der Transportierung der beizuſetzenden Leichen vom Spitale 
in die ſtädtiſche Leichenkammer ſtehen in hygieniſcher Hinſicht keine 
Bedenken entgegen, denn die Leichen ſind in Särgen verſchloſſen 
und werden auf der Trieſterſtraße, wo auf der linken Seite erſt 
vier bewohnte Häuſer ſtehen, die rechte Seite aber ganz unverbaut 
iſt, und wo meiſt nur Ziegelfuhrwerk verkehrt, eine kurze Wegſtrecke 
bis zur ſtädtiſchen Leichenkammer gefahren und beigeſetzt und nach 
Vollſtreckung der geſetzlichen Beobachtungszeit in der Nacht auf 
den Central⸗Friedhof überführt. 


7. Eine weitere Interpellation des Herrn Gem.⸗Rathes 


Grünbeck betrifft die Pflaſterung und Trottoirherſtellung der 
verlängerten Kinderſpitalgaſſe im IX. und XVII. Bezirk. Die An⸗ 
gelegenheit ſteht ſo: Das Stadtbauamt wurde am 12. Juli zur 
Vorlage des Projectes hiefür aufgefordert, und wurde dieſe Vor⸗ 
lage am 18. Auguſt und am 13. September vom Magiſtrate 
urgiert. Nach 'gepflogener Erhebung im Stadtbauamte iſt das 
Project ausgearbeitet und es wird der Magiſtrat dahin wirken, dass 
dasſelbe mit aller Beſchleunigung feiner Erledigung zugeführt werde. 
Ich bitte, die Einläufe zu verleſen. 


Schriftführer Gem.-Nath Dehm (liest): 
8. Interpellation des Gem.-Rathes Wünſch: 


Das darniederliegende Baugewerbe und die ungünſtige wirtſchaftliche Lage 
der Arbeiterbevölkerung laſſen die Befürchtung als begründet erſcheinen, dafs 
in der bevorſtehenden Winterſaiſon die Erwerbsverhältniſſe der unteren Claſſen 
ſich noch miſslicher geftalten werden, als im vorigen Jahre. i 

Angeſichts dieſer vorhandenen Gefahr in Verbindung mit dem Herannahen 
einer verheerenden Seuche, für deren Verbreitung die mangelhafte Ernährung 
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gewiſſer Bevölkerungsſchichten geradezu den Boden vorbereitet, ſtelle ich hiemit 


an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 

1. Läſst der gegenwärtige Stand der Berathungen 
der Commiſſion für die Verkehrsanlagen Wiens die 
Inangriffnahme wenigſtens eines Theiles der auszu⸗ 


führenden Arbeiten noch im Laufe dieſes Winters er— 


warten? Und wenn dies nicht der Fall iſt: 

2. Welche Schritte gedenkt der Herr Bürgermeiſter 
an maßgebender Stelle zu thun, damit dieſes Ziel mit 
größerer Energie angeſtrebt werde? 

Nürgermeiſter: Ich werde dieſe Interpellation, da ich ſelbſt⸗ 
verſtändlich über die Angelegenheit nicht unterrichtet ſein kann, 
Sr. Excellenz dem Herrn Sectionschef Dr. Ritter von Wittek als 
Vorſitzenden der Verkehrsanlagen⸗Commiſſion übergeben und ihn 


erſuchen, hierüber die entſprechenden Mittheilungen zu machen. 


Dieſelben werde ich dann die Ehre haben, dem Gemeinderathe 
bekanntzugeben. 


Schriftführer Gem.-RNath Dehm (liest): 
9. Anfrage des Gem.-Nathes Nauſcher: 

Die im XVIII. Bezirke Wiens erſcheinende Halbmonatsſchrift „Währinger 
Bezirks⸗Nachrichten“ bringt in ihrer Nummer vom 1. September 1892, die in 
der Anlage beigeſchloſſen iſt, auf Seite 6, Spalte 1, unter dem Titel „Die 
Choleragefahr und das Währinger Judenſpital“ einen Artikel, welcher unſere 
Behörden auf die Gefahr einer möglichen Einſchleppung der im Auslande 


herrſchenden Seuche aufmerkſam macht. 


Trotzdem inzwiſchen mehr denn vierzehn Tage verſtrichen ſind, während 
welcher Zeit die den wohldurchdachten prophylaktiſchen Maßregeln der Regierung 
ſtricte zuwiderlaufenden Zuſtände in dem genannten Spitale leicht hätten ge⸗ 
beffert, beziehungsweiſe behoben werden können, iſt keinerlei Anordnung behufs 
Vermeidung der Einſchleppungsgefahr getroffen worden. 

Nunmehr iſt dagegen nach den Meldungen der galiziſchen Statthalterei 
— ben liberalen Tagesblättern zufolge — in Krakau und Podgorze die Cholera 
asiatica aufgetreten und durch Herrn Profeſſor Weichſelbaum bacteriologiſch 
conſtatiert worden. | 

Weil aber jetzt noch immer kranke Angehörige des bekannten intereſſanten 
Stammes, deſſen Genoſſen aus Ruſslaud nach dem unanfechtbaren Ausſpruche 
des Herru Prof. Koch auch den Bewohnern der Stadt Hamburg die Cholera 
beſcheert haben, aus Galizien in das im XVIII. Bezirke, Währing, Gürtel⸗ 
ſtraße 95, gelegene Spital der iſraelitiſchen Cultusgemeinde (Rothſchild⸗Stiftung) 
aufgenommen werden; weil ferner nach dem conſtatierten Auftreten der aſia⸗ 
tiſchen Cholera in Krakau und Umgebung eine erhöhte, fluchtartige Zuwanderung 
polniſcher Staatsbürger moſaiſcher Confeſſion, die vielleicht mit dem Cholera⸗ 
keime ſchon behaftet find, hier ftattfinden dürfte; weil endlich wegen des Trans⸗ 
portes ſolcher Kranken durch das Weichbild der Stadt Wien hiedurch die Ver⸗ 
breitung der drohenden Epidemie nur begünſtigt werden mufs, erlaube ich mir 

1. mit Beziehung auf den früher genannten Artikel der „Währinger 
Bezirks⸗Nachrichten“, 

2. mit Beziehung auf die erwähuten Meldungen der Tagesjournale, 

3. mit Beziehung auf die in der heutigen Landtagsſitzung vom Herrn 
Abgeordneten Anton Baumann an den Herrn Statthalter gerichtete Inter⸗ 
a folgende Anfrage an den Herrn Bürgermeiſter der Stadt Wien zu 
richten: | 


a) Iſt der Herr Bürgermeiſter willens, ſeinen ent— 
ſchiedenſten Einfluſs darauf zu verwenden, daſs keine 
aus Galizien zureiſenden Juden in das Währinger 
Privatſpital Aufnahme finden? 

b) Durch welche Mittel gedenkt der Herr Bürger— 
meiſter, falls eine Abweiſung der in das Rothſchild— 
vulgo Judenſpital Aufnahme ſuchenden Kranken nicht 
zuläſſig ſein ſollte, die Bewohner der ehemaligen Vor— 
orte, insbeſondere jene von Währing, vor der geſtei— 
gerten Erkrankungsgefahr zu ſchützen? 

Vürgermeiſter: Ich werde dieſe Interpellation in der nächſten 
Sitzung beantworten. 

Schriftführer Gem. Val Dehm (lest): 

10. Interpellation des Gem. -Nathes Frauenberger: 

Seit Jahrzehnten iſt die Bürgerſchaft Wiens beſtrebt, den Linienwall zu 
entfernen. Nach langwierigen Verhandlungen wurde endlich, wenn auch nicht 


nach dem Wunſche der Bevölkerung, die Verzehrungsſteuerfrage gelöst — und 
der einzige plaufible Grund für das Vorhandenſein desſelben beſeitigt. Der 
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Linienwall blieb aber deſſenungeachtet unbehelligt ſtehen. Es fand die Ver⸗ 
einigung der ehemals beſtandenen größeren Vororte mit Wien ſtatt, aber auch 
dieſer Zwiſchenfall hat den Linienwall nicht im entfernteſten berührt. Überraſcht 
war man allenthalben, als ſeitens der Gemeinde Wien eine Anzahl koſtſpieliger 
Durchbrüche gemacht wurden in dem Augenblicke, als man deſſen gänzliche 
Beſeitigung täglich, ja ſtündlich erwarten zu können glaubte. 

Wie groß iſt aber die Enttäuſchung! 

Der ſchmutzige, halbverfallene, im hohen Grade ſanitätswidrige Cholera- 
graben verbreitet noch heute als der Sammelpunkt alles Unreinen ſeine ſchädlichen 
Düfte und bietet mitten in der Reſidenz dem lichtſcheuen Geſindel einen will⸗ 
kommenen Schlupfwinkel. Ja noch mehr. — Es werden die Linienamtshäuſer 
verpachtet, Adaptierungen aller Art vorgenommen, ja ſogar Portale aufgeftellt 
und Spelunken und kleine Gaſthäuſer errichtet in ganz und gar ungeeigneten 
Räumen, fo dafs es den Anſchein hat, als wollte man den Linienwall jetzt erſt 
recht zum öffentlichen Argernis für die Mit- und Nachwelt in ſeiner ſanitäts⸗ 
widrigen Geſtalt haben. 

0 Ich erlaube mir daher, an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage zu 
richten: 

Ob derſelbe nicht geneigt wäre, den Herrn Miniſter— 
präſidenten neuerlich auf dieſen, der ganzen Stadt 
ſchädlichen und die Luft verderbenden Pilzgraben auf— 
merkſam zu machen und mit aller Energie dahin zu 
wirken, dafs derſelbe, wenn ſchon nicht aus anderen 
Gründen, ſo doch aus Rückſichten für das allgemeine 
Wohl und die Geſundheit der Bevölkerung ſchleunigſt 


entfernt werde. 


Nürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes zu 
erwidern: Die Herren können überzeugt fein, dass ich ebenſo wie 
Sie ſelbſt beſtrebt bin, alle Mittel anzuwenden, um endlich die 
Beſeitigung des Linienwalles zu erreichen. 

Die Hinderniſſe aber, meine Herren ſind Ihnen bekannt. Ich 
bin Ihrer Unterſtützung gewiss, wenn ich zur geeigneten Zeit und 
am geeigneten Orte die mir entſprechend ſcheinenden Maßregeln 
ergreife. Ich werde nicht ermangeln, Sie von allen Schritten in 
Kenntnis zu ſetzen und bitte um Ihre thatkräftige Unterſtützung. 
(Bravo!) 

Schriftführer Gem.-Bath Dehm (liest): 

11. Anfrage des Gem.⸗Nathes Hawranek: 


Seit einiger Zeit iſt es der Wiener Tramway ⸗Geſellſchaft beliebt, die 
Verträge die ſelbe einzuhalten verpflichtet iſt, ganz einfach zu ignorieren. 
So hat die Tramway-⸗Geſellſchaft in der Route Matzleinsdorfer- und 


Joſefſtädterſtraße immer 14 Wägen verkehren laſſen, ſeit kurzer Zeit dieſelben 


bis auf neun Wägen beſchränkt, und in den Mittagsſtunden werden auch die 
neun Wägen um zwei vermindert; fo folgt aus dem, ſtatt dafs die Wägen, wie die 
Vorſchrift iſt, alle ſieben Minuten verkehren, die Fahrenden oft 26 Minuten warten 
müſſen, bis ein Wagen dieſer Route kommt, wovon ich mich ſelbſt überzeugt 
habe; da ein ſolches Gebaren vertragswidrig iſt, ſo frage ich den Herrn 
Bürgermeiſter: 

Ob er als Chef des Magiſtrates die Wiener 
Tramway-Geſellſchaft dazu verhalten wolle, dass dieſelbe 
ihren Verpflichtungen genau nachkomme und alle ſieben 


Minuten die Wägen wieder verkehren laſſe. 
Dürgermeifter: Ich werde die in dieſer Interpellation 
behaupteten Thatſachen erheben laſſen und darnach handeln. 


Schriftführer Gem.⸗Rath Dehm (liest): 
12. Interpellation des Gem.-Nathes Steiner: 


Nachdem ſchon vor drei Monaten die ſtädtiſche Gasbeleuchtung in eigener 
Regie vom Gemeinderathe beſchloſſen worden iſt und in der Bevölkerung die 
Vermuthung auftritt, daſs die Vorarbeiten fo lange verzögert werden, bis an 
die Kündigung des Gasvertrages und an die Erbauung der ſtädtiſchen Gas⸗ 
werke nicht mehr gedacht werden kann, erlaubt ſich der Gefertigte an den 
Herrn Bürgermeiſter die Aufrage: 

1. Wie weit ſind die Vorarbeiten zur Beleuchtung 
in eigener Regie gediehen? 

2. Wann gedenkt der Herr Bürgermeiſter dieſe 
Angelegenheit dem Plenum des Gemeinderathes vor— 
zulegen? 
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Nürgermeiſter: Ich habe die Ehre, nach den gepflogenen 
Erhebungen Folgendes zu erwidern: Auf Grund des Gemeinde— 
raths⸗Beſchluſſes vom 20. Mai 1892 wurde mit Schreiben vom 
1. Juni 1892 an die engliſche Gasgeſellſchaft die Anfrage gerichtet, 
ob ſie auf die ungeſäumte Vornahme der im § 4, Alinea 3 des 
Gasvertrages vorgeſehene gerichtliche Schätzung mit allen Rechts⸗ 
wirkungen des Vertrages eingehe. Die Geſellſchaft hat hierüber 
ſchriftlich ihre Zuſtimmung erklärt. 

Der Magiſtrat hat mit Bericht vom 20. Mai d. J. das 
Programm für die Verfaſſung eines Projectes zur Erbauung 
ſtädtiſcher Gaswerke und die Preisausſchreibung zur Erlangung 
von Entwürfen für dieſe Werke und die Concursausſchreibung für 
die Bauleiterſtelle der Gaswerke vorgelegt und hat, nachdem der 
Gemeinderath mit Beſchluſs vom 7. Juli 1892 die Anträge des 
Magiſtrates genehmigt hat, ſowohl die in das Preisgericht ge⸗ 
wählten Experten von der Wahl verſtändigt, als auch an den öſterr. 
Ingenieur- und Architektenverein und den n.⸗ö. Gewerbeverein das 
Erſuchen gerichtet, die Wahl je eines Mitgliedes und je eines 
Erſatzmannes in das Preisgericht vorzunehmen und über die 
Wahlen und Annahme⸗Erklärungen am 10. Auguſt d. J. berichtet. 

Außerdem hat der Magiſtrat unterm 14. Juli 1892 die 
Concursausſchreibung für die Bauleiterſtelle mit einem Termine 
bis 17. September 1892 für die Überreichung der Geſuche ver- 
lautbart und ſind bis zum Schluſſe des Concurstermines 13 Com⸗ 


petenten eingeſchritten, deren Geſuche am 19. d. M. dem Herrn 


Baudirector zur Antragſtellung übermittelt wurden. Das Bauamt 
hat bereits am 18. Juli d. J. den Bericht über die Frage, wo 
die Gaswerke erbaut werden ſollen, erſtattet, worüber die Ver⸗ 
handlungen im Zuge ſind. — Zur Kenntnis. 


Schriftführer Gem.⸗Rath Dehm (liest): 
13. Interpellation des Gem.⸗RNathes Vurſcht: 
Hochverehrter Herr Bürgermeiſter! 

Vor kurzer Zeit wurde das Volksſchulgebäude in Hernals, Kirchengaſſe 37, 
einer Renovierung unterzogen, während das Gebäude nebenan, in welchem 
ſich das Staatsgymnaſium befindet, völlig unberückſichtigt blieb. Dieſes letztere 
Gebäude wurde von der früheren Gemeinde Hernals ſtets in gutem Zuſtande 
erhalten; erſt ſeit der Einverleibung der Vororte befindet ſich das Gebäude in 
einem elenden Zuſtande: Die Wände der Gänge find vom Schuldiener ſelbſt⸗ 


verſtändlich nicht gerade künſtleriſch ausgebeſſert, die Aborte ohne Waſſer, in 


ſolchem Zuſtande, dafs dies für die Schüler eine eminente Gefahr in ſanitärer 
Richtung bedeutet. 8 

Herr Stadtrath Noske hat zwar bei der Beſichtigung des Gebäudes 
eine baldige Abhilfe in Ausſicht geſtellt; da jedoch in dieſem Falle noch nicht. 
das greingfie geſchehen, erlaubt ſich der Gefertigte nachfolgende Anfragen 
zu ſtellen: N 

1. Iſt die Gemeinde Wien verpflichtet, das Gebäude, 
in dem ſich das Staatsgymnaſium befindet, in gutem 
Zuſtande zu erhalten? 

2. Iſt der Herr Bürgermeiſter bereit, dieſem Ubel— 
ſtande baldigſt abzuhelfen? 

Bürgermeifter : Ich werde dieſe Interpellation in der nächſten 
Sitzung beantworten. 


Schriftführer Gem.⸗Rath Dehm (liest): 

14. Interpellation des Gem.-Nathes Dr. Linke: 

Die in der Strecke Schwarzenbergplatz — Central-Friedhof verkehrenden 
Tramwaywagen ſind gewöhnlich in den Nachmittagsſtunden und gegen Abend 
derart überfüllt, dafs die meiſten Leute, welche nicht in der Lage find, einen 
eigenen Wagen zu mieten, zu Fuß gehen müſſen! Außerdem wird allgemein, 
und zwar mit Recht, über die bei der Felbergaſſe in Simmering eintretende 
Erhöhung des Fahrpreiſes geklagt, welcher für obige Strecke 15 kr., 
an Sonn⸗ und Feiertagen 20 kr. betrgt. | | 

An Sonn⸗ und Feiertagen ift die Überfüllung der von dem Central⸗ 
Friedhofe gegen 6 Uhr abends zurückkehrenden Wagen geradezu ein Scan dal. 
Nicht genug an dem, dass der innere Raum der Wagen mit Menſchen voll⸗ 
gepfropft iſt und die beiden Plattformen dicht beſetzt ſind, müſſen die Leute noch 
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bis auf den unterſten Stufen derſelben ſtehen, wenn ſie nicht zurückbleiben 
wollen. Die Pferde können dieſe ungeheure Ladung von etwa 70 Per- 
ſonen — das iſt mehr als das Doppelte der geſetzlich zuläſſigen Zahl — nicht 
erziehen; und ich habe am Sonntag den 11. d. M. ſelbſt geſehen, dafs vor 
den Augen der k. k. Sicherheitswache die ſich anſammelnden Menſchen für die 
gequälten Thiere ſelbſt Hand angelegt haben, einen Wagen vorwärts zu ſchieben. 
Hiebei beſteht der große Fehler darin, dafs die von der Praterſtraße in dieſe 
Route eingeſchalteten Wagen bloß bis zur Remiſe und nicht bis zum Central⸗ 
Friedhofe verkehren, wo es am nothwendigſten wäre, und dafs auf der Rück— 
fahrt vom Central-Friedhofe mehrere Wagen leer eingezogen werden, ſtatt eine 
vermehrte Wagenzahl dorthin abzuſchicken. 

Infolge deſſen entſteht beim Central⸗Friedhofe ein Gedränge von vielen 
hunderten von Menſchen, welche nicht fortkommen können, und welche, ſelbſt 
wenn ſie zu Fuß nach Simmering gehen, hier höchſtens zwei bis drei Ein⸗ 
ſpänner finden, die zur Beförderung einer großen Menſchenmaſſe ſelbſtverſtäudlich 
nicht hinreichen. | 2 N 

Dieſe Wagenüberfüllung übt ihre Rückwirkung auch auf die folgenden 
Tage, indem dann zur Schonung der Pferde die vorgeſchriebenen Intervalle 
von 57 bis 6˙9 Minuten nicht eingehalten werden können, und deshalb große 
Verzögerungen, namentlich bei der Remiſe I in Simmering eintreten. 

Es iſt unbegreiflich, das im Intereſſe der Wiener Tramwah-Geſellſchaft 
alle möglichen behördlichen Vorkehrungen getroffen werden, zum Schutze des 
Publicums aber gar nichts geſchieht, und es iſt jetzt, zur Zeit der 
drohenden Choleragefahr zu bedauern, dajs die Aufſichtsorgane nicht zur Ein- 
ſicht gelangen, daſßs auch die Überfüllung der Tramwaywagen für 


das Pub licum nicht bloß läſtig, ſondern auch gefundheitsgefähr- 


lich iſt, und daſs die Tramway-Geſellſchaft nicht verhalten wird, 
für ein genügendes Wagenmaterial Sorge zu tragen. 

Ich ſehe mich deshalb zu der gerechtfertigten Anfrage veranlasst: 

1. Sind dieſe Übelſtände dem Herrn Bürgermeiſter 
bekannt, und wenn nicht, iſt er geneigt, ſich ſofort von 
denſelben durch 
nahme der Friedhofs verwaltung und des Bezirksaus— 
ſchuſſes des XI. Bezirkes zu überzeugen? und 

2. was gedenkt der Herr Bürgermeiſter zu thun, 
um dieſen fürchterlichen Übelſtänden in Anbetracht der 
herrſchenden Gefahr noch rechtzeitig abzuhelfen? 

Vürgermeiſter: Ich habe die Ehre, Folgendes zu erwidern: 
Was die Überfüllung der Tramwaywagen anbelangt, iſt es eine 
Thatſache, die wir alle wiſſen (Rufe: Leider muf3 das geduldet 
werden!), ſpeciell auf dieſer Strecke ſoll dies nach den Erhebungen 
auf den Fahrzeit⸗Intervallen beruhen, die zu gewiſſen Tageszeiten, 
zu gewiſſen Tagesabſchnitten, an verſchiedenen Wochentagen ver— 
ſchieden ſind. 

In dieſer Richtung hat die Gemeinde ſeit Jahren die Ein- 
führung eines Verkehres von fünf zu fünf Minuten verlangt, 


aber ohne Erfolg. Die Einwendungen gegen die Winterfahrordnung - 


1891/92, ſowie gegen die Sommerfahrordnung 1892 haben keine 
Berückſichtigung gefunden, daher der Recurs ergriffen wurde, die 
Erledigung dieſes Recurſes iſt noch ausſtändig. 
der Fahrzeit⸗Intervalle, der zum Betriebe in Verwendung kom⸗ 
menden Wagen iſt von der Betriebsordnung weſentlich abhängig, 
deren Erledigung durch das Handelsminiſterium jedoch noch immer 
ausſteht. 

Schriftführer Gem.-Nath Dehm (verliest auszugsweiſe die 
folgende Interpellation des Gem.⸗Rathes Dr. Linke, nachdem 
die vollſtändige Verleſung derſelben von der Verſammlung ab- 
gelehnt wurde): 

15. Interpellation des Gem.-Nathes Dr. Linke: 

Mit Erlass des hieſigen Magiſtrates vom 3. September l. J., Z. 161265, 
wurde der Freiwilligen Rettungs⸗Geſellſchaft die Bewilligung ertheilt, auf dem 
hinter dem ſtädtiſchen Gebäude in Simmering, Hauptſtraße Nr. 82, gelegenen 
ſtädtiſchen Material⸗Lagerplatze „zwei Sanitäts-Baracken“, und zwar eine 
für die Sanitätsmannſchaft, für das Sanitätsmateriale nebſt Stall und Remiſe 
und die zweite für ein „Krankenaufnahmszimmer“, Bade- und Diener- 
zimmer für die Dauer der Epidemie zu errichten und zur Unrathsableitung 
einen Rohrcanal mit der Einmündung in deu Straßencaual der 
Pfeifergaſſe herzuſtellen. | | 8 

Wenn auch im Punkte 11 dieſes Erlaſſes bedungen wurde, jede Behand⸗ 
lung von Cholerakranken in dieſen Objecten zu unterlaſſen, ſo iſt dennoch eine 
dieſer Baracken ausdrücklich für die Aufnahme von Kranken 
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beſtimmt und im Punkte 11 ausdrücklich geſtattet, die projectierten Ruhe— 
betten bei plötzlichen Erkrankungen auf der Straße in der Nähe 
der Objecte zu benützen. . 

Wie durch den Localaugenſchein die Überzeugung gewonnen werden kann, 
befinden ſich dieſe bereits aufgeführten Baracken nur 63 Schritte von den 
Markthütten, 24 Schritte von der Kinderbewahr-Anſtalt und 
48 Schritte von der Volks- und Bürgerſchule am Marktplatze und 
ragen über die Einfriedung, innerhalb welcher ſie ſich befinden, haushoch 
empor, ſchon durch ihren Auſtrich mit Theer und ihr düſteres Ausſehen 
äußerlich erkennbar, fo daſßs fie, wenn fie auch nach dem obbezogenen 
Erlaſſe keinerlei Aufſchrift haben dürfen, welche auf die Cholera Bezug hat, 
nach ihrer obaugeführten Beſtimmung nicht ohne Grund vom Volke „Cholera— 
Baracken“ genannt werden können. 

Dieſe Baracken gehören alſo nicht in die nächſte Nähe der 
Kinderbewahr-Anſtalt und der Schule und des Marktes, auf welchem 
Lebensmittel verkauft werden, und zwar umſoweniger, als die Bewohner des 
Geiſelberges, der Hirſcheu- und Pfeifergaſſe vorübergehen, die Schuljugend ſich 
hier herumtreibt und kein anderer Weg zu denſelben führt, als einerſeits mitten 
zwiſchen den Markthütten und Verkaufsſtänden, andererſeits bei der Kinder- 
bewahr⸗Auſtalt und der Schule vorüber und ein gemeinſchaftlicher Unrathscanal 
allen dieſen Anſtalten dient. | 

Wenn alſo der Herr Bürgermeiſter meine, am 16. d. M. eingebrachte 
diesbezügliche Interpellation als unrichtig bezeichnet hat, ſo kann dies 
nur darin ſeinen Grund haben, das dieſelbe nicht vollſtändig geleſen 
wurde, und der oberwähnte Erlaſs des Magiſtrates nicht vorlag. 

Ich ſehe mich deshalb verpflichtet, den Herrn Bürgermeiſter neuerlich auf 
die örtliche Ungehörigkeit dieſer beiden ſogenannten Cholera-Baracken 
am Marktplatze in Simmering aufmerkſam zu machen, und zu fragen: 

1. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, zu verordnen, 
daſs in dieſen Baracken unter keinen Umſtänden Cholera— 
kranke oder überhaupt an einer Epidemie erkrankte 


Perſonen aufgenommen und dass die projectierten Ruhe— 
betten für plötzlich Erkrankte gänzlich aufgelaſſen werden? 

2. Iſt der Herr Bürgermeiſter überhaupt im Stande 
und bereit, noch rechtzeitig jene Vorkehrungen zu treffen, 
durch welche der Verkehr mit dieſen Baracken einerſeits 
von dem Marktplatze, andererſeits von der Kinder— 
bewahr-Auſtalt und der Volks- und Bürgerſchule voll— 
ſtändig iſoliert werde? 

Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, dieſe Interpellation zu 
beantworten wie folgt: Dieſe Sanitätsbaracken ſind der Freiwilligen 
Rettungs⸗Geſellſchaft bewilligt worden und es geht nicht an, 
einem humanitären Inſtitute, insbeſonders bei den jetzigen Zeiten, 
Hinderniſſe in den Weg zu legen. Es ſind die Baracken unter 
beſtimmten Bedingungen bewilligt worden, die in den Bauconſens 
aufgenommen worden ſind. Es dürfen nämlich dort keine Kranken 
untergebracht werden. Dass aber Ruhebetten für plötzlich Erkrankte 
aufgeſtellt werden, liegt wohl in der Natur der Sache und kann 
das unmöglich abgeſchafft werden. Es können dieſe Baracken auch 
nicht anderswohin kommen, weil nach den gepflogenen Erhebungen 
der Platz für dieſe Sanitätsbaracken paſſend erſcheint und es nicht 
im Intereſſe der Humanität gelegen iſt, Schwierigkeiten zu machen. 

Schriftführer Gem. ⸗Rath Dehm (liest): 
16. Interpellation des Gem.⸗Nathes Prauneiß: 
Am 24. Juli 1891 habe ich den Antrag eingebracht, dass der Durchbruch 
des Schmelzer Friedhofes in der Verlängerung der Hütteldorferſtraße zur Weft- 
bahn⸗Linie durchgeführt werden möchte, da ſich hiedurch die Bauthätigkeit in 
obbenannter Straße heben würde. — 

Nachdem ich gehört habe, daſs jetzt wieder zwei Neubauten aufgeführt 
werden und dieſe Durchführung nur im Intereſſe der Gemeinde liegt, ſtelle ich 
an den Herrn Bürgermeiſter die ergebene Anfrage: | 


Wird dieſer mein Antrag der gefhäftsmäßigen 
Behandlung unterzogen? N 
Vürgermeiſter: Ja, gewiss iſt der Antrag der geſchäfts— 
ordnungsmäßigen Behandlung zugewieſen worden. 
Schriftführer Gem.-Rath Dehm (liest): 
17. Interpellation des Gem.-Nathes Schlögl: 
1. Iſt der hochgeehrte Herr Bürgermeiſter geneigt, 
das Nöthige zu veranlaffen, dafs in allernächſter Zeit 
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endlich ſeinem Verſprechen gemäß die der Gemeinde 
Wien unwürdigen Beſoldungen der Beamten der ſtädti— 
ſchen Pfandleih-Anſtalt der Gemeinde Wien, XIV. Bezirk, 
in einer den Anforderungen der Gerechtigkeit und 
Humanität entſprechenden Weiſe aufgebeſſert, beziehungs— 
weiſe reguliert werden? 

2. Iſt das Gerücht begründet, dass zwiſchen der 
Gemeindevertretung und der Regierung Unterhandlungen 
wegen Übernahme der ſtädtiſchen Pfandleih-Anſtalt im 
XIV. Bezirke in die Staatsverwaltung gepflogen wurden, 
eventuell wie weit ſind ſelbe gediehen? Oder wenn 
nicht, wie verhält ſich der hochgeehrte Herr Bürger— 
meiſter gegenüber den Anträgen des Magiſtrates auf 
Errichtung mehrerer Pfandleih-Anſtalten und Spar— 
caſſen in verſchiedenen Bezirken Wiens? 

Vürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes zu 
erwidern: Was dieſe Gehalte anbelangt, ſo liegt der betreffende 
Act beim Magiſtrate und wird darüber Bericht erſtattet werden; 
aber es wird, ſoviel ich glaube, eine Syſtemiſierung nicht eintreten, 
und zwar aus dem Grunde, weil der Gedanke beſteht, die Pfand— 
leihanſtalt in der Weiſe umzuformen, daſs entweder der Staat 
eine Filiale vom Verſatzamte errichtet, oder daſs eine Filiale von 
der Verkehrsbank errichtet wird. | 

Verhandlungen ſind aber darüber noch nicht gepflogen, ſondern 
es iſt mehr eine Idee; es findet ein Austauſch von Gedanken ſtatt, 
und wenn die Sache weiter fortgeſchritten ſein wird, wird der 
Gemeinderath ſofort in Kenntnis geſetzt werden. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Dehm (liest): 

18. Interpellation des Gem.⸗Nathes Schlögl: 

Allwöchentlich Dienstag und Freitag kommt am Matzleinsdorfer 
Frachtenbahnhofe ſehr viel Schlacht- und Nutzvieh von verſchiedenen ungariſchen 
und ſteiermärkiſchen Märkten an, kann aber nicht abgetrieben werden, weil kein 
Thierarzt am Platze ift, der die geſetzliche Beſchau vornimmt, was erſt geſchieht, 


wenn der Pferdemarkt zu Ende iſt und der dort functionierende Markteommiſſär 
gegen 2 bis 3 Uhr die Beſchau vornimmt. Dieſe Thiere ſind daher ſchutzlos 


der Unbill der Witterung von früh morgens bis nachmittags ausgeſetzt, die 


Eigenthümer ſtundenlang gehindert in der Verwertung derſelben. 

Erlaube mir daher an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die In ter— 
pellation zu richten: 

Ob er nicht geneigt wäre, dieſem großen Übel: 
ſtande abzuhelfen, das Marktdepartement zu beauf— 
tragen, einen Beamten (Thierarzt) dorthin zu dirigieren, 
damit die Eigenthümer ihres Viehes dasſelbe ſchon 
bald nach deſſen Ankunft in Empfang nehmen und in 
ihre Stallungen abtreiben können. 

Vürgermeiſter: Ich werde über das Vorgebrachte Erhebungen 
pflegen laſſen und in der nächſten Sitzung die Anfrage beantworten. 

Schriftführer Gem.-Rath Dehm (liest): 

19. Antrag des Gem.-Rathes Seiler: 


Am Nordweſtbahnhofe wurde vom Arar ein neues Poſtgebäude errichtet, 
welches der dortigen Umgebung zur Zierde gereicht. Vor dieſem Gebäude iſt 
ein Streifen bis zur Fahrſtraße ungepflaſtert, infolge deſſen bei Regenwetter 
Pfützen entſtehen und bei trockenem Wetter Staubmaſſen aufgewirbelt werden. 

Nachdem das Stadtbauamt zur Pflaſterung dieſer Strecke bereits ein 
Project ausgearbeitet hat, ſtellen die Unterzeichneten den Antrag: 


dafs dieſe Pflaſterung noch vor Eintritt der ſchlechten 
Jahreszeit ausgeführt werde. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Dehm: Antrag des Herrn 


Gem.⸗Rathes Ferd. Maher. Derſelbe bittet, dafs fein Antrag 


vollinhaltlich verleſen werde. 
DBürgermeifler: Herr Gem.⸗Rath Ferd. Maher erſucht, 
daſs fein Antrag zur Gänze verleſen werde. Jene Herren, welche 
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dem Antrage zuſtimmen, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht. 
Nach einer Pauſe:) Das iſt die Minorität. Der Antrag iſt a b⸗ 
gelehnt. 

(Schriftführer Gem.⸗Rath Dehm verliest nun auszugsweiſe 
den nachſtehenden Antrag:) 

20. Antrag des Gem.⸗Nathes Ferd. Mayer: 

Se. Excellenz der Herr Statthalter von Niederöſterreich hat durch das 
Heranrücken der Choleragefahr und die Maßnahmen gegen die Cholera-Epidemie 
ſich veranlaſst gefunden, gemäß des § 16 der Kundmachung vom 4. l. M., 
ſchon jetzt alle Maſſenanſammlungen zu vermeiden. Be 

Auf Grund deſſen wurden vom Wiener Magiftrate vom 10. l. M. 
ſämmtliche Genoſſenſchafts-Vorſteher und Obmänner der Gehilfenverſammlung 
verftändigt, nur im Falle des dringendſten Bedürfniſſes Genoſſenſchafts-Ver⸗ 
ſammlungen einzuberufen. N 

Nach dieſer ſtricten Weiſung ſollte man meinen, es gelte dieſe Verordnung 
nicht nur für die Stadt Wien, ſondern auch für die Vororte und Gemeinden 
außerhalb Wiens. Daſßs dem nicht ſo iſt, beweist folgender Fall: 

Sonntag den 18. l. M. wurde eine große Arbeiterverſammlung nach 
Atzgersdorf einberufen zur Gründung eines Arbeiterverbandes und Conſtituierung 
desſelben. An derſelben waren weit über 400 Arbeiter anweſend, wo dieſelben 
dichtgedrängt drei Stunden im Locale verſammelt blieben. Als Regierungs- 
vertreter fungierte der Bezirkshauptmann von Hietzing. ̃ 

Nach dieſem Vorkommnis mußs ſich doch jedermann fragen, wie iſt es 
möglich, in Wien ſind Genoſſenſchafts-Verſammlungen beſchränkt und in den 
nächſten Vororten von Wien dürfen ſelbe anſtandslos abgehalten werden? 

Hatte der Herr Bezirkshauptmann von Hietzing am 18. 1. M. noch nicht 
Kenntnis von dem Erlaſſe des Herrn Statthalters vom 4. l. M., oder wurde 
die Conſtituierung des Arbeiterverbandes als ein dringendes Bedürfnis an- 
erkannt und daher dieſe Verſammlung bewilligt? N 

Ich ſtelle demnach den Dringlichkeits-Antrag: 

Der Herr Bürgermeiſter wolle dieſe oben angeführte 
Thatſache Sr. Excellenz dem Herrn Statthalter mit— 
theilen mit dem Erſuchen, zu veranlaſſen, daſs Ver— 
ordnungen wegen Hintanhaltung der Cholera-Epidemie 
nicht nur für Wien, ſondern auch für ſämmtliche Ge— 
meinden Niederöſterreichs zur Geltung gelangen. 

Bürgermeiſter: Ich werde dieſe Eingabe nicht als einen 
Antrag, ſondern als Anzeige an mich behandeln, und denſelben der 
Statthalterei vorlegen. (Rufe: Sehr richtig!) \ 

Schriftführer Hem.-Rath Dehm (liest): 

21. Dringlichkeits-Autrag des Gem.-Nathes Geyer 
und Genoſſen: a 

Nachdem der äußere Gürtel in der Strecke von der Währinger- bis zur 
Nuſsdorfer⸗Linie nunmehr vollſtändig ausgebaut und nach Herſtellung mehr⸗ 
facher Durchbrechungen des alten Linienwalles und Entſtehung zahlreicher Neu⸗ 
bauten der Zuſammenſchluſs des XVIII. mit dem IX. Bezirke in jenem Theile 
vollendet iſt, erſcheint es dringend geboten, den Bewohnern des oberen und 
unteren Theiles der Exuergaſſe die unmtttelbare Communication dadurch zu 
ermöglichen, dass die Flucht der Exnergaſſe nach Überſetzung des Gürtelſpiegels 
bis zum oberen Ende derſelben fortgeführt wird. Dies bedingt die Durch⸗ 
legung der Straße durch den communalen Kinderpark am Gürtelſpiegel nächſt 
der beſtandenen Währinger⸗Linie — ein Werk, welches weder erhebliche Koſten 
verurſachen, noch die Zwecke des Kinderparkes weſentlich beeinträchtigen wird. 

In Erwägung, daſs die ſteuerzahlenden Geſchäftsleute am Gürtel, welchen 
durch die Einfriedung des Kinderparkes, wie durch eine Mauer jeder Zuzug 
der Kunden abgeſchnitten erſcheint, auf Schonung ihrer Exiſtenz gewiſs Anſpruch 
erheben dürfen, beantragen wir dringlich: en 

Es ſei die unmittelbare Verbindung zwiſchen dem 
nördlichen und ſüdlichen Theil der Exnergaſſe unver— 
weilt in Angriff zu nehmen. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.- Bath Dehm (liest): 

22. Antrag des Gem.-Nathes Seidler und Genoſſen: 

Die ſehr zahlreiche Bevölkerung der Braunhubergaſſe des XI. Bezirkes 
in Simmering iſt durch den Mangel eines ausgiebigen und geſunden Trink⸗ 
waſſers derzeit im harten Bedrängniſſe. Der Auslaufbrunnen der Hochquellen⸗ 
leitung auf der Hauptſtraße kann von den meiſten Bewohnern dieſer Gaſſe, 
insbeſondere von den beiden ſich dort befindlichen Fabriken (Lackfabrik Schramm 
und Lederfabrication für Heeres⸗Ausrüſtung), welche mehrere hundert Arbeiter 
beſchäftigen, der großen Entfernung wegen nicht erreicht werden. 5 

Bei der gegenwärtig drohenden Gefahr einer Einſchleppung der Cholera⸗ 
Epidemie befinden ſich die Bewohner der Braunhubergaſſe in einer leicht zu 
begreiflichen ängſtlichen Beſorgnis, und bringen daher ihre gedrückte Stimmung 
durch laute Klagen in beredter Weiſe zum Ausdruck. 
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Nachdem nun die Hochquellenleitung bereits in der Schule der Braun⸗ 
hubergaſſe eingeleitet wurde, ſo wäre dieſem Übelſtande leicht dadurch abzuhelfen, 
wenn die Rohrleitung bis in die Gegend der Schramm'ſchen Fabrik ver⸗ 
längert, und daſelbſt ein Auslaufbrunnen errichtet würde. 


Ich ſtelle demnach den ergebenen Antrag: 

Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen, in 
der obgenannten Gaſſe an geeigneter Stelle einen 
Auslaufbrunnen herſtellen zu laſſen, um den dringenden 
und gerechten Wünſchen der dortigen Bewohner zu 
entſprechen. 

Bürgermeifter: An den Stadtrath. 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung. 

23. Referent Gem.-Rath Vaugoin: Zahl 5371. Das 
Executiv⸗Comité des Reconvaleſcentenheims für arme Wöchnerinnen 
in Gerſthof bittet um eine Subvention. Dasſelbe beſteht ſeit mehr 
als drei Jahren; in demſelben wurden im abgelaufenen Jahre 
274 Wöchnerinnen durch 4176 Verpflegstage behandelt; außer den 
Wöchnerinnen werden an dieſer Anſtalt noch Säuglinge, wie ſie 
mit den Wöchnerinnen kommen, ebenfalls aufgenommen und unent⸗ 
geltlich verpflegt und erhalten. Durchſchnittlich kommt auf eine 
Wöchnerin ein Zeitraum von 147 Tagen. Im verfloſſenen Jahre 


hat der Gemeinderath dieſem Reconvaleſcentenheim eine Subvention 


von 300 fl. gegeben. Von Seite des Magiſtrates wird auf den 
ſehr wohlthätigen Zweck dieſes Unternehmens hingewieſen, es finden 
Wöchnerinnen unentgeltliche Aufnahme, Verpflegung und gute Er— 
nährung, und ich bitte, dieſem humanitären Inſtitute wie im ver⸗ 
floſſenen Jahre auch für das Jahr 1892 eine Subvention von 
300 fl. zu gewähren. 
Bürgermeifter : 
nommen: 
Es wurde daher beſchloſſen, dem Reconvale⸗ 
ſcentenheim für arme Wöchnerinnen in Gerſthof eine 
Subvention von 300 fl. pro 1892 zu bewilligen. 


24. Referent Gem.⸗Nath Noſchan: 
berichten über den Antrag des Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Linke, 
betreffend eine Subvention an die durch Hochwaſſerſchäden 
geſchädigten Grundbeſitzer und Gärtner in Simmering. Der Antrag 
geht dahin, der Gemeinderath wolle zur augenblicklichen Linderung 
der Noth der durch die Üüberſchwemmung verunglückten Familien dieſes 
Bezirkes vorläufig einen Betrag von 4000 fl. bewilligen, und nach 


Einverſtanden? (Zuſtimmung.) Ange⸗ 


Feſtſtellung des geſammten Schadens weitere Maßregeln veran⸗ 


laſſen, welche dem Nothſtande der Bevölkerung in ausgiebiger 
Weiſe abhelfen, und durch welche der Wiederholung ſolcher Ver— 
heerungen möglichſt Einhalt gethan wird. 

Was den letzten Theil dieſes Antrages betrifft, ſo iſt er zum 


Theile Angelegenheit der Donauregulierungs⸗Commiſſion; er wird 
übrigens von der Gemeinde im Auge behalten, und wird ein 


ſeparater Bericht darüber erſtattet werden. Der heutige Bericht 
bezieht ſich lediglich auf die Angelegenheit der Unterſtützung der 
nothleidend gewordenen Familien. Was dieſe Angelegenheit betrifft, 
ſo wurden von Seite des Magiſtrates Erhebungen über die Höhe 
des Schadens angeſtellt, welche natürlich ziemlich ſchwierig waren, 
weil ſich ja bei einem Acker, der etwas überflutet und verſandet 
iſt, ſehr ſchwer jagen läſst, wie groß eigentlich der Schade iſt. 
Der Magiſtrat kommt nach einer längeren Erörterung, in welcher 
er gründlich die Anſicht entwickelte, dafs dieſe Entſchädigung 
eigentlich Sache des Staates iſt, und dass die Entſchädigung von 
Seiten der Gemeinde nur als eine Aushilfe betrachtet werden könne, 
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zu dem Antrage, es fei ein Betrag von 2685 fl. an eine Anzahl 
hier im Referate beſtimmter Perſonen, Küchengärtner, in Beträgen 
von 50 bis 100 fl. zu vertheilen. Mit dieſem Antrage des Magi⸗ 
ſtrates iſt die Angelegenheit in den Stadtrath gekommen. 

Im Stadtrathe war eine Meinung dahingehend, man möge 
den betreffenden Gärtnern dadurch aushelfen, daſs man ihnen 
ein unverzinsliches, auf eine lange Reihe von Jahren rückzahl⸗ 
bares Darlehen im Betrage von 4000 fl. gebe. Die gegen⸗ 
theilige Meinung im Stadtrathe wurde dahin ausgeſprochen, dafs 
mit einem Darlehen den Leuten, welche ohnehin ſehr viele Schulden 
haben werden, nicht viel gedient ſei, dafs die beſſer ſituierten dieſes 
Darlehen zurückzahlen müssten, und eine Eintreibung von denjenigen, 
welche den Betrag nicht gutwillig zurückgeben oder nicht zurüc- 
zugeben in der Lage ſind, von Seiten der Gemeinde ſehr ſchwierig 
wäre; es würde eine außerordentlich harte Maßregel ſein, das 
Geld wieder einzutreiben, und müſste ein Theil desſelben als 
verloren betrachtet werden. Es hat ſich alſo die Mehrheit des 
Stadtrathes dahin ausgeſprochen, dem Gemeinderathe den Antrag 
zu ſtellen, eine Subvention von 2000 fl. an die im 
Magiſtrats-Referate ſpeciell bezeichneten Küchengärtner 
im XI. Bezirke zu beſtimmen, und die Bewilligung 
eines Zuſchuſscredites in dieſer Höhe in der betreffen— 
den Ausgabepoſt auszuſprechen. Der Stadtrath hat ſich 
hiebei von der Erwägung leiten laſſen, dafs der Gemeinderath bei 
allen Elementar⸗Ereigniſſen den Betroffenen zu Hilfe kommen müſſe, 
daſs jedoch, um Präjudize zu vermeiden, der Schaden nicht voll- 
ſtändig erſetzt werden kann, weil dies überhaupt nicht Sache der 
Gemeinde iſt, ſondern dafs dieſe Aushilfe lediglich als Geſchenk 
zu betrachten iſt und als ein Zeichen, dass der Gemeinderath fo- 
weit als möglich in Unglücksfällen den Betroffenen beiſpringt und 
hilfreich an die Hand geht. Aus dieſem Grunde erlaube ich mir, 
an Sie die Bitte zu ſtellen, dieſem Antrage Ihre eee 
zu ertheilen. 

Gem.-Nath Dr. Linke: Vor allem mufs ich dem löblichen 
Stadtrath und insbeſondere dem Herrn St.-R. Boſchan danken, 
daßs dieſe Angelegenheit endlich zum Abſchluſs gebracht wurde. Ich 
wende mich nun an die löbliche Verſammlung und bitte ſie dringend, 
dieſen Antrag zu unterſtützen, und zwar aus dem Grunde, weil 


das Elend, das Unglück, von welchem die Überſchwemmten betroffen 


worden ſind, wirklich ein bedeutendes iſt. Die Unterſtützung, welche 


hier beantragt wird, iſt zwar im Vergleiche zu dem wirklichen 


Schaden ſehr gering, wie ich mich durch Augenſchein überzeugt 
habe. Es iſt aber auch ſchon lange Zeit verlaufen, ſeitdem die 
überſchwemmung ſtattgefunden hat. Die Leute waren alſo ſchon 
ſeit langer Zeit, ſeit dem Monate Juni in einer fürchterlichen 
Nothlage und waren bemüſſigt, Darlehen aufzunehmen, die ſie hoch 
verzinſen müſſen. Es iſt alſo dringend geboten, daſs man ihnen 
eine Unterſtützung gewährt. Dieſe Unterſtützung hätte, wenn ſie 
ſogleich bewilligt worden wäre, eine viel größere Wirkung gehabt. 
Ich kann es wohl nicht wagen, weil ich nicht weiß, welche Stimmung 
hier herrſcht, zu bitten, eine größere Unterſtützung zu bewilligen. 
Ich kann es nicht wagen, nachdem ich ja dankbar anerkennen muss, 
daſs die Sache nach jo langer Zeit endlich zur Erledigung kommt. 
Ich bitte Sie daher, erbarmen Sie ſich der Unglücklichen und 
unterſtützen Sie wenigſtens dieſen Antrag. Wenn aber jemand von 
Ihnen das Herz hat, eine höhere Unterſtützung zu beantragen, fo 
thut er gewiſs damit ein wohlthätiges Werk. Es wurden hier ſchon 
ſo viele Subventionen auch für die Bewohner anderer Länder 
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bewilligt. Heute handelt es ſich um die eigenen Gemeindeange⸗ 
hörigen. Nehmen Sie ſich alſo derſelben an. Ich möchte daher 
ſehr wünſchen, daſs jemand von den Herren eine Erhöhung des 
Betrages beantragen würde. 

Es handelt ſich hier noch um etwas anderes. Auch ich bin 
für die Sparſamkeit eingenommen und deshalb möchte ich, daßs 
dieſen Unglücksfällen für die Zukunft vorgebeugt werden ſoll. Ich 
habe bereits in meinem Antrage angedeutet, was zu geſchehen hat. 
Es ſind hauptſächlich zwei Urſachen, welche immer wieder die 
Überſchwemmungen herbeiführen. Das iſt erſtens der ſchlechte Schutz 
damm, welcher aufgeführt worden iſt und den ich mit eigenen 
Augen geſehen habe, der geradezu ein Scandal iſt, indem er ſo 
durchlöchert iſt, daſs ſogar Fiſche durchdringen können, wie ich 
gehört habe. Zweitens iſt es die Unterlaſſung der Regulierung des 
Schwechatfluſſes und des Wildbaches. Deshalb möchte ich auch, 
was ich ſchon in meinem Antrage angedeutet habe, wiederholen 
und den Antrag ſtellen, daſs der Herr Bürgermeiſter beauftragt 
wird, die erforderlichen Schritte bei den competenten Organen ein⸗ 
zuleiten, daſs für die Zukunft ſolche Überſchwemmungsgefahren 
vermieden werden. Alſo ich bitte, erhöhen Sie womöglich den 
Betrag der Subvention und beſchließen Sie, dass diejenigen Vor— 
kehrungen zu treffen find, durch welche ſolcher Überſchwemmungs⸗ 
gefahr für die Zukunft vorgebeugt werden könne. 

Gem.-⸗Rath Dr. Daum: Ich bin mit dem Antrage des 
Stadtrathes inſofern einverſtanden, als er eine Unterſtützung von 
Mitbürgern befürwortet, welche wirklich im hohen Maße zu 
empfehlen iſt. Die armen Leute, die hier betroffen ſind, ſind in 
hohem Grade beklagenswert und ſind um ihren Erwerb gebracht 
worden. Es ſind Steuerträger, welche die Gemeinde auch darum 
allen Grund hat, zu unterſtützen, damit ſie ihr erhalten bleiben. 
Ich bin aber gegen die Form, in welcher der Stadtrath die Unter- 
ſtützung bewilligt hat, denn es find nicht Bettler, mit denen wir 
es zu thun haben, und in jedem Geſchenke liegt etwas Entwürdi⸗ 
gendes für den Empfänger. Ich höre, daſs im Stadtrathe ſelbſt 
Schon eine Anregung in dieſem Sinne erfolgt iſt und wäre dafür, 
dafs den Betreffenden ein Darlehen gegeben werde, beziehungsweiſe, 
daſs man Darlehen, welche allerdings einen höheren Betrag erreichen 
können, den Creditwürdigen unter ihnen gibt, ohne die Gemeinde 
darum zu belaſten. Ich würde, um einen poſitiven Antrag zu 
ſtellen, die Ziffer von 2000 fl. nennen, welche als unverzinsliches 
Darlehen an die vom Magiſtrate bezeichneten Küchengärtner 
gegeben werden ſollen. 

Gem.-Nath Hawranek: Es hat ſchon der Magiſtrat Er⸗ 
hebungen gepflogen, und es hat die Gemeinde, wie der Herr 
Referent erwähnt hat, mit jedem Rückſprache gepflogen und hat 
alles eingetheilt, wieviel jeder kriegt. Da hat der Magiſtrat 2500 fl. 
herausgebracht. Nun beantragt der Stadtrath 2000 fl. Da mußs 
wieder friſch angefangen und reſtringiert werden. 

Ich begreife die Knickerei des Stadtrathes nicht; wenn es 
ſich darum handelt, Plätze zu verſchleudern, gibt man die Quadrat⸗ 
klafter um 15 fl. Hier aber, wo es ſich um eine arme Bevölkerung 
handelt, die nichts hat, iſt man knauſerig. Ich möchte beantragen, 
dafs man nach dem Antrage des Herrn Dr. Linke ihnen 4000 fl., 
aber kein Darlehen gibt. Ein Darlehen nützt den armen Leuten 
nichts, ſie können es nicht zurückzahlen. Aber geholfen kann ihnen 
werden, dass fie wieder ſteuerkräftig werden, deshalb beantrage ich, 
ihnen die 4000 fl. voll auszuzahlen. Es läſst ſich leichter auf⸗ 
beſſern, als reſtringieren. Ich nehme den Antrag des Herrn Dr. 
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Linke auf, und bitte Sie, meine Herren, bewilligen Sie das. 
Es iſt ja doch unſere Bevölkerung, es handelt ſich um ſteuer⸗ 
tragende Mitbürger. 

Gem.-Rath Dr. Tueger: Meine Herren! Ich habe mich 
nicht zum Worte gemeldet, um über die Subvention zu ſprechen, 
obwohl ich der Meinung bin, das im vorliegenden Falle durch 
ein Darlehen nicht genützt wird, ſondern nur durch eine aus⸗ 
giebige Subvention. Es ſind arme Leute, die ihr Hab und Gut 
verloren haben, und denen nur dadurch geholfen werden kann, 
daſs es ihnen erſetzt wird. Ich werde auch nicht knauſerig fein 
und im vorliegenden Falle für den Betrag von 4000 fl. ſtimmen, 
weil ich der Meinung bin, dajs bei ſolchen Gelegenheiten die 
Sparſamkeit eine übel angebrachte iſt. Ich kann aber nicht umhin, 
hier zu erklären, dafs ich der Meinung bin, dafs nicht die Gemeinde 
Wien die Verpflichtung hat, hier Hilfe zu leiſten, ſondern dafs, 
wenn jemand verpflichtet iſt, Hilfe zu leiſten, dieſe Verpflichtung 
die Donauregulierungs-Commiſſion trifft. Die Donauregulierung, 
wie ſie von Seite dieſer Commiſſion durchgeführt wurde, iſt eine 
ſolche, welche die Gefahr für die Anwohner nicht abwendet, ſondern 


außerordentlich erhöht hat und nun, wie ich Gelegenheit hatte, 


die geradezu ſcandalöſen Zuſtände längs der Donau zu beobachten, 
mußs ich jagen, es wäre die Verpflichtung und auch vielleicht unſere 
Verpflichtung vorhanden, die Donauregulierungs⸗Commiſſion auf⸗ 
zufordern, den ganzen Schaden zu erſetzen. Freilich müſſen auch 
wir dann mitzahlen, aber wir tragen dann nur ein Drittel dazu 
bei, während wir ſo den ganzen Schaden zu tragen haben. 

Die Donauregulierungs-Commiſſion iſt verpflichtet, dieſen 
armen Leuten, welche ſie durch ihre ſchlechte, man möchte ſagen, 
nichtsnutzige Arbeit, durch den ganz verfehlten Plan unglücklich 
gemacht hat, den Schaden zu erſetzen. Das iſt meine Meinung, 
die ich hier vertrete und die ich auch, wenn die Sache im Land— 
tage zur Sprache kommen wird, dort vertreten werde, wo natürlich 
höhere Schadensziffern vorliegen, als bei uns. Endlich muj3 mit 
der Verantwortlichkeit Ernſt gemacht werden, ſonſt machen unſere 
Herren Techniker was ſie wollen. 

Wenn man die Geſchichte anſieht, fo findet man, daßs 
Dämme aus Schotter, nicht vielleicht gepflaſtert, mitten ins Waſſer 
hineingebaut wurden, durch welche das Waſſer ſtromweiſe rinnt. 
Wenn man jo etwas ſieht, jo muss man jagen und es unſeren 
Technikern begreiflich machen, dass fie mindeſtens fo viel zu 
verſtehen haben, als ein ganz gewöhnlicher Deichgräber verſteht, 
welcher weiß, dafs durch ſolche Dämme das Waſſer durchrinnen 
muſs. Das müſſen die Techniker auch wiſſen, und wenn ſie ſolche 
Dämme herſtellen, müſſen ſie auch die Folgen tragen, welche dadurch 
entſtehen. Ich werde auch an einem anderen Orte den Antrag 
vertreten, daſs die Donauregulierungs⸗Commiſſion dazu verhalten 
werde, den Schaden dieſer Leute zu erſetzen, und kündige dies 
gleich hier an. 

Gem.⸗Nath Herold: Meine Herren, ich habe mir ſchon bei 
der letzten Budget⸗Debatte erlaubt, auf das Los dieſer armen 
Gärtner hinzuweiſen, welche ſchon viel durch den Zwiſchenhandel 
gelitten haben, und durch dieſe Elementar⸗Ereigniſſe geradezu an 
den Bettelſtab gebracht wurden. Dem Sparmeiſter Herrn Gem. 
Rath Frauenberger mußs ich zuſtimmen, dafs man dem 
Gemeinderath nicht den Vorwurf machen kann, daſs er bei Sub- 
ventionen karg verfahre. Manchmal möchte ich über ſolche Sub- 
ventionen lieber den Deckmantel der chriſtlichen Liebe ziehen, aber 
dieſe Sache betrifft arme Gewerbsleute. Wenn wir bei anderen 
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Ständen manchmal geradezu überſchwängliche Liebe zeigen, z. B. 
bei den Lehrern und Beamten, ſo kann ich es auch hier, wo Ge⸗ 
werbsleute berückſichtigt werden ſollen, nur mit Freude begrüßen, 
daſs der Stadtrath beantragt, 
geben. Mit den Ausführungen über etwaige Darlehen kann ich 
mich nicht befreunden und bitte Sie daher, dem Antrage des 
Stadtrathes zuzuftimmen. 

(Schluſ ſs der Debatte 
nommen.) 

Referent (zum Schluf ſsworte): Was zunächſt die Frage be⸗ 
trifft, daſs die Donauregulierungs⸗ Commiſſion verpflichtet ſei, dieſe 
Schäden zu erſetzen, ſo erlaube ich mir, meine unvorgreifliche 
Meinung dahin zu äußern, daßs dies nicht der Fall iſt, am aller- 
wenigſten aber würde, wenn wirklich ein Verſchulden einzelner 
Perſonen vorläge, dies die Wirkung haben, dafs die Donauregu— 
lierungs⸗Commiſſion zur Verantwortung gezogen werden könnte. 
Ich bin nicht der Anwalt der Donauregulierungs⸗Commiſſion, aber 
ſoviel kann ich ſagen, wenn dieſes Werk nicht ausgeführt worden 
wäre, hätten wir in den letzten zwanzig Jahren wenigſtens dreimal 
ſo koloſſale Überſchwemmungen gehabt, wie fie in den Jahren 1830 
und 1861 ſtattfanden, welche einen Schaden von Millionen ange⸗ 
richtet haben, und man hätte manchmal ganz gut am Praterſtern 
mit ziemlich großen Kähnen fahren können. Sie können ſich vor⸗ 
ſtellen, welchen enormen Schaden der II. und ein großer Theil 
des III. Bezirkes erlitten hätte. 

Wenn aber ein ſo großes Werk vielleicht in einzelnen Dingen 
nicht ganz vollkommen iſt, ſo darf man dies nicht dem ganzen 
Unternehmen in die Schuhe ſchieben. 

Was ferner die Frage betrifft, ob den Leuten beſſer mit 
Darlehen oder mit einer Subvention gedient iſt, — es hat gewijs 
nichts Entwürdigendes, wenn man einem Gewerbsmanne, der durch 
Elementarereigniſſe zu Schaden gekommen iſt, einen Theil dieſes 
Schadens erſetzt, — ſo glaube ich, dass mit Darlehen nicht ge- 
holfen wird. Was wird mit einem ſolchen Darlehen geſchehen, 
von dem man weiß, dafs es die Gemeinde mit ernſten, ſtrengen 
Maßregeln nicht zurückverlangen wird? Der gewiſſenhafte Mann 
wird vielleicht, wenn er kann, es zurückzahlen; derjenige, der es 
leichter nimmt, wird ſagen: Die Gemeinde wird mich nicht zwingen, 
es zurückzuzahlen, und wird es nicht zurückgeben; es iſt dies eine 
Art Prämie für denjenigen, welcher ein leichteres Gewiſſen hat. 
Ich bin bei allen Subventionen gegen die Form, dass es im 
Wege eines Darlehens geſchehe, da ja ohnehin die Leute an barem 
Gelde Mangel leiden, und wenn ſie durch ein Darlehen ihren 
Schuldenſtand erhöhen, ſo ergreift fie leicht eine gewiſſe Verzagt⸗ 
heit; während, wenn ſie einen Barbetrag bekommen, ſie die 
Schulden, welche ſie früher gemacht haben, leichter abſtoßen können; 
es iſt das gewiss eine beſſere Hilfe. Was endlich die Höhe des 
Betrages betrifft, ſo iſt der Magiſtrat bei ſeiner Berechnung, derzu⸗ 
folge er 2685 fl. Subvention beantragt hat, von dem Grundſatze 
ausgegangen, daſs von dem nachweisbaren Schaden beiläufig die 
Hälfte erſetzt werden ſoll. Meine Herren, das iſt etwas ganz 
Außerordentliches, ſehr viel, wenn nahezu der halbe Schaden 
vergütet werden ſoll, und ich würde bitten, über den Betrag 
von 2000 fl. nicht hinauszugehen. Es iſt auch für die 
Zukunft möglicherweiſe ein Präjudiz, welches uns vorgehalten 
werden kann. Es iſt nicht unmöglich, dass Elementarereigniſſe ein- 
treten, welche viele hunderttauſend Gulden an Schaden bringen, 
Wolkenbrüche, überſchwemmungen, Feuersbrünſte ꝛc., und wenn 


wird verlangt und ange— 


dieſen armen Leuten 2000 fl. zu 


dann die Gemeinde in ſolchen Fällen nahezu den ganzen Schaden 
erſetzen wollte, würde das zu außerordentlichen Auslagen führen. 
Es ſoll alſo nur ein Theil des Schadens wieder gutgemacht werden. 
2000 fl. iſt gewiss vollſtändig reichlich bemeſſen, und ich würde 
daher bitten, den Antrag des Stadtrathes gütigſt annehmen zu 
wollen. 

Bürgermeifler: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. — Es iſt 
gegen den Antrag des Stadtrathes vom Herrn Gem.-Rathe Dr. 
Daum ein Antrag geſtellt worden, eine Subvention nicht zu be— 
willigen, ſondern es ſei den im Magiſtrats-Referate bezeichneten 
Küchengärtnern ein Darlehen von höchſtens 4000 fl. unverzinslich 
und nach einer längeren Reihe von Jahren zurückzahlbar zu ge— 
währen. — Es iſt der Gegen-Antrag zuerſt zur Abſtimmung zu 
bringen. — Ich bitte die Herren, welche für den Antrag des Herrn 
Gem.⸗Rathes Dr. Daum ſtimmen, die Hand zu erheben. (Ge— 
ſchieht.) Es iſt die Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. 

Nun hat Herr Gem.-Rath = Linke einen Antrag auf 
4000 fl. nicht geſtellt. (Rufe: O ja!) Nein, Dr. Linke hat 
einen ſolchen Antrag nicht geſtellt. (Rufe: Hawranekl!) Auch 
der Herr Gem.⸗Rath Hawranek nicht. Er hat nur geſagt, er 
unterſtütze ihn. (Rufe: Dr. Lueger!) Auch Herr Gem.⸗Rath 
Dr. Lueger nicht. — Aber ich nehme an, dafs ein ſolcher Antrag 
ſeitens der Herren geſtellt worden wäre und bringe ihn zur Ab⸗ 
ſtimmung. 

Die Herren ſtellen den Antrag, dajs entgegen dem Antrage 
des Stadtrathes auf eine Subvention von 2000 fl., 4000 fl. be⸗ 
willigt werden. Die Herren, welche für dieſe höhere Ziffer von 
4000 fl. find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) A b⸗ 
gelehnt. 

Die Herren, welche mit dem Antrage des Stadtrathes ein— 
verſtanden find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) A n- 
genommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, eine Subvention 
von 2000 fl. zur Vertheilung an die im Magiſtrats— 
Referate ſpeciell bezeichneten Küchengärtner im XI. Be— 
zirk zu gewähren und zu dieſem Zwecke zur Ausgabs— 
Rubrik XXXVIII Ib einen Zuſchuſseredit in dieſer 
Höhe zu bewilligen. 


25. Neferent Gem.⸗RNath Voſchan: Zahl 4977. Der Unter⸗ 
ſtützungsverein für aus den n.⸗ö. Landesirrenanſtalten geheilt entlaſſene 
hilfloſe Perſonen erſucht um eine Subvention. Dieſe Subvention 
hat bisher betragen 52 fl. 50 kr. ö. W., nämlich 50 fl. Conv.⸗M. 
und wird ſeit einer langen Reihe von Jahren gegeben. Der Verein 
jagt, dass er außerordentlich ſtark in Anſpruch genommen wurde 
und ſeine Mittel ſchwach ſind, und bittet um Erhöhung der 
jährlichen Subvention auf 100 fl. Der Magiſtrat ſchließt 
ſich dem Antrage an, und ich bitte, den Antrag anzunehmen. 

Bürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Unterſtützungs⸗ 
vereine für aus den n.⸗ö. Landes-Irrenanſtalten 
entlaſſene hilfloſe Perſonen eine jährliche Subvention 
von 100 fl. zu bewilligen. 

26. Referent Gem.⸗Nath Noske: Zahl 5444 betrifft eine 
ähnliche Angelegenheit wie diejenige, über welche der unmittelbare 


e 


Herr Vorredner referierte, nur dass die Sache formell etwas anders 
liegt als im früheren Falle. Während früher ein Antrag eines 
Mitgliedes des Gemeinderathes auf Gewährung einer Erſatzleiſtung 
für einen erlittenen Schaden vorgelegen hat, handelt es ſich hier 
um ein Geſuch der Küchengärtner in der Freudenau, es möge an— 
läſslich des Schadens, welchen ſie erlitten haben, ihnen eine Unter— 
ſtützung aus Gemeindemitteln gewährt werden. Der Stadtrath 
konnte dieſem Anſuchen ſich viel leichter anſchließen, weil es weniger 
präjudicieller Natur iſt als der Autrag, welcher aus der Mitte der 
Verſammlung hervorgegangen war. Es iſt ungefähr dasſelbe, als 
wenn irgendwo ein Elementarunglück geſchieht, nehmen wir an, 
das Grubenunglück in Pkibram, und die Gemeinde eine Unter: 
ſtützung aus dieſem Anlaſſe gewährt, die ſie für einzelne Fälle und 
ohne Präjudiz für die Zukunft gewährt. 

Die Erhebungen haben ergeben, das der Schade dort ſich 
auf 390 fl. beläuft. 

Der Stadtrath ſtellt den Antrag, das zur Vertheilung von 
Unterſtützungen unter die durch das diesjährige Hochwaſſer 
geſchädigten Küchengärtner der Betrag von 300 fl. zur Ver— 
fügung zu ſtellen und der erforderliche Zuſchuſscredit 
zu Rubrik XXXVIII Ib zu bewilligen ſei. 

Ich bitte um die Genehmigung. 

Zürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, es ſei zur Ver— 
die durch das 
diesjährige Hochwaſſer geſchädigten Küchengärtner der 
Betrag von 300 fl. zur Verfügung zu ſtellen und der 
erforderliche Zuſchuſscredit zu Rubrik XVIII Ib zu 


theilung von Unterſtützungen unter 


bewilligen. 


27. Referent Gem. Bath Wurm: Zahl 5668, Beilage 170. 
Der Wiener Cottage-Verein in Währing um Geſtattung 
von Bau-Erleichterungen. Bekauntlich iſt die beſtehende Anlage 
in Währing zum größten Theile im XVIII. Bezirke ausgeführt, 
zum Theile auch auf Grundflächen des XIX. Bezirkes. Bei der 
Ausführung der bisher beſtehenden Anlagen find von den localen 
Baubehörden des XVIII. und XIX. Bezirkes gewiſſe Bau-Erleich— 
terungen zugeſtanden worden. Nun hat der Verein, angrenzend an 
die beſtehende Anlage, hauptſächlich gegen die Sternwarte und dem 
Türkenſchanz-Park zu einige Flächen noch dazugekauſt, auf welchen 
ähnliche Anlagen geſchaffen werden ſollen. Nach dem § 33 der 
Bauordnung ſteht der Gemeinde das Recht zu, für beſtimmt abge— 
grenzte Gebiete Bau-Erleichterungen, welche in den SS 84 bis 90 
des Baugeſetzes angeführt ſind, zu geſtatten. Es wird beantragt, 
dafs auch für dieſes erweiterte Gebiet Bau-Erleichterungen geſtattet 


werden ſollten, mit Ausnahme von gewiſſen Punkten, welche dort 


anzuwenden nicht paſſend wären. So iſt im § 8s in den vier erſten 


Abſätzen die Rede von Anlagen von Scheuern. Nun iſt es ſelbſt⸗ 


verſtändlich, daſs der für Scheuern beſtimmte Punkt keine Auwendung 
finden kann auf Anlagen, wie ſie hier geplant find. 

Dann iſt im § 90 die Anlage von freiſtehenden Aborten in 
Ausſicht genommen. Das iſt auch ein Punkt, welcher auf dieſe 
Anlagen keine Anwendung findet. Der Stadtrath beautragt demnach: 

Es ſeien für das im vorgelegten Plane mit den 
Buchſtaben a bis 2 umſchriebene Gebiet auf die Dauer 
von zehn Jahren die im I. Abſchnitte, SS 84 bis 89 
der Bauordnung für Wien angeführten Erleichterungen 
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mit dem im zweiten Abſatze des S 83 enthaltenen 
Vorbehalte der Abänderung oder Zurücknahme und 
mit Ausnahme der vier erſten Abſätze des $ 88 ſowie 
mit Ausnahme des 8 90 und der weiteren Ausnahme, 
daſs die im §S 86, Punkt 7, Alinea 2, vorgeſehene 
Herſtellung gemeinſchaftlicher Feuermauern nicht ſtatt— 
finden ſoll, zuzugeſtehen. 

Ich bitte, dieſen Antrag anzunehmen. (Keine Einwendung.) 
Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſeien für das im vorgelegten Plane mit 
den Buchſtaben a bis z umſchriebene Gebiet auf 
die Dauer von zehn Jahren die im VIII. Abſchnitte, 
SS 84 bis 89 der Bauordnung für Wien angeführ— 
ten Erleichterungen mit dem im zweiten Abſatze 
des 5 83 enthaltenen Vorbehalte der Abände— 
rung oder Zurücknahme und mit Ausnahme der 
vier erſten Abſätze des §88 ſowie mit Ausnahme 
des § 90 und der weiteren Ausnahme, daſs die 
im $ 86, Punkt 7, Alinea 2, vorgeſehene Her— 
ſtellung gemeinſchaftlicher Feuermauern nicht 
ſtattfinden ſoll, zuzugeſtehen. 


28. Referent Gem.-Rath Wurm: Zahl 5592, Beilage 
Nr. 173. Es handelt ſich hier um die Baulinienbeſtimmung für 
die Spitzackergaſſe im XVII. Bezirke. Dieſe Gaſſe iſt in der Nähe 
der Dorotheergaſſe in Hernals gelegen und befindet ſich dort ein 
ganzes Conglomerat von 6“ breiten Straßen. Nun handelt es ſich 
um die Verlängerung einer beſtehenden, drei Häuſer langen Straße, 
und es kann dieſe Verlängerung nicht breiter gemacht werden, als 
die dort beſtehenden Straßen, nämlich mit 11:38 m. Ich beantrage 
Ihnen daher im Namen des Stadtrathes: Es ſei die Linie a b 
als Baulinie für die Spitzackergaſſe in Hernals mit 
einer Straßenbreite von 1138 m zu beſtimmen. Ich 
bitte, dieſen Antrag anzunehmen. 


ZBürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, es ſei die Linie ab 

als Baulinie für die Spitzackergaſſe in Hernals mit 
einer Straßenbreite von 11-58 m zu beſtimmen. 


29. Referent Gem.-Math Wurm: Zahl 5591, Beilage 174. 
Alois Beruhard um Baulinienbeſtimmung für E.⸗Z. 190 in 
der Kaiſer⸗Ebersdorferſtraße in Kaiſer-Ebersdorf. Dieſe Straße, 
welche hier in Rede ſteht, führt von Simmering nach Kaiſer— 
Ebersdorf. In Simmering ſind die Baulinien bereits beſtimmt, 
und dieſe entſprechen einer 19 m breiten Straße. Nun wird 
beantragt, dafs auch in Kaiſer-Ebersdorf die Straße mit der 
gleichen Breite fortgeführt werde und thunlichſt die beſtehende 
Baulinie inſoweit berückſichtigt werde, daſs auf beiden Seiten 
die Zurückrückung eine möglichſt gleiche ſei. Bezüglich des Niveaus 
wird ein ganz unbedeutendes Gefälle beantragt, nachdem die 
Straße in einem großen Theile ſogar horizontal durchgeführt 
werden kann. Es wird demnach beantragt: „Es ſeien für die 
Kaiſer-Ebers dorferſtraße in Kaiſer-Ebersdorf, XI. Bezirk, 
die Linien A B C einerſeits und D E F andererſeits 
mit einer Straßenbreite von 19m als Baulinie, und 
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das Niveau mit 1.20 m über Null bei dem Punkte B 
horizontal bis zum Punkte C zu beſtimmen.« 

Ich bitte, dieſen Antrag anzunehmen. 

Zürgermeiſter: Keine Einwendung? (Zuſtimmung.) Ars 
genommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſeien für die Kaiſer-Ebersdorferſtraße in Kaiſer— 
Ebersdorf, XI. Bezirk, 
und D E F andererſeits mit einer Straßenbreite von 
19 m als Baulinie, und das Niveau mit 1-20 m 
über Null bei Punkte B horizontal 
Punkte C zu beſtimmen. 


30. Referent Gem.-Rath Wurm: Zahl 5531. Baulinien— 
beſtimmung für die Hauptſtraße durch Kaiſer-Ebersdorf. Es iſt 
das die Straße, welche von Kaiſer-Ebersdorf nach Schwechat 
führt und einen rechten Winkel mit jener Straße bildet, die 
ſoeben in Rede geſtanden iſt. 

Auch für dieſe Straße wird eine ſolche Baulinienbeſtimmung 
beantragt, daſs die Zurückrückung beiderſeits eine ziemlich gleich— 
mäßige iſt und daſs beim Ausgang der Straße für die Straßenaxe 
die Axe des Viaductes der Donauländebahn maßgebend iſt, durch 
welchen man nach Schwechat gelangt. 


die Linien A B C einerſeits 


dem bis zum 


Nachdem dort noch gar keine Verbauung plaßgegriffen hat, 


und überhaupt die Breite der Straße noch gar nicht durch andere 
Baulinien beſtimmt iſt, wird beantragt: „Es ſind die Linien 
A“ B CD und E“ F“ G! H'“ als Baulinien bei einer 
Straßenbreite von 20 m zu beſtimmen, wobei die Straßen— 
axe in die Axe des Durchlaſſes der Donauländebahn zu 
verlegen iſt.“ 
Ich bitte, dieſen Antrag anzunehmen. 
Bürgermeiſter: Keine Einwendung? (Zuſtimmung.) Anz 
genommen. 
Es wurde daher beſchloſſen: 
Es find die Linien A4 B CD und E“? G“ H 
als Baulinien bei einer Straßenbreite von 20 m zu 
wobei die Straßenaxe in die 
Durchlaſſes der Donauländebahn zu verlegen iſt. 
31. Referent Gem.⸗Rath Or. Grübl: Zahl 165. Im 
§ 16 des Geſetzes vom 28. April 1589, betreffend die Errichtung 
der Betriebe öffentlicher Lagerhäuſer, iſt vorgeſehen, daßs in den 
Lagerhäuſern öffentliche Licitationen abgehalten werden. Es iſt da 
beſtimmt, daſs, wenn das Land, der Bezirk und die Gemeinde 
auf die ihnen in dem Falle von Licitationen zuſtehenden Gebüren 
verzichten, auch der Staat eine Gebürenermäßigung eintreten lässt. 
Dieſe beſteht darin, daſs ſtatt Scala III Scala I zur Anwendung 
kommt. Scala III iſt ſehr hoch und belaſtet die Feilbietungen in 
ſehr empfindlicher Weiſe. Das war auch der Grund, warum die 


beſtimmen, Axe des 


Feilbietungen im ſtädtiſchen Lagerhauſe bis jetzt zu einer beſonderen 


Entwicklung nicht gelangen konnten. 

Das Handelsminiſterium hat nun auf eine von Seite des 
Magiſtrates an dasſelbe gerichtete Anfrage erklärt, daßs es bereit 
wäre, die Gebürenerleichterung des § 16 dem ſtädtiſchen Lagerhauſe 
zu gewähren, wenn der Gemeinderath mittels einfachen Pleuar— 
beſchluſſes beſchließt, 


daſs er hinſichtlich der Feilbietungen im 
Lagerhauſe auf die Erhebungen des Armenpercents verzichtet. 
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Nachdem dieſe zuſtimmende Erklärung eingelangt iſt, hat der 
Lagerhaus-Director im Vereine mit dem Rechtsconſulenten desſelben 
eine Verſteigerungsordnung vorgelegt. Dieſelbe wurde von den 
beiden einschlägigen Departements des Magiſtrates begutachtet 
und es wurde gefunden, dafs dieſe ſowohl den Verhältniſſen und 
Bedürfniſſen im Lagerhauſe als auch den geſetzlichen Beſtimmungen 
entſpricht. Demgemäß habe ich die Ehre, namens des Stadtrathes 
den Antrag zu ſtellen, es wolle die vorliegende Verſteigerungs— 
orduung genehmigt werden. 

Gem.⸗Nath Grünbeck: Ich ſtaune, dass wir gerade hier 
bei der Verſteigerung im Lagerhauſe eine Ausnahme machen, die 


Ausnahme nämlich, dafs die Commune Wien auf den größten 


Theil oder auf die ganzen Gebären verzichten ſoll, ich glaube, es 
bleiben nur 2 pro mille. Wenn wir überall herabgehen, wo 
kommen wir da hin? Wir kommen dahin, daſs die Bedürfniſſe der 
Commune zumeiſt von dem Realbeſitz gedeckt werden müſſen. Auch 
der Name des Verkäufers ſoll nicht augegeben werden. Nun, ich 
ſehe das abſolut nicht ein, warum der Käufer nicht wiſſen fol, 
von wem die Verſteigerung ausgeht. Ich bin zu wenig Kaufmann, 
um darauf näher einzugehen und überlaſſe dies meinem Collegen 
Purſcht. Was man nicht anbringt, das bringt man heute ins 
Lagerhaus und dort wird es unter irgend einem oder unter gar 
keinem Namen verſteigert. Je mehr Conceſſionen man dem Lager— 


haus macht, deſto mehr verliert man auf der anderen Seite, wenn 


etwas verſteigert wird. Es mufs auch an den Armenfond ein ge— 
wiſſer Percentſatz abgegeben werden. Ich kann mich nicht dafür 
ausſprechen, daſs wir darauf verzichten ſollen. Es ſoll auch jeder 
Käufer wiſſen, von wem er kauft. Daher ſtimme ich gegen den 
Antrag. 

Gem.⸗Nath Vurſcht: Ich mufs mich gegen die freiwilligen 
Licitationen ausſprechen, denn dieſe ſind gewiſſermaßen für un— 
wiſſende Leute, oder — wie man ſie mit einem wieneriſchen Aus— 
drucke neunt — für „Wurzen“ berechnet. Es bieten ſolche frei— 
willige Licitationen nur den Juden Gelegenheit, die ſchlechte Ware 
eventuell für theures Geld an den Maun zu bringen, und es liegt 
gewiſs nicht im Sinne der Gemeinde, zu einem ſolchen Schwindel 
die Hand zu reichen. Ich habe ſolche freiwillige Licitationen mit— 
gemacht und will Ihnen da nur die freiwillige Licitation der Ver— 
laſſeuſchaft Bukovicz' erwähnen, wo außer dem alten Gerümpel 
noch verſchiedene andere Gegenſtände waren, die von den Trödlern 
hingeſtellt worden ſind. Wenn ſich dann jemand an einer Sache 
fängt, ſo treiben ihn die anderen hinauf und um theures Geld 
werden die alten Sachen verkauft. 

Ich bin überzeugt, daßs es ſoweit kommen wird, dass die 
Tandler ihre Effecten ius Lagerhaus bringen und dort verlicitieren 
laſſen werden. Sie werden durch einen derartigen Beſchluſs aus 
dem Lagerhaus eine Schacherbude machen, wenigſtens macht es mir 
ſo den Eindruck. 

Nach dem Referenten-Antrag ſind für einen Tag 10 fl. 
zu bezahlen, das iſt gewiſs ſehr wenig, nämlich 2 pro mille, und 
dabei wird jeder, der eine ſchlechte Ware verkaufen will, dieſe im 
Lagerhaus einlagern und eine öffentliche, freiwillige Licitation er— 
öffnen, und es finden ſich beſtimmt Leute, die ſich anſchmieren 
laſſen. Ich bin alſo eutſchieden gegen die freiwilligen Licitationen, 
noch dazu, wenn ſie mit ſo wenig Koſten verbunden ſind. Ge— 
wöhnlich berechnet man die Gebür mit fünf Percent, wieſo kommt 
man jetzt dazu, 2 pro mille zu rechnen? Das iſt ja offenbar 
für den Schwindel berechnet. 
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Ich stelle daher den Antrag, daſs bei § 15, wo es 
heißt, daſs 2 pro mille berechnet werden Soll, 
die Verſteigerungs-Proviſion mit fünf Percent 
vom Erlöſe abgerechnet und Speſen und Gebüren 
nicht weniger als 20 fl. per Tag betragen ſollen. 

Gem.-Nath Seiler: Ich erlaube mir die Anfrage an den 
Herrn Referenten, ob hier irgend eine Vorſorge in folgender 
Beziehung getroffen iſt. Es wurde ſeinerzeit im Gemeinderathe der 
Antrag angenommen, dajs der Lagerhaus-Director angewieſen wird, 


in Betreff der Einrichtung eines Wein-Freilagers und eines 


größeren Lagerhauſes für Wein Vorſchläge zu machen, und hiezu 
gehört jedenfalls auch die Verſteigerung von Wein. In der 
Verſteigerungsordnung finde ich erſtens nicht, daſs ſpeciell bei 
Wein gegen eine Übervortheilung vorgeſorgt worden iſt, und 
zweitens finde ich nicht, wie ſchon erwähnt, daßs das Lagerhaus 
nicht zu Zwecken verwendet wird, für welche es nicht verwendet 
werden ſoll. Ich möchte den Herrn Referenten fragen, ob da 
irgendwelche Vorſorge getroffen iſt. 

Referent: Für den Wein, der heute im Lagerhauſe eingelagert 
iſt, ſoll ganz dasſelbe gelten wie für alle anderen Artikel, die 
zur Lagerung gelangen. Es heißt im § 1, daſs im Lagerhauſe 
eingelagerte Waren, alſo auch Wein, durch öffentliche Verſteige— 
rung ohne behördliche Bewilligung verkauft werden können. Was 
die Garantien betrifft, daſs der Verkäufer nicht geſchädigt wird, ſo 
verweiſe ich auf die Beſtimmung, welche in der Verſteigerungs— 
ordnung enthalten iſt, daſs, wenn Wein verkauft wird, angegeben 
wird, was verkauft wird, und dann, dass der Verkäufer berechtigt 
iſt, von zum Verkaufe gelangenden Waren Muſter und Proben 
zu geben. 

Gem.-Nath Seiler: Ich habe an den Herrn Referenten 


die Anfrage gerichtet, welche Controle eigentlich geführt wird, ob 


ſolche Waren oder reine Waren zum Verkaufe gelangen; denn 
bei den gewöhnlichen Weinlicitationen haftet der betreffende Wein— 
ſchätzmeiſter dafür, daſs nicht ein anderes Product als Wein ver— 
kauft wird. Wenn aber in der öffentlichen Verſteigerung, wie es 
jetzt ſchon einigemal vorgekommen iſt, ein anderes chemiſches Product 
unter dem Namen Wein verkauft wird, welche Garantie liegt 
nun vor, dass im Lagerhauſe nicht ein anderes Product als Wein 
verkauft wird, damit nicht eventuell der Käufer geſchädigt werde. 
Denn, wenn der Käufer den Wein nach Hauſe führt, wird er 
ſchon ſehen, was er gekauft hat. Welche Vorſorge zum Schutze der 
Käufer iſt diesbezüglich getroffen? Das iſt eine hochwichtige Frage, 
denn wir haben geſehen, dajs einige Fälle vorgekommen find, wo 
Fabrikate ſtatt Wein gekauft worden ſind, weil das ſchwer zu 
unterſcheiden iſt. Überdies heißt es, dafs die Ware innerhalb 
24 Stunden verkäuflich iſt. 

Gem.-Nath Voſchan: Der Herr Vorredner von jener (linken) 
Seite ſcheint über die Licitationen, die im Lagerhauſe abgehalten 
werden, eine falſche Anſicht zu haben. Er meint, fie mit den 
Licitationen in der Stadt vergleichen zu können, wo ſchlechte Ol— 
gemälde, ſogenannte Eſſig- und Olgemälde, Möbel, Fahrniſſe ꝛc. 
verlicitiert werden und wo der Miſsbrauch eintritt, das die Tandler 
und Möbelfabrikanten neue Möbel hinſtellen, ſie als alte ausgeben 
und verlicitieren. Das iſt etwas ganz anderes. Es handelt ſich 
hier darum, eine ſehr nothwendige Inſtitution zu ſchaffen. In 
den großen Emporien Europas, namentlich in Rotterdam und 
London wird ein großer Theil, ſogar die größere Hälfte der Waren— 
geſchäfte im Wege der Auction abgeſchloſſen. Berichte darüber 
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finden Sie in den Zeitungen. Es handelt ſich alſo darum, eine 
unabhängige Stelle zu ſchaffen, wo jemand, der z. B. die Abſicht 
hat, nach Wien einige tauſend Centner Getreide, Hülſenfrüchte, 
Mehl zu werfen, ſie hier verkaufen kann, ohne ſich an einen 
Spediteur oder Commiſſionär wenden zu müſſen. Eine ſolche 
Inſtitution hat uns gefehlt. Sie iſt für unſeren Großhandel ein 
dringendes Bedürfnis. Ich möchte ſehr bitten, den Autrag anzu— 
nehmen und dieſe Licitationen nicht zu verwechſelu mit der Ver— 


ſteigerung kleiner Fahrniſſe und Bilder. 


Gem.⸗Nath Grünbeck: Die Herren mögen es nicht ungütig 
aufnehmen, dass wir gerade bei dem Lagerhauſe etwas länger ver— 
weilen, und gewiss hätte auch mancher von uns ſich noch beſſer 
informiert, wenn er gewuſst hätte, daßs dieſe Sache ſo ſchnell 


referiert werden wird. Nun, wahrſcheinlich hat die Sache Eile und 


es drängt eben manchen Geſchäftsmann, ein noch beſſeres Geſchäft 
zu machen. Ich mußs jagen, ich kann mich für dieſe Einrichtung 
nicht beſonders erwärmen. Ich verfolge immer die Ausweiſe und 
da habe ich geſehen, daſs Korn, Mehl ꝛc. ſehr theuer ſind, obwohl 
im Lagerhauſe gewiss hunderte von Centnern liegen. Gegenüber 
dem Vorjahre ſind heuer um 150.000 Meter-Centner mehr ein— 
gelagert. Was bewirkt das aber? Das bietet manchem Wucherer 
ſo recht die Hand, weil er Vorſchüſſe bekommt, damit er wieder 
kaufen kann und jo wird die arme Bevölkerung indirect ſehr ſtark 
bewuchert. Ich will nicht weiter auf die Sache eingehen. Aber 
das eine möchte ich wenigſtens, daſs der Käufer weiß, von wem 
er kauft, und ich glaube, einen ehrlichen, anftändigen Handelsmann 
wird das nicht genieren. Wen es aber geniert, der ſoll lieber 
gar nicht ins Lagerhaus hineingehen und es wenigſtens nicht in 
Verruf bringen. Mancher Wirt getraut ſich ohnehin ſchon nicht 
mehr hinein, weil er in einer Weiſe bedient wird, das er nicht 
verlangt, ein zweitesmal hineinzugehen. 

Es iſt alſo eine ganz gerechte Forderung, daſs man die Ver— 
käufer wiſſen ſoll, und ich ſtelle daher den Antrag, dafs bei 
Punkt 6 beigefügt werde, dafs der Name des Ver— 
käufers bei jeder Licitation genannt werde. Im 
übrigen bin ich aber gegen die Herabſetzung der Gebüren. 


Gem.-Nath Steiner: Ich habe ſchon gelegentlich der Budget— 
Debatte den Antrag des Collegen Seiler, Lagerhäuſer für Wein 
zu errichten, auf das freudigſte begrüßt, leider iſt aber in dieſer 
Sache vom Magiſtrate bis heute nichts geſchehen. Wenn der Herr 
Referent ſagt, daſs Wein auch als Ware eingelagert wird, wenn 
er aber nicht weiß, ob derſelbe von Chemikern geprüft wird, ſo 
bin ich entſchieden dagegen. Man weiß ja, wie weit es in Wien 
mit dem Wein gekommen iſt, beſonders jetzt, wo die italieniſche 
Grenze mit Hilfe Ihrer Partei (rechts) geöffnet und der Weinzoll 
auf 3 fl. 20 kr. herabgedrückt wurde. Alle wiſſen ja, was dieſer 
große Schlag für die Weinbautreibenden in Öfterreich bedeutet 
und daſs der Wein, der in Italien wächst, gar nicht exportfähig 
iſt, ſondern erſt präpariert werden muſs, um es zu werden. Dann 
wird wahrſcheinlich unſer Lagerhaus das beſte Abſatzgebiet ſein, 
wo gefälſchter Wein an die Bevölkerung verkauft werden darf. Es 
gibt ja heute ſchon Weinhändler in Wien, die ihre Wägen ganz 
in ländlichem Stile ausgerüſtet haben, ſogar mit Aufſchriften, wo 
ſteht: „Gott helfe weiter!“ — wahrſcheinlich, damit nicht der Wagen 
ſammt dem Wein verbrennt. (Heiterkeit.) 

Ich bin auch neugierig, was Herr Gem.-Rath Seiler thun 
wird, um ſeinen Antrag zu urgieren, damit er wenigſtens im 
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Magiſtrat verhandelt und dem Stadtrathe zugewieſen wird, und 
daſs er endlich ins Plenum des Gemeinderathes kommt. 

Gem.⸗Nath Frauenberger: Meine Herren! Ich glaube, 
daſs ein jeder Kaufmann die Idee, welche hier zum Ausdrucke 
kommt, mit Freuden begrüßen wird, weil ſie eine Erleichterung 
für den Handel bedeutet. (Rufe links: Für den Schacher!) Ich bitte, 
nicht alles iſt Schacher, was Handel iſt, das iſt nicht richtig. Dieſe 
Einführung iſt eine Erleichterung für den Handel und führt zur 
Verbilligung des Productes ganz naturgemäß. (Rufe links: Für den 
Händler!) Auch für die Bevölkerung! Wenn jemand weiß, dass 
er in Wien mit ſeinen Sachen freie Hand hat, dafs es ihm 
möglich iſt, dasjenige, was er hieher ins Lagerhaus ſchickt, auch 
in dieſer Form verkaufen zu können, ſo wird er viel eher ſeine 
Producte hieher liefern, als in einem anderen Falle, und dann 
möchte ich Sie alle fragen, meine Herren, ob das ſchädlich iſt für 
die Wiener Conſumenten, wenn wir das Lagerhaus voll Getreide 
haben und voll Zucker und Kaffee, ob das ſchädlich iſt, wenn das 
dann dort licitiert wird? 

Einige Herren behaupten, das ſei nicht gut und die Leute 
werden dort vielleicht angeſchmiert. (Rufe: Ja!) Meine Herren, 
das iſt zu naiv, es wird doch niemand hingehen, der die Sache 
nicht verſteht. Der Herr College Grünbeck behauptet, man mis 
vor allem wiſſen, von wem man kauft. Das iſt mir ganz neu, 
das muſs man nicht wiſſen (Gelächter links), aber man muſs 
wiſſen, was man kauft. Kommen Sie zu mir und bieten Sie 
mir etwas an, oder ſchicken Sie mir einen, den ich nicht kenne. 
Es iſt mir ganz gleichgiltig; wenn ich dasjenige, was ich ſehe, 
verſtehe, dann werde ich kaufen, aber wenn ich es nicht verſtehe, 
dann werde ich eben nicht kaufen. 

Nun wurde auch von dieſer Seite (rechts) leider geäußert, 
daſs dort ſogar Kunſtwein verkauft, licitiert werden könnte. Ich 
bin gewiss einer der entſchiedenſten Gegner des Kunſtweines, weil 
ich ſehr gerne ein gutes, ordentliches Glas Oſterreicher Wein trinke. 
Ich rede alſo dem Kunſtwein das Wort nicht und ich wäre der 
erſte, der gegen die Erzeugung des Kunſtweines auftreten würde; 
allein, meine Herren, es iſt in Oſterreich erlaubt, Kunſtwein zu 
erzeugen — leider, ich bedauere es. Nachdem es aber erlaubt iſt, 
Kunſtwein zu erzeugen, iſt es auch erlaubt, den Kunſtwein zu ver⸗ 
kaufen (Rufe links: Als Kunſtwein!), und Sie können es niemanden 
verwehren, daſs er in das Lagerhaus eine Sendung Kunſtwein 
ſchickt; nur muſs er es ſagen. (Unruhe links.) 

Meine Herren! Hören Sie mich zuerſt an und widerlegen Sie 
mich nachher. Ich kann mich doch nicht jedesmal heiſer reden. Er 
muss nur ſagen, dass es Kunſtwein iſt, und wenn die Wirte, welche 
bei einer Verſteigerung ſind, den Kunſtwein nicht verſtehen, welcher, 
wie vom Herrn Collegen Seiler behauptet wird, häufig zur Ver— 
ſteigerung kommt, jo mußs ich die Wirte wirklich bedauern. Wie 
iſt es denn, meine Herren, bei einer anderen Licitation? Wenn 
ſchon der Wirt ſelbſt kein Weinkenner iſt — es gibt ja viele 
Wirte, welche nichts trinken und das Trinken den Gäſten über— 
laſſen —, wenn alſo der Wirt den Wein nicht ſelbſt kennt, ſoll 
er einen beeideten Sachverſtändigen mitnehmen — den kann er 
auch auf das Land hinaus mitnehmen. Es wäre mitunter ſehr 
gut, wenn man ſich auch nach Grinzing und weiter hinaus einen 
ſolchen beeideten Sachverſtändigen mitnehmen würde. (Heiterkeit.) 
Ich habe ſchon vieles davon gehört, und wenn ich ein Wirt wäre 
ich würde mir wirklich auch nach Währing und Grinzing immer 
ſo einen beeideten Sachverſtändigen mitnehmen. (Heiterkeit.) 
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Ich würde bitten, meine Herren, hier nicht Oppoſition zu 
machen. Glauben Sie nicht, das das eintritt, was in naiver 
Weiſe hier ein Kaufmann geſagt hat, dafs man dort vielleicht 
alte Seſſel oder alte Röcke oder alte Beinkleider hinbringt, damit 
es die Wiener kaufen. So dumm ſind die Wiener nicht, die 
werden ſich das ſchon anſchauen, was dort iſt und werden unter— 
ſuchen, was fie kaufen. Fürchten Sie nicht, dafs dort jemand 
betrogen wird. (Gelächter links.) Ja, wenn jemand hingeht, der 
die Sache nicht verſteht, dann geſchieht ihm ganz recht. Wer den 
Artikel nicht kennt, der ſoll nicht kaufen oder er muss ſich jemanden 
mitnehmen, der es verſteht. Ich bitte Sie alſo, den Referenten— 
Antrag anzunehmen, es liegt im Intereſſe der Geſchäftswelt nicht 
allein, ſondern im Intereſſe eines jeden Conſumenten in Wien, 
dafs man in dieſer Weiſe Erleichterungen ſchafft, und derjenige, 
der ein Kaufmann iſt und mit derlei Artikeln zu thun hat, wird 
mir Recht geben, das es fo ift. Denn je mehr Ware herkommt, 
deſto billiger werden wir die Producte haben; man kann ſie fo 
nicht mehr ſo leicht wegbringen, wenn ſie einmal hier ſind. Ich 
möchte Sie daher bitten, dem Referenten zuzuſtimmen. 

Gem.-Aath Vurſcht: Ich möchte den Herrn Gem. Rath 
Frauenberger nur aufmerkſam machen, dafs in unſerem 
Lagerhaus jeder einlagern kann, was er will; ſelbſt wenn es 
Effecten ſind, kann er ſie auch einlagern und ich kann ihm ſagen, 
wenn er einmal in der Lage iſt, einen alten Kaſten verkaufen zu 
wollen, ſoll er ihn nur im Lagerhaus einlagern und er wird ihn 
durch die freiwillige Lieitation verkaufen. Ich kann Ihnen ſagen, 
heute iſt der Handel im Lagerhauſe in der Weiſe beſtellt, dass 
vielleicht nur zwei da ſind, die mindere Ware übernehmen und an 
den Mann bringen. Ich bin überzeugt, dafs vielleicht von dieſen 
zwei auch jener Antrag ſtammt; es ſind die Herren Brody und 
Herzog. Ich bin überzeugt, daſßs dieſe ſich beſondere Mühe 
gegeben haben, ihre Schundware durch freiwillige Licitation ver— 
verkaufen zu können. 

Was aber den Herrn Gem.-Rath Frauenberger anbe— 
langt, jo muss ich ihm ſagen, dass das die chriſtlichen Kaufleute 
nicht herbeiwünſchen. Dieſe freiwilligen Picitationen wünſcht einfach 
nur der Handeljude. (Gem.-Rath Frauenberger: Lächerlich!) 
Ich möchte nur das eine wünſchen, dafs 3 Herr Gem. -Rath 
Frauenberger einmal bei einer ſolchen Licitation ſein und da 
einen Wein kaufen möge. Das wäre mir am allerliebſten; denn 
ich bin überzeugt, dafs er wahrſcheinlich keinen anderen Artikel 
verſteht, als die Tapeten; da würde er ſich jedenfalls einfach 
anſchmieren. (Gem. -Rath Frauenberger: Lächerlich; immer 
der Hinweis auf das Geſchäft!) Sie haben auf mein Geſchäft 
hingewieſen, es ſteht mir alſo auch frei, auf Ihr. Geſchäft hinzu— 
weiſen. 

Ich mache Sie auch aufmerkſam, daſs im Referate aus— 
drücklich ſteht, dafs man Muſterproben nur haben kann, wenn man 
früher darum einkommt. Es ſteht alſo einem nicht zu, bei Lici— 
tationen Proben zu nehmen. 

Ich mache Sie auf dieſen einen Punkt aufmerkſam, der in 
dem Referate vorkommt. Dann möchte ich die Herren auch auf- 
merkſam machen, dafs man, wenn man bei Wein-Picitationen die 
Proben auch wirklich zur Hand hat, es nicht immer genau wiſſen 
kann, ob die Ware gut oder ſchlecht iſt, ſelbſt wenn man Fach— 
mann iſt. 

Ich kann Ihnen jagen, dafs Sie ſelbſt die kleinen Frucht— 
händler rieſig ſchädigen, wenn Sie eine derartige freiwillige Licitation 
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einführen, und ich bitte Sie, wenn Sie den Referenten-Antrag 
annehmen, meinen Antrag zu unterſtützen, dafs wenigſtens die 
Gebüren höher berechnet werden als mit 2 pro mille. 

Gem.⸗Nath Dr. Friedjung (zur Geſchäftsordnung): 
beantrage Schluss der Debatte. | 

Diürgermeilter: Es iſt Schluſs der Debatte beantragt. Jene 
Herren, welche dem Antrage zuſtimmen, bitte ich, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht. — Nach einer Pauſe:) Angenommen. 

Das Wort haben noch die Herren Gem.-Räthe Steiner, 
Dr. Zimmermann, Seiler, K. M. Mayer, Frauen— 
berger, Weitmann und der Herr Referent. 

Referent (zu einer Aufklärung): Der Herr Vorredner mufs 
das Lagerhaus mit dem Verſatzamte verwechſeln (Heiterkeit), mir 
iſt noch nicht vorgekommen, dafs im ſtädtiſchen Lagerhauſe Effecten 
eingelagert worden ſind. (Rufe und Gelächter links.) 

Dürgermeifler: Ich bitte, den Herrn Referenten nicht zu 
unterbrechen. 

Neferent: Es werden bekanntlich im Lagerhauſe nur Natur— 
producte und Spiritus eingelagert; aber andere Artikel werden 
im Lagerhauſe nicht eingelagert. (Widerſpruch links. Rufe: Geräthe! 
Maſchinen!) 

Gem.-Nath Steiner: Meine ſehr geehrten Herren! Als der 
Antrag Fürnkranz auf Reviſion des Kunſtwein-Geſetzes im 
vergangenen Jahre im u. ö. Landtage verhandelt wurde, hat 
Se. Excellenz der Statthalter von Niederöſterreich erklärt, in 
Wien werde gar kein Wein gepanſcht, in Wien gebe es keinen 
Kunſtwein; aber leider iſt in derſelben Woche — das wird mir 
Herr Collega Kreind! beſtätigen — in Wien, Ober-Döbling, 
in der Mariengaſſe ein ganzer Keller Rothwein confisciert worden. 
Es iſt dann eine Probe hievon zur Analyſe nach Kloſterneuburg 
geſendet worden und es hat ſich herausgeſtellt, daßs dieſer Roth⸗ 
wein aus Sprit und anderen Beimengungen beſteht. Das wuſste 
ich nicht, daſs Collega Frauenberger die Kenntniſſe beſitzt, 
Wein mit chemiſchen Beimengungen ohne chemiſche Analyſe ſofort 
zu erkennen. Ich verſtehe das nicht, Herr Collega, und der Herr 
Collega Seiler und Collega Herold werden mir beipflichten, 
daſs es nicht möglich iſt, wenn man den Wein koſtet, das zu 
verſtehen. Nun, Collega Frauenberger, geſtatten Sie mir 
eine Frage: Können Sie mir in Wien einen Weinhändler oder 
Wirt nennen, bei dem draußen ſteht: Kunſtwein-Erzeugung? Wozu 
gehört denn der viele Sprit? Ich erinnere daran, daſs, als die 
Nachverſteuerung für Sprit vorgenommen wurde, man bei den 
Weinhändlern mehr Sprit vorgefunden, als bei ſämmtlichen 
Brantwein-Erzengen. Das iſt für alle Zeiten bei der Finanz⸗ 
Landesdirection ſichergeſtellt worden. Weiters, Herr Collega, wo 
iſt der viele Apfelmoſt hingekommen, der im vergangenen Jahre 
nach Wien eingelangt iſt? Er iſt mit Wein vermengt und für 
Wein verkauft worden. 

Über ſolche Fragen, bitte ich, ſich in Zukunft nicht zu äußern. 
Was aber Ihre Bemerkung anbelangt, dajs man ſich einen Sach— 
verſtändigen nach Grinzing mitnehmen muss, fo geſtatten Sie 
mir, Folgendes zu erwidern: Heute gilt Grinzing noch als Curort 
für Magenleidende. Wenn Sie einmal ein Magenleiden haben, 
ſo gehen Sie dorthin, um einen Heurigen zu trinken, aber reden 
thun Sie über den Wein nicht, ſonſt könnten Sie nicht ſo gut 
nach Hauſe kommen, als Sie hinkommen. (Heiterkeit. ) 

Gem.-Nath Dr. Zimmermann: Die Vorlage iſt nichts 
anderes als ein Ausfluss des Lagerhausgeſetzes. Wir haben ein 
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Lagerhaus, welches vollſtändig unter den geſetzlichen Maßnahmen 
beſteht und da iſt es auch natürlich, daſs wir dahin ſtreben müſſen, 
dafs Feilbietungen in dieſem Lagerhauſe, und zwar nicht mit den 
heutigen Beſchwerniſſen — daſs vorerſt um die Bewilligung der 
Feilbietungen angeſucht und ein Notar beigezogen werden mus 
— vorgenommen werden können. 

Es iſt ſchon von dem Herrn Referenten hervorgehoben 
worden, dass bei dem Bedenken, es möge weiß Gott was in dem 
Lagerhauſe verkauft werden, ein Irrthum über die Beſtimmung 
des Lagerhauſes vorliegt. Es werden dort nicht Möbel und Kleider, 
ſondern Naturproducte verkauft. 

Die Abſtandnahme von den Armenpercenten hat darin ſeinen 
Grund, dass im Lagerhauſe bis jetzt ſehr wenige Feilbietungen 
ſtattgefunden haben und man die Möglichkeit dieſer Feilbietungen 
ſchaffen will, und zwar dadurch, dass man nicht übermäßige Koſten 
mit dieſen Feilbietungen verbindet. Ich kann daher dieſe Maßregel 
nur begrüßen. Eine Vorſorge kann allerdings — und es wird 
wahrſcheinlich ein ſpäterer Redner einen diesbezüglichen Antrag 
ſtellen — bezüglich der Weine gemacht werden, daſs die Proben 
durch beeidete Kunſtverſtändige nach chemiſcher Analyſe vor— 
genommen werden. Ich beantrage daher die Annahme 
der Vorlage. 

Gem.-Nath Seiler: Wenn ich nicht wüſste, dafs Herr 
College Frauenberger als gemeinderäthlicher Luſtigmacher nicht 
ernſt zu nehmen iſt . . . . (Lebhafter Beifall, Händeklatſchen und 
Heiterkeit links. — Gem.-Rath Frauenberger: Ich bitte, Herr 
Bürgermeiſter!) 

Mürgermeiſter (unterbrechend): Ich mus erklären, daſs dieſe 
Bemerkung des Herrn Gem.-Rathes Seiler gegen jeden parla— 
mentariſchen Anſtand iſt und rufe ihn zur Ordnung. 

Gem.-Nath Seiler (fortfahrend): Es hat dem Herrn Gem. 
Rath Frauenberger beliebt zu jagen, dass die Wiener Wirte 
das Verſtändnis nicht beſitzen — oder wenigſtens einige von ihnen, 
— die Weine zu unterſuchen und daſs es infolge deſſen auch 
Kunſtwein geben würde. Dagegen mußs ich behaupten, daßs 
wenigſtens bei den Wiener Wirten kein Kunſtweinkeller zu finden 
iſt, denn jeder Wirt iſt, ſo wie ein Liebhaber von Olgemälden, 
ſtets darauf bedacht, einen vorzüglichen Wein im Keller zu haben. 
Was die Verſteigerung anbelangt, ſo würde ich denn doch erſuchen, 
zum Schutze der betreffenden Käufer im § 11, wo es heißt, „unter 
Mitwirkung des Verkäufers mit der Sorgfalt eines odentlichen 
Kaufmannes gezogen find," dazuzuſetzen: „bei Weinauctionen 
muss der zur Verſteigerung gelangende Wein auf 
Koſten und Gefahr des Verſteigerers vonbeeideten 
Weinſchätzmeiſtern auf ſeine Naturechtheit unter— 
ſucht werden.“ Ich bitte, dieſen Zuſatz anzunehmen. (Beifall.) 

Gem.-Nath Frauenberger: Ich werde mich nur auf einige 
kleine Richtigſtellungen beſchränken. Es wurde hier behauptet, dass 
namentlich die kleinen Fruchthändler unter dieſer Maßregel leiden 
werden. Meine Herren! Wenn wir das überlegen, fo mußs jeder 
ſagen, gerade die kleinen Fruchthändler werden dadurch profitieren, 
weil es ihnen möglich iſt, hier die Ware direct zu verkaufen, 
während ſie ſonſt mit ihrem kleinen Quantum dem großen Frucht— 
händler auf Gnade oder Ungnade ausgeliefert ſind. 

Es wird ſchon ſo ſein, Herr Dr. Lueger, wenn Sie auch 
den Kopf ſchütteln. Nun bin ich aber der Meinung, dafs die 
Döblinger nicht ſehr erbaut ſein werden, wenn fie die Mittheilungen 
des Herrn Gem.-Rathes Steiner leſen werden, dass dort ein 
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ganzer Keller rothen Kunſtweines vorgefunden wurde. (Rufe links: 
Das iſt ja eine alte Sache!) Dann habe ich mit meiner Be— 
hauptung, dass es nothwendig wäre, ſich immer einen Sachver— 
ſtändigen hinauszunehmen, nicht ganz unrecht gehabt. Wenn Herr 
Gem.⸗Rath Steiner behauptet, dafs es nicht möglich iſt — und 
das hat er wörtlich geſagt — den Wein ſofort beim Koſten zu 
kennen, dann begreife ich nicht, warum wir den gerichtlich beeidete 
Sachverſtändige haben, welche beim Gerichtstiſch nur auf das 
Koſten angewieſen ſind, und warum man es denn bis heute nicht 
zugelaſſen hat, daſs auf Grund einer Unterſuchung, welche die 
Kloſterneuburger Weinbauſchule vornimmt, ein Urtheil gefällt 
werden kann. Da ſagt immer der betreffende Advocat, ja das iſt 
wohl möglich, das kann ſchon Kunſtwein fein, aber das Geſetz 
ſchreibt vor, daſs nicht die Kloſterneuburger Weinbauſchule das 
conſtatiert, ſondern zwei gerichtlich beeidete Sachverſtändige. Ich 
glaube, die Herren Juriſten werden mir nicht unrecht geben. Wenn 
dem alſo jo wäre, daſs man den Wein durch Koſten nicht kennt, 
vorausgeſetzt, das man überhaupt Wein kennt, dann wäre es wohl 
ſehr traurig, wenn man in einer Weinangelegenheit bei Gericht 
etwas zu thun hat. Nun möchte ich aber gegenüber dem Herrn 
Gem.⸗Rathe Seiler, den ich ſonſt ſehr achte, eine Bemerkung 
machen, dafs fein Keil, den er heute gebraucht hat, denn doch etwas 
allzu derb ausgefallen iſt und dajs man ſich in dieſem Saale doch 
befleißen ſoll, ſoweit es möglich ift, in einer Sprache zu ſprechen. 
die nicht allzuſehr verletzt. Es mußs ſich ja ein jeder ein biſschen 
zuſammennehmen und zum mindeſten muſs man ſo ſprechen, dass 
es nicht ſo wuchtig, ſo keulenartig ausfällt. (Lebhafte Heiterkeit.) 
Ich glaube, der Herr Gem.-Rath Seiler bewegt ſich ja auch 
in beſſerer Geſellſchaft und mufste gefunden haben, dais das bei 
gebildeten Leuten nicht die übliche Umgangsſprache iſt. Dann möchte 
ich noch bemerken, dafs ich nicht geſagt habe, dafs die Wirte den 


Wein nicht kennen und ich berufe mich diesbezüglich auf das jteno- | 
graphiſche Protokoll, welches ich nachzuleſen bitte. Ich habe nur 


geſagt, wenn ein Wirt den Wein nicht ſelbſt kennen ſollte, den er 
ja kennen mufs, wenn er ihn überhaupt trinkt, fo mußs er fi) 
einen beeideten Sachverſtändigen mitnehmen. Darin liegt durchaus 
keine Beleidigung für den Wirt, damit wird kein Wirt herabgeſetzt 
und die Wirte der ganzen Stadt Wien können das leſen — es 
wird ſich keiner beleidigt fühlen, ſondern jeder wird ſagen: Der 
hat recht. 

Wenn es Wirte gibt, die Weine nicht kennen und es gibt ja 
Wirte die keinen Tropfen Wein, ſondern nur Bier trinken, ſo 
macht das nichts. Muſs ich den Wein ſchon kennen, wenn ich 
hinausſchreibe: „Zum goldenen Elephanten“, und wenn ich der 
Wirt „Zum goldenen Elephanten“ bin? (Lebhafte Heiterkeit.) Das iſt 
doch nicht bedungen. Ich will damit ſchließen und bitte Sie 
nochmals, den Antrag des Referenten anzunehmen. 

(Während vorſtehender Rede hat Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Richter den Vorſitz übernommen.) 

Gem.-Nath Weitmann: Nach meiner Anſicht beſitzt das 
Lagerhaus der Stadt Wien heute noch ein vorzügliches Renommee. 
Man weiß, daſs dort bisher nur beffere Ware eingelagert wurde, 
und ich glaube, man ſollte durch derartige Anträge und Wünſche, 
wie der Herr Collega Frauenberger will, nämlich, dafs auch 
Kunſtweine im Lagerhauſe verkauft und verſteigert werden dürfen, 
das Renommse des Lagerhauſes nicht ſchädigen. Ich weiſe auf das 
Lagerhaus in Innsbruck hin. Im Lagerhauſe in Innsbruck wird 
ſehr viel Wein eingelagert, aber es wird jeder Wein, bevor er ins 
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Lagerhaus aufgenommen wird, von Fachmännern geprüft, und der 
Wein, der nicht ganz echt iſt, wird zurückgewieſen, wird einfach 
nicht ins Lagerhaus aufgenommen. Und ſo ſtreng reell ſollte man 
auch in Wien bei unſerem Lagerhauſe ſein. Mau ſollte dort 
keinen Pantſch bekommen, wie der Herr College Frauenberger 
wünſcht, daſs auch Kunſtwein verkauft werden darf. Nein, das 
Lagerhaus ſoll bleiben, was es bisher war. Es ſoll ſein Renommee 
behalten, damit es ein weiteres Erträgnis abwirft. Mit derartigen 
Pantſchwaren aber ruinieren wir das Renommée des Lagerhauſes 
und das Erträgnis wird zurückgehen. Für dieſe Anſichten kann ich 
abſolut nicht ſchwärmen. Ich möchte daher bitten, den Antrag 
Seiler anzunehmen. Denn wenn wir ſo fortfahren, daſs wir 
heute Kunſtwein bewilligen, werden wir immer mehr und mehr 
zugeben, und das Ende wird ſein, dass das Lagerhaus zu einem 
Tandelmarkt herabgewürdigt wird. Laſſen wir das Lagerhaus echt 
und gerecht, jo dajs der Käufer hingehen kann und ſich nicht einen 
Sachverſtändigen mitnehmen muſßs, wie der Herr College Frauen— 
berger meint. Er ſoll ohne Bangen hingehen können und wiſſen, 
daſs er nicht bezüglich der Qualität angeſchmiert wird. Um den 
Preis handelt es ſich nicht. Wenn der ihm zu theuer iſt, kann er 
es ſtehen laſſen. Ich glaube, wenn einer ſo dumm iſt und kauft 
den eingelagerten Kunſtwein als Naturwein, ſo wird er angeſchmiert. 
Man ſoll aber den Schwindel nicht einführen. Es ift traurig genug, 
dafs er beſteht. Sehr hänfig wird einem Reconvaleſcenten vom 
Arzte ein Glas Wein zur Stärkung angewieſen, ſtatt deſſen trinkt 
er ein Glas Gift. Es iſt traurig, daſs im Gemeinderathe Männer 
ſitzen, die jagen, dajs Kunſtwein verkauft werden dürfe. Ich be— 
dauere das ſehr, Herr Frauenberger! Das ſind keine reellen 
Anſichten, ſo etwas darf man nicht thun. Ich unterſtütze alſo den 
Antrag Seiler. 

Beferent: Meine Herren! Es iſt zunächſt im Princip da- 
gegen Oppoſition gemacht worden, dass im Lagerhauſe überhaupt 
öffentliche Verſteigerungen abgehalten werden. Dem gegenüber kann 
ich nur darauf verweiſen, dajs faſt in allen größeren Lagerhäuſern 
ſolche Auctionen ſtattfinden, und bei Feſtſtellung der vorliegenden 
Verſteigerungsordnung ſind die Verſteigerungsordnungen anderer 
Lagerhäuſer von Frankreich, Deutſchland und England zugrunde 
gelegt werden. Nun glaube ich, wird es doch niemandem ein— 
fallen zu ſagen, das, was ſich anderwärts bewährt hat, was dort 
Regel iſt und geradezu die Baſis des Lagerhausbetriebes bildet, 
in Wien Schwindel fein wird und muss. Ein Schwindel wird es 
nicht ſein, wenn die Käufer ſich dasjenige, was ſie kaufen wollen, 
gehörig anſehen. (Rufe links: Das kann man nicht!) Ich bitte, 
ich werde darauf zurückkommen. Derjenige, der die Sache nicht 
verſteht, wird eben im Lagerhaus keinen Wein kaufen oder nur 
dann, wenn der Verkäufer ſich nennt und einen Namen beſitzt, der 
für die Echtheit der Ware garantiert. Man wird aber nicht kaufen, 
wenn der Verkäufer ſich nicht nennen lässt, und dadurch allein 
ſchon vielleicht Miſstrauen gegen die Qualität ſeiner Ware hervor— 
ruft. Es muss ja niemand dort kaufen, und es tft ſelbſtverſtändlich, 
daſs nur der gut daran thun wird, dort zu kaufen, der die Sache 
verſteht. Es ſind aber auch Einwendungen von dieſer Seite (links) 
gemacht worden, die mir ganz unverſtändlich ſind. Die Herren 
find ja immer gegen den Zwiſchenhandel aufgetreten. Sie haben 
geſagt, der Zwiſchenhandel iſt in gewiſſen Händen, die bekämpft 
werden müſſen, er vertheuert die Ware zum Schaden des Publicums. 
Nun, meine Herren, hier ſoll ja der Zwiſchenhandel beſeitigt 
werden. Es führt jemand die Ware auf das Lagerhaus, dort wird 
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unter Aufſicht eine Licitation veranſtaltet und jetzt kann ein Detailliſt 
hingehen und direct aus den großen Quantitäten bei der Licitation 
einkaufen. Dadurch umgeht er den Zwiſchenhandel, den Sie ja ſeit 
Jahren bekämpfen. Jetzt wird über Antrag des Lagerhaus— 
Directors eine ſolche Inſtitution eingeführt, und da ſagen Sie, 
das iſt Schwindel. Früher haben Sie geſagt, der Zwiſchenhandel 
iſt Schwindel, und jetzt iſt die Einrichtung, die ihn beſeitigen 
ſoll, auch ein Schwindel; ja, meine Herren, das iſt eben ſehr 
ſchwer. 

Um wieder auf ein wiederholt ausgeſprochenes Wort zurück— 
zukommen — Sie wollen ja die wirtſchaftlich Schwachen ſchützen, 
damit ihnen die Approviſionierungsartikel billig zugeführt werden, 
und das iſt unmöglich, wenn die Gebüren, die auflaufen, hohe ſind. 

Was iſt aber Ihre Einwendung? Die 10 fl. per Tag ſind 


zu wenig, man ſoll mehr verlangen, die 2 Percent pro mille find | 


auch zu wenig, damit ja eben die Ware, die dort verkauft wird, 
vertheuert wird. Wo iſt da die Logik? Damit werden Sie ja 
Ihrem Grundſatze untreu, den Sie immer ausſprechen und als 
Grundſatz für die ſtädtiſche Verwaltung und die ganze Weltein— 
richtung verlangen. | 

Ich habe gedacht, Sie werden dieſe Verſteigerungsordnung 
mit Freuden begrüßen, weil gewiſſe Hauptwünſche, die Sie wieder— 
holt ausgeſprochen haben, dadurch zur Verwirklichung gelangen. 
Was den Wein betrifft, ſo bitte ich Folgendes zu berück— 
ſichtigen: daſs der Kunſtwein heute eine ſehr große Rolle ſpielt, 
iſt ja leider wahr und obwohl im Lagerhaus bis jetzt keine Kunſt— 
wein⸗Licitatiouen ſtattgefunden haben, iſt doch ſehr viel Kunſtwein 
im Verkehr. Das Lagerhaus wird die Sache nicht beſſer und nicht 
schlechter machen, es wird wahrſcheiulich gute, echte Ware, aber 
auch Kunſtwein dort ſein, es iſt Sache der Käufer, ſich vor Be— 
nachtheiligung zu ſchützen. 

Aber, meine Herren, für die Annahme des Antrages des 
Herrn Gem.-Rathes Seiler könnte ich nicht eintreten; ich 
bin nicht in der Lage, heute in Abrede zu ſtellen, daſs dieſe 
Einrichtung nicht vielleicht irgendwo beſteht, aber das eine kann 
ich ſagen, der Autrag widerſpricht der Verſteigerungsordnung, 
denn in der Verſteigerungsordnung iſt geſagt: „Das Lagerhaus 
übernimmt für die Qualität der zum Verkaufe gelangenden Waren 
keine wie immer geartete Verantwortung.“ (Rufe links! Das iſt 
traurig!) Das Lagerhaus ſagt eben damit, derjenige, welcher kauft, 
mufs ſich die Waren anſehen. Das Lagerhaus haftet nur dafür, 
und das iſt die einzige Haftung, dass die Muſter, welche vorgelegt 
werden, wirklich Muſter von der zum Verkaufe gelangenden Ware 
ſind. Dafür haftet das Lagerhaus. Es haftet alſo dafür, daſs, 
wenn eine Ware zum Verkaufe gelangt, hier ein Muſter iſt, 
welches gewiſs von dieſer Ware iſt und das Lagerhaus würde ſich 
der Haftung zum Schadenerſatze ausſetzen, wenn bewieſen werden 
könnte, dafs das Muſter nicht von der Ware iſt. 

Das Lagerhaus haftet alſo ſpeciell bei Weinkicitationen 
dafür, dafs das Muſter, welches zum Koſten kommt, genau 
übereinſtimmt mit dem Faſſe, welches zum Verkaufe beſtimmt 
iſt und aus dem Faſſe gezogen iſt. Wenn der Käufer glaubt, 
kann er ihn kaufen, traut er ſich nicht, weil er fürchtet, es ſei 
Kunſtwein oder nicht von der gewünſchten Qualität, ſo ſoll er ihn 
nicht kaufen; aber wenn wir den Antrag des Herrn Gem.-Rathes 
Seiler annehmen würden, würde eine enorme Haftung auf das 
Lagerhaus kommen. Nehmen wir au, ein im Lagerhauſe beſtellter 
Sachverſtändiger irrt ſich und es würde bewieſen, dafs das Gut— 
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achten nicht richtig iſt, ſo könnte eine große Haftung, ein enormer 
Schaden entſtehen, für welchen das Lagerhaus aufzukommen hat. 
Andererſeits könnte eine Verſchleppung vorkommen. Denken Sie 
fich, jemand hat 100, 200 kleine Gebinde, ein Sachverſtändiger 
ſoll fie verſuchen: und chemiſch unterſuchen. Ich bitte, die Koften 
zu berückſichtigen, welche daraus entſtehen würden. Es iſt 
kein Zweifel, dafs damit die Licitation von Wein überhaupt 
aufhören würde; dann wäre es gleich geſcheiter, Sie beſchließen 
es nicht! Ich will mich nicht abſolut gegen den Antrag Seiler's 
ausſprechen, nur bin ich dafür und damit wird der Autragſteller 
einverſtanden fein, dafs dieſer Antrag zur geſchäftsordnungsmäßigen 
Behandlung zugewieſen werde, jo dass der Lagerhaus-Director in 
der Lage iſt, ſich darüber zu äußern, ob den Wünſchen des Herrn 
Gem.-Rathes Seiler entgegengekommen werden kann oder nicht. 
Das iſt ſo ziemlich dasjenige, was ich auf die vorgebrachten 
Bemerkungen zu antworten habe. Ich möchte nur bitten, das eine 
ückſi Der Lagerhaus-Dicector iſt ein aus— 
gezeichneter Fachmann, der gewiss in der Lage iſt, zu beurtheilen, 
ob etwas zum Nutzen und Frommen des Lagerhauſes iſt oder nicht. 
Nachdem dieſe ganze Augelegenheit ſeiner Initiative entſpringt und 
er den dringenden Wunſch hat, daſs die Verſteigerungsordnung 
wie ſie da iſt, zur Wirklichkeit wird und er davon für das Lager— 
haus und in erſter Linie für die Approviſionierung Wiens ſehr 
viel erwartet, ſo möchte ich bitten, die Angelegenheit wohlwollender 
zu beurtheilen, als es es bisher der Fall war, und die Verſtei— 
gerungsordnung anzunehmen. 
Gem.-Nath Steiner (zu einer thatſächlichen Berichtigung): 
Der Herr Collega Frauenberger hat erwähnt, daſßs die Schätz— 
meiſter eigentlich überflüſſig find, wenn fie am Gerichtstiſche den 
Wein ſchätzen. Ich berichtige dagegen, dajs der Schätzmeiſter wohl 
die Höhe des Preiſes beim Gerichtstiſche angibt, aber nie in der 
Lage ſein wird zu conſtatieren, ob eine chemiſche Beimengung ſtatt— 
gefunden hat, oder nicht. Was die Verdächtigung aubelangt, welche 
Herr Collega Frauenberger der weinbautreibenden Bevölkerung 
Grinzings vorgeworfen hat, jo bemerke ich, das das nicht ernſt 
zu nehmen iſt, weil Herr Gem. Rath Frauenberger über 


etwas geſprochen hat, was er abſolut nicht verſteht und er beſſer 


gethan hätte, es zu unterlaſſen, über etwas zu ſprechen, von dem 
er keine Ahnung hat. 

Gem.-Nath Vurſcht (zur thatſächlichen Berichtigung): Ich 
berichtige den Referenten thatſächlich, dass es nicht richtig iſt, dafs 
Muſter überhaupt gegeben werden. Es heißt ausdrücklich im 
Referate: „Muſter werden nur gegen ſchriftlichen Auftrag des Ver— 
käufers erfolgt.“ Nun können Sie ſich vorſtellen, in welcher Form 
das geſchehen wird. Ich kann damit nicht einverſtanden fein, weil 
dadurch nur dem Schwindel Thür und Thor geöffnet wird. 

Gem.-⸗Nath Herold (zur thatſächlichen Berichtigung): Ich 
berichtige thatſächlich im Intereſſe vieler Gaſtwirte, daj3 in keinem 
Keller eines Wiener Gaſtwirtes der Inneren Stadt ſowie der 
Vorſtädte ſich Kunſtwein befindet. (Unruhe und Heiterkeit.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte um Ruhe. 

Referent (zur Berichtigung): Gegenüber den Ausführungen 
des Herrn Gem.-Rathes Purſcht möchte ich mir noch die Be— 
merkung erlauben, daſs es im § 11 der Vorſchriften heißt: 

„§ 11. Bei Waren, die ihrer Natur nach nach Muſtern, Koſt— 
proben und dergl. verſteigert werden, dürfen nur Muſter vorgelegt 
werden, die vou der Lagerhaus-Verwaltung ohne Mitwirkung des 
Verkäufers mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes gezogen 
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ſind; den Käufern ſteht es frei, ehe der Zuſchlag erfolgt iſt, zu 
prüfen, ob die Ware den Muſtern gemäß iſt.“ 

Der Käufer kann verlangen, dafs die Feilbietung ſiſtiert werde 
und kann ſich überzeugen, ob die Ware dem Muſter entſpricht. 

Gem.-⸗Nath Frauenberger (zur perſönlichen Bemerkung): 
Ich mus nur perſönlich bemerken, dass ich glaube, es ſollte 
nicht in der Weiſe hiernach vorgegangen werde, daſs man immer 
ſagt, wenn jemand etwas ſpricht: „Der verſteht das nicht!“ Das 
iſt eine ſehr bequeme Außerung: „Der verſteht das nicht!“ 

Auf die Ausführungen des Herrn Gem.-Rathes Steiner 
mufs ich aber bemerken, dass er ſich gewaltig irrt, wenn er glaubt, 


daſs die Wein-Sachverſtändigen bei Gericht nicht befragt werden 


auf die Echtheit des Weines. Er möge ſich in dieſer Beziehung bei 
ſeinem Herrn Vorgeſetzten Dr. Lueger erkundigen, der wird ihm 
das ſagen. (Heiterkeit.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur 
Special-Debatte. Ich erlaube mir, den Vorſchlag zu machen, dass 
der Herr Referent den Paragraph nennt, und weun die Ver— 
ſammlung es wünſcht, liest, und dafs, wenn Einwendungen erhoben 
werden, über den Paragraph geſprochen werde. Alſo ich bitte den 
Herrn Referenten, § 1 vorzuleſen. 

Referent: S 1. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Zuſtimmung.) Ich erkläre denſelben angenommen. 

Neferent: S 2 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung. Ange 
nommen. 

Referent: S 3. 

Gem.- Math Grünbeck: Ich halte meinen Autrag, den ich 
in der General-Debatte geſtellt habe, aufrecht, daſs nämlich bei 
Punkt 6 der Name angegeben werde. 

Referent: Ich habe über dieſen Punkt ſpeciell mit dem 
Lagerhaus-Director Rückſprache gepflogen und er hat mir geſagt, 
daſs dieſe Beſtimmung unbedingt nothwendig iſt, weil es ſehr oft 
vorkommt, daſs Parteien es nicht wünſchen, und mit Recht nicht 
wünſchen, daſs ihre Namen genannt werden, es kann der Verkauf 
ein nicht freiwilliger fein ic. Es ſteht nun den Parteien frei, zu 
beſtimmen, ob die Verſteigerung mit oder ohne Nennung des 
Namens erfolgen ſoll. (Unruhe.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich muſs doch um 
Ruhe bitten, denn in dieſer Weiſe iſt eine ernſte Berathung 
unmöglich. Ich bitte, ſich zum Worte zu melden und die Bedeuken 
zu äußern, nicht aber den Referenten oder irgend einen anderen 
Reduer zu unterbrechen. 

Meferent: Es iſt einfach demjenigen, der die Licitation ver— 
auſtaltet, freigeſtellt, ob er ſeinen Namen nennen will oder nicht. 
Es hat jede Alternative etwas für ſich. In einem Falle hat 
der Verkäufer ein Intereſſe, daſs ſein Name nicht genannt wird, 
in dem anderen wird er ſeinen Namen nennen, weil er vielleicht 
damit die Sache leichter verkauft. Der Käufer wird in dem 
Falle, wo er ſieht, dies iſt von dem oder dem, vielleicht mehr geben, 
als wenn er ſieht, die Ware iſt anonym, der Verkäufer nennt 
ſich nicht, und er wird dadurch vorſichtig. Aber dieſe Einrichtung 
beſteht in allen Lagerhäuſern, und es wäre ſehr zum Nachtheil 


des Lagerhauſes, wenn man dem Verkäufer dieſe Wahl nehmen 
würde, indem man beſtimmt, unter allen Umſtänden müſſe der 


Verkäufer genannt werden. 
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In vielen Fällen hat es gar keinen Zweck und kein Intereſſe; 
zum Beiſpiel bei Spiritus iſt es ganz gleichgiltig; hier kommt 
nur Courantwaare zum Verkaufe, ſie iſt in Einem Bottich mit 
dem Spiritus von allen anderen Einſendern zuſammen, und es 
iſt daher gar nicht möglich, zu wiſſen von wem die Ware iſt. 

Gem.-Nath Hawranek: Ich finde es ſehr begreiflich, dass 
man den Namen des Verſteigernden wiſſen muſs. Wenn er ſich 
geniert, ſeinen Namen zu nennen, ſo iſt ohnedies ein Schwindel 
dahinter. Ich kann nicht begreifen, warum ſich einer weigert, 
en Namen zu nennen, wenn er etwas zu verſteigern hat. Im 

§ 3, Punkt 6 müſſen wir darauf beharren, dass der Name des 
Verkäufers genau angegeben werde. Denn, wenn man weiß, dass 
ein bekannter Schwindler etwas verlicitiert, fo wird niemand hin— 
gehen; das iſt ſelbſtverſtändlich. Ich ſtelle den Antrag, dafs 
der Name genannt wird. 

Referent (zum Schluſswort): Ich kann nur wiederholen, 
was ich geſagt habe. In dieſer Frage iſt mir der Lagerhaus— 
Director Autorität und die Herren können verſichert fein, dass er 
nicht einen ſolchen Autrag ſtellt, den er nicht für berechtigt hält. 
Der Käufer kaun ſich auf andere Weiſe von der Qualität der 
Ware überzeugen, indem er Muſter verlangt. Dafür haftet das 


Lagerhaus. Ich glaube, man ſoll den Verkehr wicht dadurch er— 
ſchweren, dafs man eine Beſtimmung aufnimmt, die von den 


Beſtimmungen anderer Lagerhäuſer abweicht. 

Gem.-Nath Seiler (zur Berichtigung): Ich will nur be— 
merken, dafs bei unſerem fo glänzenden Geſchäftsgange es ſehr oft 
vorkommen kann, daßs jemand aus Noth, um ſich Geld zu machen, 
etwas verkaufen will, da will er den Namen nicht hergeben. Des— 
halb empfehle ich dieſen Paſſus zur Annahme. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur A b— 
ſtimmung. Gegen die Punkte 1 bis incluſive 5 iſt eine Ein— 
wendung nicht erhoben worden; ich erkläre daher dieſelben für 
angenommen. 

Gegen Punkt 6 wurde vom Gem.-Rathe Grünbeck der 
Gegen-Antrag geſtellt, Punkt 6 habe zu lauten: „Den Namen 

es Verkäufers“. Ich erſuche die Herren, welche mit dieſem 
Autrage einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Abgelehnt. 

Ich erſuche jene Herren, welche Punkt 6 in der Faſſung des 
Referenten annehmen wolle, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Gegen § 4 liegt keine Einwendung vor. Angenommen 

Gegen 8 5 liegt ebenfalls keine Einwendung vor. An ge— 
nommen. 

Zu S 6 hat Gem.⸗Rath Purſcht das Wort. 

Sem.- Bath Vurſcht: Ich wäre dafür, dafs der Herr Re— 
ferent vielleicht aus dem Referate den 3. Abſatz: „Muſter werden 
nur gegen ſchriftlichen Auftrag des Verkäufers ausgefolgt“ auslaſſe, 
weil im § 11 dasſelbe vorkommt. 

So Das muſßs ein Irrthum fein; der Schlujsjat des 
§ 6 kommt in $ II nicht vor. Die Beſtimmung des 8 6 iſt des— 
wegen mh weil bei dieſen Muſtern oft ein Obligo be— 
züglich des Zolles und der Verzehrungsſteuer beſteht. Und da den 
Eigenthümer die Verpflichtung trifft, Zoll, Verzehrungsſteuer u. ſ. w. 
zu bezahlen, ſo wird der Betreffende durch Ausfolgung von Ware 
Schuldner gegenüber dem Arar. Inſolge deſſen kann das Lagerhaus 
nur dann von der Ware etwas hergeben, wenn der Eigenthümer 
darüber disponiert. 


Hem.-Rath Vurſcht: Ich verſtehe das nicht. Früher hat 
der Herr Referent ausdrücklich gejagt, dafs dieſer Abſatz in $ 11 
enthalten iſt, und jetzt iſt er gegen die Streichung dieſes Abſatzes. 
Im S 11 heißt es ausdrücklich: „Die Waren, die ihrer Natur 
nach nach Muſtern, Koſtproben ꝛc.“ Da iſt es ja enthalten. Ich bin 
entſchieden für die Streichung. 

Referent (zum Schlusswort): Das iſt ein Miſsverſtändnis. 
Der 8.6 jagt aus den Gründen, die ich ſchon angeführt habe: 
„Disponieren kann über die Ware, alſo z. B. zur Ausfolgung von 
Muſtern, auch nur der Eigenthümer.“ 

Der Eigenthümer allein kann über die Ware disponieren. 
Alſo über die Frage, ob das Muſter hergegeben werden darf oder 
nicht, muſs der Eigenthümer entſcheiden; man kann doch nicht 
ohne ſeinen Willen und ohne ſeine Zuſtimmung über ſeine Ware 
verfügen. Das Lagerhaus haftet ja für die Quantität, und es iſt 
nicht berechtigt, über die Ware zu verfügen, auch nicht behufs Her— 
gabe von Muſtern. In § 11 iſt nur geſagt, daſs das Lagerhaus 
nur dafür haftet, daſs, wenn das Muſter hergegeben wird, dieſes 
Muſter von der zu verkaufenden Ware herrührt, alſo mit der zu 
verkaufenden Ware identiſch iſt. Im § 11 iſt ſomit nur die Rede 
von der Verantwortung des Lagerhauſes in Bezug auf die Richtigkeit 
des Muſters. Das iſt alſo ein ganz verſchiedener Gegenſtand. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichter: Wir ſchreiten zur Ab- 
ſtimmung. Dem Bedenken des Herrn Gem.-⸗Rathes Purſcht wird 
dadurch Rechnung getragen, dass über Punkt 3 abgeſondert abge— 
ſtimmt wird. | 

Ich bitte alſo jene Herren, welche für Punkt 1 und 2 des 
des § 6 find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Punkt 3 „Muſter werden nur gegen ſchriftlichen Auftrag des 
Verkäufers ausgefolgt“. Ich bitte jene Herren, welche mit der 
Beibehaltung dieſes Antrages einverſtanden find, die Hand zu er— 
heben. (Geſchieht.) Angenommen. 

§ 7. Wünſcht jemand das Wort? Keine Einwendung; an⸗ 
genommen. 

§ 8. Wünſcht jemand das Wort? Keine Einwendung; an⸗ 
genommen. 

§ 9. Wünſcht jemand das Wort? Keine Einwendung; an⸗ 
genommen. 

§ 10. Wünſcht jemand das Wort? Keine Einwendung; an- 
genommen. 

Zu 8 11 hat Herr Gem.⸗Rath Seiler beantragt, „bei Wein: 
Commiſſionen muss der zur Verſteigerung kommende Wein auf 
Koſten des Verſteigerers von einem beeideten Schätzmeiſter auf Koſten 
des Verſteigerers auf ſeine Naturechtheit unterſucht werden“. 

Gem.-Nath Seiler: Ich halte meinen Antrag aufrecht und 
mufs den Herrn Referenten auf § 12 verweiſen, welcher ſagt, dass 
die Lagerhaus⸗Verwaltung gar keine Verantwortung übernimmt. Es 
ſteht hier ausdrücklich, die Verſteigerung wird im Auftrage und für 
Rechnung und Gefahr des Einlagerers nur auf Beſchreibung der 
Ware veranſtaltet. In dem Momente, wo der Wein dem Wein- 
ſchätzmeiſter nicht conveniert, läſst er ihn nicht zur Verſteigerung 
zu und es trifft in keinem Falle die Lagerhaus⸗Verwaltung irgend 
eine Verantwortung oder irgend ein Schaden. Es iſt dies nur 
zum Schutze des Käufers, denn es kann oft vorkommen, dajs ſelbſt 
ein Sachverſtändiger oder ſonſt jemand, der Wein keunt, auf das 
Zutrauen hin, dajs es nicht möglich iſt, in einem Communal⸗ 
Inſtitut angeſchmiert zu werden, dort kaufen. Da ſind wir nicht 
genügend geſchützt, nach dem, was im § 12 gejagt. wird und müſſen 
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hinzufügen, daſs auf Koſten und Gefahr des Verſteigerers der Wein 
von einem beeideten Weinſchätzmeiſter auf ſeine Naturechtheit unter⸗ 
ſucht werden ſoll. 

Gem.-RNath Noske: Ich möchte den Antrag des Herrn 
Referenten aufnehmen, dafs dieſe Angelegenheit zurückverwieſen 
werde, damit ein Gutachten der Lagerhaus-Verwaltung eingeholt 
und nach Maßgabe dieſes Gutachtens vom Stadtrathe ein neuer 
Antrag vorgelegt werde. 

Referent (zum Schlusswort): Ich habe ſchon erklärt, dass 
ich in der Annahme des Antrages eine Gefährdung der Ver— 
ſteigerungsordnung erblicken würde. (Gelächter links.) Das jetzt 
ſo viele Fachmänner in Bezug auf die Lagerverhältniſſe da ſind, 
habe ich wirklich nicht gewuſst. Sie müſſen bedenken, eine chemiſche 
Unterſuchung koſtet viel Geld, die wird nicht umſonſt gemacht. 
Glauben Sie, es gibt irgend eine Inſtitution in Wien, die jedes 
Fass Wein, das in das Lagerhaus kommt, umſonſt unterſucht? 
Iſt denn eine chemiſche Unterſuchung eine ſo einfache Sache? Das 
macht ſehr viel Arbeit, es laufen jedenfalls bedeutende Speſen auf. 
Dann bitte ich zu berückſichtigen, wie lange das dauert. 

Ich will andererſeits nicht abſolut vorſchlagen, den Antrag 
Seiler abzulehnen, aber ich glaube, man würde die Sache 
geradezu ruinieren, wenn man ſofort den Antrag meritoriſch 
annehmen würde. Der Herr Collega Seiler hat ſich auch mir 
gegenüber einverſtanden erklärt, dajs in der Berathung des Gegen— 
ſtandes fortgefahren und dafs fein Antrag zur geſchäftsordnungs. 
mäßigen Behandlung, alſo zur Berathung an den Lagerhaus: 
Director zugewieſen wird. In allerkürzeſter Zeit wird es möglich 
ſein, darüber zu referieren, ob dieſer Antrag angenommen werden 
kann oder nicht. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Der Herr Gem.⸗Rath 
Seiler hat den Antrag geſtellt, den ich bereits zur Verlefung 
gebracht habe. Ich bringe zur Abſtimmung, ob dieſer Antrag dem 
Stadtrathe zuzuweiſen iſt. 

Ich bitte jene Herren, welche für dieſen Antrag ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Gegen die Faſſung des § 11 iſt keine Einwendung erhoben 


worden; ich erkläre denſelben für angenommen. 


Zu § 12 hat Herr Gem.⸗Rath Weitmann das Wort. 

Gem.⸗Nath Weitmann: Ich mußs meine Anſicht bezüglich 
des Kunſtweines nochmals vertreten. Es ſteht in § 12, daßs die 
Verwaltung nur nach § 14 des Statuts für den Verkauf der 
Nun, meine Herren, es 
kann ja jemand ins Lagerhaus Kunſtwein hinunterbringen und 
dieſer kommt dort zur Verſteigerung und die Lagerhaus-Verwaltung 
iſt dafür verantwortlich gemacht. Alſo, es wird in ſehr vielen 
Fällen vorkommen, dass, wenn Kunſtwein zu verſteigern überhaupt 
geſtattet iſt, Kunſtwein für echten Wein verkauft wird. Das wird 
man nicht verhüten können, denn unſere Schwindler leiſten Groß 
artiges in dieſer Beziehung. 

Ich möchte, um dem allen vorzubeugen, damit in dieſer 
Beziehung niemand getäuſcht und geſchädigt werden kann, den 
Antrag ſtellen, es ſei der Verkauf oder die Ver— 
ſteigerung von Kunſtwein im Lagerhauſe nicht 
geſtattet. Es wird jedes Bedenken beſeitigt, wenn man weiß, 
daſs Kunſtwein dort nicht erhältlich iſt. Was die chemiſche Analyſe 
anbetrifft, fo glaube ich nicht, dass dieſe fo enorm viel koſten würde, 
und man könnte ja derartige Händler, die Kunſtwein hinuterbringen, 
trotzdem es verboten iſt, Kunſtwein im Lagerhauſe zu verkaufen, 
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exemplariſch ſtrafen, wenn man darauf kommen würde. 


ins Lagerhaus zum Verkaufe zu bringen. Alſo, meine Herren, ich 
ſtelle dieſen Antrag und bitte um Ihre Unterſtützung. Halten wir 
das Lagerhaus rein, laſſen wir dieſen Schwindel dort nicht auf- 
kommen und laſſen wir nur reellen und reinen Wein verkaufen. 
Kunſtwein ſoll nicht verkauft werden, damit das Lagerhaus nicht 
discreditiert wird. 

Gem.-⸗Nath Wünſch: Die Auffaſſung, die hier ausgeſprochen 
wird, iſt meiner Anſicht nach unrichtig. Ich bitte doch zu bedenken, 
daſs im Lagerhauſe gewiss viele Waren zur Verſteigerung kommen 
werden, welche effectiv nicht mehr den urſprünglichen, echten 
Charakter haben. Es werden vielleicht Waren zur Verſteigerung 
kommen, die verdorben ſind. Das kann man nicht verhüten. Die 
Herren verwechſeln immer die Verſteigerung mit dem Verkaufe. 
Die Gemeinde verkauft nicht, die Gemeinde haftet auch nicht. Es 
kann vorkommen, dass eine Partie Frucht dumpf geworden iſt; 
was ſoll denn der Mann machen? Soll er ſie in die Donau 
ſchütten? Für gewiſſe Zwecke kann ja dieſe dumpfe Frucht ganz 
gut geeignet ſein. Eine derartige Bevormundung des Käufers iſt 
in keinem Falle geeignet, den freien Handel zu unterſtützen. Der 
Käufer wird ſich eben überzeugen und vom Wein Proben nehmen. 
Wenn größere Partien kommen — denn nur ſo kann es gedacht 
werden, daſßs es im Großhandel durchgeführt wird — wird er 
Muſter ziehen und zuhauſe unterſuchen, ob es ein echter Wein iſt 
oder nicht. Das iſt dann ſeine Sache. Wenn wir aber ſelbſt 
derartige Unterſuchungen übernehmen, haben wir immer eine 
Haftung, und in dem Momente, wo die Lagerhaus⸗Verwaltung 
eine Haftung übernimmt, iſt die ganze Verſteigerungsordnung 
überhaupt undurchführbar. 


Gem.⸗Rath Frauenberger: Es wird ſoviel über den Kunſt⸗ 
wein geſprochen, und wir ſollen heute beſchließen: Ins Lagerhaus 
darf überhaupt kein Kunſtwein kommen. Ich habe ſchon vorhin 
erklärt, dafs ich ein Gegner des Kunſtweines bin, und jeder von 
uns iſt es ja; aber das Geſetz beſteht, dafs Kunſtwein überhaupt 
erzeugt werden darf. Nun vernehmen Sie aber die erfreuliche 
Thatſache: | 

Nach Ausſage eines Collegen gibt es in ganz Wien, in den 
alten und neuen Bezirken, bei den Wirten nicht einen Tropfen 
Kunſtwein. (Heiterkeit.) Sie haben dieſe erfreuliche Thatſache 
gehört, und da frage ich, wo befindet ſich alſo der Kunſtwein? 


Er iſt alſo in den Kellern der Privaten! (Heiterkeit.) Ja, meine 


Herren, wenn es Leute gibt, die in ihren Privatkellern Kunſtwein 
einlegen, ſo kann uns das recht ſein. 

Ich bitte Sie alſo, die Sache doch ernjt zu nehmen, wir 
wollen das Lagerhaus dafür verantwortlich machen, wenn dort 
etwas angetroffen wird, was nicht reell iſt. Ja, meine Herren, ich 
habe ſchon früher geſagt, jeder muss ſich die Ware ſelbſt anſchauen 
und ſelbſt koſten. Es geht ja nicht, daſs man jemanden ſo bindet. 
Da müjste man ja jeden Menſchen unter Curatel des Staates oder 
der Gemeinde ſtellen. Sie wollen, es darf niemand betrogen werden. 
Nun, gewiss iſt es nicht ſchön, wenn jemand betrogen wird, aber 
wie wollen Sie ihn ſchützen? Er mus eben nur das kaufen, was 
er verſteht. Ich bitte Sie alſo, dies unverändert anzunehmen. 


Gem.-Rath Weitmann: Meine Herren! Der Herr Vor— 
redner aus dem XVIII. Bezirke hat darauf hingewieſen, wie es 
dann bei der verdorbenen Frucht gemacht werden ſoll. 
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Ich finde dieſe Frage begreiflich, aber die verdorbene Frucht 
iſt viel leichter erkennbar als der Kunſtwein. Beim Kunſtwein iſt 
ein Schwindel möglich, bei verdorbener Frucht aber nicht, und 
die Commune ſoll nicht die Hand zu einem ſo erbärmlichen 
Schwindel bieten, wir blamieren uns ja ſonſt. Die Schwindler 


ſchwindeln, aber wir ſollen uns nicht daran betheiligen, ſonſt find 


wir ja Mitſchuldige. Alles kann man eher unterſcheiden, aber den 
Kunſtwein nicht. Sie haben ja gehört, daßs die Wirte, die beſten 
Fachleute, ihn durch das Koſten allein nicht herausfinden, und zu 
unterſuchen haben ſie oft nicht die Zeit. Hier iſt alſo eine 


Täuſchung möglich, weil die Fabrication ſehr weit gediehen iſt. 


Jeder Fachmann wird verdorbene Frucht ſehr bald erkennen, beim 
Wein iſt dies aber nicht der Fall, und wenn Sie meinen Antrag 
nicht annehmen, ſo helfen Sie mitſchwindeln, ſo iſt die Sache. 


Gem.-Nath Steiner: Meine Herren! Ich kann mich noch 
recht gut an die Rede des Abgeordneten Neuber erinnern, die 
er, wie ich glaube, am 13. December 1889 im Parlamente ge⸗ 
halten hat und worin er in ausgezeichneter Weiſe über die Lebens⸗ 
mittelverfälſchung geſprochen hat. Es iſt hier auch ſo manches 
über die Weinverfälſchung geſprochen worden, aber Herr Gem. 
Rath Frauenberger verwechſelt immer den Kunſtwein mit 
anderem. Was verſteht denn Herr Gem.-Rath Frauenberger 
unter Wein, der chemiſch präpariert wird? Ich bitte da den Herrn 
Collegen Herold zu fragen, ob man Rothwein, der eine chemiſche 
Beimengung hat, ſchon am erſten Tage erkennen kann? Nein, der 
Wein bricht ſich oft erſt längere Zeit darauf, er iſt früher nicht 
zu erkennen, und die Gemeinde darf die Hand nicht dazu bieten, 
dafs die Conſumenten ſammt den Wirten betrogen werden; denn 
anders kann ich es nicht bezeichnen. Es läſst ſich momentan beim 
Kaufe nicht feſtſtellen, ob der Wein echt iſt oder eine chemiſche 
Beimengung hat, und wenn der Herr Referent ſagt, dafs die 
chemiſche Unterſuchung viel koſtet, ſo ſage ich, die Händler, die im 
Lagerhauſe einlagern, lagern doch nicht ein, zwei oder drei Fäſſer 
ein; die werden 100 bis 200 Fäſſer einlagern. Da müſſen Stich⸗ 
proben genommen werden. Der betreffende Herr mußs auf feine 
Koſten unterſuchen laſſen, damit nicht in einem der Commune 
Wien gehörigen Hauſe die Bevölkerung wiſſentlich betrogen werde. 


Gem.⸗Nath Moske: Die Frage, dass wir nicht, wie einer 
der Herren Vorredner geſagt hat, „mitſchwindeln“ helfen, ſondern 


daſs wir bemüht fein ſollen, dafür zu ſorgen, daſs gute Ware 


Platz im Lagerhauſe findet, iſt der Erwägung wert. 


Aber, eben weil auf der einen Seite der Wunſch etwas für 
ſich hat, müſſen wir auf der anderen Seite unterſuchen, ob das 
ausführbar iſt und möchte ich zunächſt ein Moment hervorheben, 
das ein Vorredner bereits angedeutet hat. Butter, Rindſchmalz 
iſt da genannt worden; man könnte Kaffee und andere Artikel 


noch nennen, die werden leider Gottes vielfach verſälſcht und bei 


Butter und Rindſchmalz. glaube ich nicht zu irren, dafs die Ver⸗ 
fälſchungen ungeheuer ſchwer zu erkennen ſind, mindeſtens nicht im 
Wege einer Koſtprobe, ſonſt müssten ja die Hausfrauen, welche 
auf dem Markte ihre Butter kaufen und die Gepflogenheit haben, 
dieſelbe zu koſten, das herausfinden. Es folgt daraus, dass, wenn 
wir uns auf den Standpunkt ſtellen würden, daſs das Lagerhaus 
die Unterſuchungen pflegen ſoll, nicht abzuſehen iſt, warum dieſe 
auf den Kunſtwein beſchränkt ſein ſollen; da müſsten wir jeden 
Artikel, welcher zu den Lebensmitteln gehört, unterſuchen laſſen, 
d. h. das Lagerhaus müjste eine Lebensmittel⸗Controlſtation fein; 
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ob das durchführbar ift, möchte ich mit Rückſicht auf die Koften 
nicht weiter unterſuchen. 

Was ſpeciell die Kunſtwein⸗Unterſuchung anbelangt, möchte 
ich darauf verweiſen: Es bringt z. B. jemand 500 Flaſchen zur 
Veräußerung, was ſoll damit geſchehen? Soll aus der einen oder 
anderen Flaſche Wein gezogen oder alle unterſucht werden? Das 
ift gewiſs nicht durchführbar. Dasſelbe iſt, wenn Faſswein veräußert 
werden ſoll und 200 Fass zur Unterſuchung bereit liegen. 

Ich kann aus meiner eigenen Erfahrung auf einem anderen 
Gebiete, wo ähnliche Unterſuchungen gepflogen werden, ſagen, 
welche ungeheuere Schwierigkeiten vorhanden find. Bei der Textil⸗ 
induſtrie iſt es Gepflogenheit, das ſogenannte Schmieröl, das 
Spicköl für das zu Wollzeug zu verſpinnende Material mit Rück⸗ 
ſicht auf den Gehalt von Petroleum, reſpective Mineralöl, zu 
unterſuchen. Dieſe Unterſuchung wird in Brünn, Reichenberg, 
Jägerndorf u. ſ. w. gepflogen und die Fabrikanten ſehen darauf, 
daſs dieſe Unterſuchung durchgeführt werde, weil dies aus 
Gründen, welche ich hier nicht auszuführen habe, in ihrem 
eigenen Intereſſe gelegen iſt. Es kommen hunderte von Fäſſern 
in Brünn allein zur Verarbeitung, es werden Proben vorgenommen 
nicht ſo, wie es richtig wäre, daſs man aus jedem Faſſe eine 
Probe zieht, dieſe Probe allein unterſucht, und jagt: Dieſes Faßs 
iſt gut, ſondern weil das der Zeit nach nicht möglich iſt, weil die 
Chemiker nicht dazu ausreichen, jo wird es ſo gemacht, dass, wenn 
ein Fabrikant zehn Fäſſer unterſucht, aus jedem Fass mit einem 
Heber Ol herausgenommen und die Melange unterſucht wird. Es 
liegt auf der Hand, daſs das eigentlich keine ſtichhältige Probe iſt. 
Es kann in einem Faſſe gutes und in einem anderen ſchlechtes Ol 
ſein. Wenn man das zuſammenmiſcht, kann das Ol, das unter⸗ 
ſucht wird, entſprechen. Genau ſo wird es beim Kunſtwein ſein. 
Der Händler kann zehn Fäſſer bringen, davon werden zwei Kunſt⸗ 
wein, acht gut ſein. Die Probe bei allen herauszunehmen wird 
nicht möglich ſein, wenn man wünſcht, einen lebhaften Verkehr 
durchzuführen. 

Was mich hauptſächlich verhindert, gegen den Antrag zu 
ſtimmen, dafs die Proben dem Lagerhauſe aufgelaſtet werden, it 
die ungeheuere Verantwortlichkeit für das Lagerhaus. Die Ver⸗ 
antwortung, die ſich geradezu in einer fianziellen Haftung aus⸗ 
drückt. Wenn wir vorſchreiben und ſagen: „Kunſtwein darf nicht ver⸗ 
kauft werden“, fo mus das mit jeder Ware, die im Lagerhauſe 
verkauft wird, wenn ſie auch kein Kunſtwein iſt, geſchehen, es 
müſſen dann alle Unterſuchungen gepflogen werden und man iſt 
dabei Schwierigkeiten, die mir aus der Praxis auf anderen ähn⸗ 
lichen Gebieten bekannt find, ausgeſetzt und kann abſolut der Auf- 
gabe nicht entſprechen, außer mit ſo enormen Koſten, daſs niemand 
ein ſolcher Narr fein wird, dafs er im Lagerhauſe eine Auction 
veranſtalten wird. 

Faſſen wir den Standpunkt des perſönlichen Verſtandes der 
Käufer ins Auge. Wir müſſen ja nicht immer für alle Käufer den 
Herrgott ſpielen. Ich ſetze voraus, daſs der Käufer ſo vernünftig iſt, 
dafs er ſich nicht betrügen lässt, daſs er dann, wenn die Garantien, 
die durch die vorliegenden Muſter gegeben ſind, nicht ausreichen, 
einfach nicht kauft, oder verlangt, daſs ihm vom Verkäufer der 
Nachweis geliefert werde. Ich habe Vertrauen zum Käufer und 
bin immer der Anſchauung, das zum Betrügen zwei gehören: 
einer, der betrügen will, und einer, der ſich betrügen läſst! Ich 
bitte alſo, gehen wir nicht zu weit. Wir wollen eine Inſtitution 
ſchaffen, die den Handelsverkehr hebt und nicht ihn einſchränkt, 
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aber mit Rückſicht auf die gegebenen Schwierigkeiten bedauere ich, 
mich den Anträgen, die ſonſt einer Erwägung wert find, nicht an- 
ſchließen zu können. 

Gem.-Nath Jedliéfa: Die letzte Außerung des Herrn Vor⸗ 
redners kann ich nicht begreifen. Der Käufer ſoll immer das ver⸗ 
ſtehen, was er kauft, damit er nicht betrogen wird! Meine Herren, 
wie iſt es auf dem Markte? Da ſoll der Käufer auch alles ver⸗ 
ſtehen! Da geht doch der Marktcommiſſär umher, und wenn er 
etwas nicht koſcher findet, ſo wird es vertilgt und wird der Ver— 


käufer mit einer Strafe belegt. 


Nachdem der Magiſtrat die erſte Sanitätsbehörde für die 
Bevölkerung iſt, und nachdem der Magiſtrat und die Gemeinde— 
vertretung die „verfluchte“ Pflicht hat, die Bevölkerung vor ſchäd— 
lichen Ingredienzien zu ſchützen, vor ſchädlicher Nahrung, ſo hat 
auch der Magiſtrat und die Commune die Pflicht, im Lagerhauſe 
eine Commiſſion zu beſtellen, welche den Wein zu unterſuchen hat. 


Ob der Wein leicht oder ſchwer zu unterſuchen iſt, das kann, 


glaube ich, hier keine große Rolle ſpielen, denn nach der Auße⸗ 
rung des Herrn Vorredners müsste von 500 Flaſchen eine nach 
der anderen ausgetrunken werden, und auf welche einer crepiert, 
daraus war der Wein ſchlecht und auf welche einer am Leben 
blieb, die war gut! Es läſst ſich für alles eine Handhabe finden. 
Man darf die Sache nicht ſo behandeln, wie die Techniker, welche, 
wenn ſie etwas nicht wollen, einfach ſagen: Es geht nicht! Hier 
iſt es die Pflicht, die Bevölkerung vor 1 zu ſchützen. 

Wenn Sie die Sache annehmen, ſo übernehmen Sie damit 
das Protectorat über die Überwucherten und Sie leiſten damit 
Schutz den Schwindlern. Sie werden damit unter der Aufſicht der 
magiſtratiſchen Organe die Übervortheilung der Bevölkerung gut⸗ 
heißen. Wenn das Geſetz beſteht, daſs falſche Weine gemacht 
werden dürfen, nun gut, dann ſollen fie gemacht werden, aber dag 
die Bevölkerung ſie nicht trinkt, dafür zu ſorgen, iſt Pflicht des 
Magiſtrates. 

Ich warne Sie daher vor der Annahme des Antrages. 

Gem.⸗Nath Voſchan: Meine Herren! Aus der Debatte für 
die Licitationen im Lagerhauſe hat ſich eine Kunſtwein-Debatte 
entwickelt, mit welcher Sache wir hier nichts zu thun haben. Wir haben 
im Lagerhauſe nicht Polizei zu ſpielen. (Ruf links: O ja!) Das 
Verbot, daſs im Lagerhauſe eine beſtimmte Ware nicht eingelagert 
werden darf, kommt mir ſo vor, als wenn man z. B. ein Geſetz 
provocieren wollte, dafs ſämmtlichen Eiſenbahnen verboten werden 
ſollte, Kunſtwein nicht zu befördern. Das Lagerhaus ſpielt eine 
ähnliche Rolle, als die Eiſenbahnen. Ebenſowenig als die Eijen- 
bahn extra Beamte aufſtellen kann, um zu unterſuchen ob der auf- 
gegebene Wein Kunſtwein iſt oder nicht, hat das Lagerhaus die 
Pflicht, ſich um die Qualität der Waren, um die Moralität der 
Käufer und Verkäufer zu kümmern. Das geht uns nichts an. Der 
Vergleich mit dem Markte iſt nicht ſtichhältig. Wenn auf einem 
Markte unreifes Obſt oder verdorbenes Gemüſe iſt, ſo wird es 
der Commiſſär confiscieren, und wenn der Marktcommiſſär ins 
Lagerhaus kommt und findet dort verdorbene, geſundheitsſchädliche 
Weine, fo wird er fie confiscieren und nicht die Lagerhaus⸗Verwal⸗ 
tung. Uns geht das nichts an, wir ſind lediglich Spediteure, und 
während die Eiſenbahn befördert, wird bei uns eingelagert. Um 
weiters haben wir uns nicht zu kümmern. 

Gem.-Nath Stehlik: Wenn man hier als Laie zuhört, mit 
welcher Feſtigkeit Sie an dem feſthalten, was Sie wollen, muss 
man ſtaunen. Mein Freund Jedliöka hat ſchon ganz richtig 
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erwähnt, auf jedem Markt haben wir Marktcommiſſäre. Warum 
wollen Sie es hier nicht ermöglichen, dass Lebensmittel, welche 
vielleicht ſchlecht ſind, unterſucht werden? Es wurde vom Schwindel 
geſprochen. Nun, meine Herren, Sie unterſtützen den Schwindel 
von jeher. Iſt ſchließlich nicht ſchon bei der Armeeverwaltung ein 
Schwindel aufgedeckt worden? Wollen Sie denn durchaus, dais 
in Wien mit Miſt bedient wird? Sind wir denn dazu hier, um 
die Leute zu vergiften? Sie haben dafür zu ſorgen, dajs nicht 
verfälſchte Ware verkauft wird. Zu dieſem Zwecke mußs jeder 


Gegenſtand unterſucht werden, der hinkommt. Wenn die Herren, die im 


Stadtrathe ſitzen, an allem Schlechten ſo feſthalten, ſo bedauere ich 
es, daſs die Gemeinde Wien und die Bevölkerung noch für die Herren 
Stadträthe bezahlen muſs, um die ſchlechten Sachen eſſen zu 
müſſen. (Gelächter rechts.) 


Gem.-Rath Dr. Friedzung (zur Geſchäftsordnung): 
beantrage Schluss der Debatte. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Es iſt Schluſs der De- 
batte beantragt worden. Ich bitte, die Herren, welche für denſelben 
find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Schlufs der Debatte 
iſt angenommen. 

Das Wort haben noch die Herren Gem.⸗Räthe Hawranek, 
Dr. Linke, Herrdegen, Matzenauer und der Herr 
Referent. 


Gem.⸗Nath Hawranek: Es wurde davon geſprochen, dafs 
es viele Koſten und Umſtände machen würde, die Weinprobe vor- 
zunehmen. Das hat ja die Commune gar nichts zu kümmern. Der 
betreffende Weinpantſcher, der etwa den Kunſtwein verkaufen will, 
ſoll ihn prüfen laſſen. Iſt er echt, ſo darf er verkauft werden. 
Aber die Commune kann nicht die Hand dazu bieten, dafs ein 
ſolcher Pantſch verkauft werde. Ich begreife den Stadtrath nicht. 
Wollen Sie mit Gewalt den Schwindlern helfen, welche ver— 
dorbenen oder Kunſtwein verkaufen wollen? Thun ihnen die Wein⸗ 
pantſcher ſo leid? Ich bedauere den ganzen Stadtrath, der mit 
Sachen daherkommt, die factiſch anderswo hingehören. Ich will 
mich nicht weiter darüber aussprechen, aber bedauerlich iſt es, dafs 
Sie ſo ſtramm an Dingen halten, an denen gar nichts iſt. Erſtens 
wollen Sie den Namen nicht veröffentlichen und dann wollen Sie 
jeden Schmarren zulaſſen. 

Gem.⸗Rath Dr. Linke: Diejenigen von Ihnen, meine 
Herren, die in Paris waren und ſich dort längere Zeit umgeſehen 
haben, werden gefunden haben, daſs in dem dortigen Lagerhauſe 
überhaupt kein Wein abgelagert und verkauft werden darf. Für 
den Wein find auf dem Boulevard St. Bernard beſondere Wein- 
hallen (halles de vin) errichtet. Kein Wein darf dort eingeführt 
und abgelagert werden, der nicht vorher ordentlich unterſucht worden 
iſt. Und nicht nur das, der Wein iſt dort auch fortwährend unter 
Controle, und zwar, weil der Wein als Lebensmittel angeſehen 
wird, bei dem es ſich nicht bloß um den Profit des Käufers 
handelt, ſondern auch um das ſanitäre Wohl der Bevölkerung, 
wo die öffentliche Verwaltung einzuſchreiten hat. Aus dieſem Grunde 
wird der Wein als leicht zu fälſchendes Lebensmittel von den 
anderen Waren abgeſondert. Da ſind wir nicht auf dem richtigen 
Wege, wenn wir die Lagerhauseinrichtungen von Trieſt nachahmen. 
Es iſt eben beſſer, ein beſſeres Beiſpiel nachzuahmen als ein 
ſchlechteres. Es wäre wirklich an der Zeit, dass wir die Ablagerung 
von Wein im Lagerhauſe entweder gänzlich abſchaffen oder einen 
ſeparaten Platz für die Weinvorräthe beſtimmen. Unter allen 


Ich 
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Umſtänden geht aber daraus hervor, dafs, ſobald Wein im ſtädtiſchen 
Lagerhauſe verſteigert oder überhaupt verkauft wird, das Lagerhaus 
als ein ſtädtiſcher Markt erſcheint, und es iſt Aufgabe der Stadt- 
verwaltung, den Wein ſowie überhaupt alle Lebensmittel vorher zu 
unterſuchen, bevor fie zum Verkaufe gelangen. Ich glaube daher, 
daſs es unbedingt nothwendig iſt, nicht bloß bezüglich des Weines 
ſondern bezüglich aller Lebensmittel, welche leicht gefälſcht werden 
können, Vorſorge zu treffen und dieſelben, bevor ſie in das Lager⸗ 
haus gelangen, einer fachmänniſchen Unterſuchung zu unterziehen. 
Ich ſtelle dieſen Antrag. 

Gem.⸗Nath Herrdegen: Ich bin ſehr aufmerkſam dieſer 
langen Debatte gefolgt und ich mußs jagen, es geht mir in dieſer 
Frage ſo, wie ſehr häufig, ich ſtehe in der Mitte. Ich finde die 
Anregung, Kunſtwein in das Lagerhaus nicht aufnehmen zu laſſen, 
ſehr ſchätzenswert und würde ſehr wünſchen, daſs man dazu kommt. 
Es iſt möglich, daſs damit der Wiener Platz für den Weinhandel 
eine ganz beſondere Bedeutung erlangen könnte, aber es iſt nach 
meiner Auffaſſung unmöglich, heute und bei dieſem Anlass einen 
Beſchluſs zu faſſen. Das iſt eine Sache, welche ſtudiert werden 
muss, und da dürfen wir uns nicht als berufene Sachverſtändige 
betrachten. Ich glaube, dass der geſtellte Antrag an den Stadtrath 
verwieſen werden mufs. (Rufe links: Dann iſt er begraben!) — 
Bitte ſehr, das nützt einmal nichts, er muſs eine geſchäftsmäßige, 
vernünftige Behandlung erfahren. Ich behaupte, dafs es nicht 
vernünftig wäre, wenn wir hier einen Beſchluss faſſen, weil wir 
das alle zuſammen nicht in der Art verſtehen, um die Sache voll— 
ſtändig zu entſcheiden. Ich gehe weiter und ich glaube, es wird 
mir mancher von Ihnen rechtgeben: Der Begriff Kunſtwein 


ſteht noch gar nicht feſt. Wenn wir hier einfach ſagen, Kunſtwein 


darf nicht gehandelt werden, ſo wirft ſich die Frage auf, was iſt 
Kunſtwein? Es müſſen Manipulationen mit dem Weine vorge⸗ 
nommen werden, welche den Wein weſentlich verändern, welche den 
Wert des Weines beeinträchtigen, welche ſeine Haltbarkeit ſehr 
weſentlich beeinfluſſen, und man kann doch nicht jagen, dass das 
Kunſtwein iſt. (Sehr richtig! rechts.) In anderer Weiſe kann aber 
Wein wirklich durch Zuſetzung von Chemikalien u. ſ. w. die Be⸗ 
zeichnung „Kunſtwein“ verdienen. Ich glaube aber, es wäre beſſer, 
ſtatt ſich in heftigen Auseinanderſetzungen zu ergehen, ſtatt uns 
den Vorwurf zuzurufen, „Ihr wollt mitſchwindeln, Ihr macht Euch 
des Schwindels mitſchuldig“, den Gegenſtand ſachlich zu berathen. 
Ich glaube, wir alle wollen den Kunſtwein nicht, weder trinken, 
noch gehandelt ſehen; aber, wie ich ſchon erwähnt habe, einen 
Beſchluſs können wir bei dieſem Anlaſſe nicht faſſen. Es wäre 
ſehr traurig, wenn alle von der Vorausſetzung ausgiengen, dafs, 
ſobald irgend ein Initiativ-Antrag dem Stadtrathe zugewieſen 
wird, ſchon nichts mehr geſchieht. (Dr. Lueger: Gewißs nichts 
mehr!) Ich gehöre auch nicht zu den Allergläubigſten, aber ich 
mufs geſtehen, auf dieſen Standpunkt dürfen wir uns nicht ſtellen. 
Es ſtehen uns Mittel zur Verfügung, dieſe Anträge zu ur⸗ 
gieren. (Gelächter links.) Übrigens lässt ji) doch auch ſagen, dass 
die Frage auch noch außerhalb des Gemeinderathes ſtudiert werden 
kann. Die Herren, welche heute ſich dafür ausgeſprochen haben, 
den Kunſtwein auszuſchließen, mögen ſich mit Material verſehen. 
Der Herr College Weitmann hat geſagt, das Lagerhaus in 
Innsbruck ſchließe den Kunſtwein aus. Alſo, wenn dies richtig iſt, 
und ich ſetzte voraus, dajs dies richtig iſt, fo können Sie ſich 
darüber in Kenntnis ſetzen, in welcher Weiſe das Lagerhaus in 
Innsbruck vorgeht, in welcher Weiſe es die Unterſuchung anſtellt. 
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Es ließe ſich alſo ganz gut machen, wenn mit etwas mehr 
Sachlichkeit und etwas weniger Parteileidenſchaft vorgegangen wird, 
da die Sache meiner Meinung nach mit einem Parteiſtandpunkt 
doch eigentlich nichts zu thun hat. Ich beantrage daher, es 
möge — ich glaube der Herr College Weitmann hat den 
Antrag geſtellt, daſs Kunſtwein ausgeſchloſſen werden möge — 
dieſer Antrag dem Stadtrathe zugewieſen und 
binnen möglichſt kurzer Zeit ein eingehendes 
Referat dem Gemeinderathe vorgelegt werden. 

Gem.⸗Nath Matzenauer: Es hat ein Mitglied von der 
linken Seite uns zugerufen, man ſoll in einer Sache nicht ſprechen, 
von der man nichts verſteht, oder wenn man von einer Sache 
nichts verſteht, ſoll man darüber ſchweigen. Dieſe Bemerkung iſt, 
glaube ich, ganz richtig, nur glaube ich, hätten ſie die Herren in 
ſeiner unmittelbarſten Umgebung ſchon berückſichtigen können. Wenn 
man Außerungen hört, wie wir ſie hier vernommen haben, wo in 
einer Weiſe über den Kunſtwein geſprochen wird, als ob er pures 
Gift wäre, jo zeigt es ſich, daßs die Herren eben nicht das Weſen 
der Sache erfajst haben. 

Darin liegt die Schwierigkeit, daſs man bisher eigentlich die 
Schädlichkeit des Kunſtweines nicht hat beweiſen können (Wider⸗ 
ſpruch und Gelächter links), und aus dieſem Grunde konnte auch 
die Erzeugung desſelben nicht verboten werden. (Erneuertes Ge⸗ 
lächter links.) Da können Sie noch ſo verwunderte Geſichter machen, 
Sie betrachten ihn als Gift? (Rufe links: Natürlich!) Wenn er 
Gift wäre, ſo hätte man eben die Erzeugung ſchon geſetzlich ver— 
bieten können, aber das iſt bisher nicht der Fall geweſen; man 
hat dieſen Nachweis nicht liefern können. Der Herr Collega 
Herrdegen hat ganz recht, wenn er jagt, dass der Begriff 
„Kunſtwein“ eigentlich noch nicht gehörig definiert iſt, daßs man nicht 
beſtimmt ſagen kann, das iſt Kunſtwein und das iſt nicht Kunſtwein. 

Ich mußs geſtehen, ich bin der Anſicht, daſs man den Handel 
womöglichſt wenig beſchränken ſoll. Die Freiheit des Handels iſt 
das allerbeſte, das reguliert ſich von ſelbſt. Sie haben den erſten 
Antrag bei $ 11 der Vorberathung zugewieſen. Ich glaube, es 
iſt conſequent, auch dieſen Antrag der weiteren Vorberathung zu— 
zuweiſen, dann wird ſich zeigen, was in der Sache zu thun iſt. 

Referent (zum Schluſswort): Meine Herren! Ich wurde 
in dieſer Frage ſchon ſehr wirkſam von den Herren Gem. -Räthen 
Noske, Herrdegen und Boſchan unterſtützt. Eigentlich iſt 
über die Anträge Weitmann und Linke ſchon abgeſtimmt, 
denn der Herr Gem.⸗Rath Seiler hat ganz dasſelbe beantragt, 
nur in einer etwas allgemeineren Form; und dieſer Antrag wurde 
bereits der geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung zugewieſen. 
Eigentlich iſt die Sache erledigt, und es iſt nur die Angelegenheit 
neuerdings aufgerollt worden. 

Ich möchte aber noch Folgendes bemerken: Woher kommen 
in der Regel die Waren ins Lagerhaus? Von außen oder von 
innen? Von Wien nicht, ſondern von außen, weil die Waren dort 
die Freiheit von der Steuer genießen, wenn ſie eingelagert werden. 
Wer wird aber von außen herein Kunſtwein bringen? (Lachen 
links.) Wenn ihn jemand von außen bringt, ſo iſt er für jeden 
Hektoliter mit über 5 fl. belaſtet, wenn er den Kunſtwein hier in 
Wien macht, macht er ihn mit denſelben Speſen, ohne dajs er 
die 5 fl. ſchuldig iſt. Das wird er doch nicht thun, denn die Er⸗ 
zeugung des Kunſtweines koſtet ja auch Geld, man darf nicht glauben, 
dafs fie nichts koſtet; es gehören ja Chemikalien und andere Mittel 
dazu. 
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Aber was verſteht man unter Kunſtwein? Es iſt mit Recht 
darauf hingewieſen worden, dass auch die Steuerbehörde darüber 
nicht im klaren iſt. Die Steuerbehörde weiß ganz gut, wo Kunſt⸗ 
wein gemacht wird. Heute iſt man noch nicht in der Lage, den 
Betreffenden zur Verantwortung zu ziehen, weil Sachverſtändige 
erſten Ranges geſagt haben, darüber laſſe ſich ſtreiten, ob ein be⸗ 
ſtimmter Wein Kunſtwein iſt oder nicht. Nun verlangen Sie, es 
ſoll in die Verſteigerungsordnung hineinkommen: „Kunſtwein darf 
nicht gehandelt werden.“ Nun, meine Herren, jetzt kauft jemand 
ein Fals Wein und behauptet, es ſei Kunſtwein; er klagt das 
Lagerhaus auf Erſatz desjenigen, was er bezahlt hat, und auf Rück⸗ 
nahme des Weines. 

Meine Herren! Wenn Sie dieſen Grundſatz aufnehmen, dann 
werden Sie in einem Jahre 30, 50, ja 100 Proceſſe haben, weil 
jeder, dem der Wein nicht ſchmeckt, behaupten wird, es ſei Kunſt⸗ 
wein, das Lagerhaus habe erklärt, dafs kein Kunſtwein verſteigert 
werden darf, es habe alſo die Haftung dafür. Nun verwechſeln 
die Herren hier zweierlei Dinge. Die Gemeinde übt die Lebens⸗ 
mittel⸗Polizei und wird in allen Fällen, auch im Lagerhauſe, wo 
conſtatiert werden kann, dass verdorbene Waren vorhanden find, 
dieſelben confiscieren laſſen, und wenn Wein eingeführt wird, 
bezüglich deſſen ſich ſicherſtellen läſst, dafs er ſchlecht oder geſund⸗ 
heitsſchädlich iſt, ſo wird ihn die Communalverwaltung confiscieren. 
Etwas anderes aber iſt es, in der Verſteigerungsordnung aus— 
zuſprechen, die Commune Wien übernehme eine Haftung; das iſt etwas 
anderes. Wenn jemand heute irgendwo ſchlechte Lebensmittel kauft, ſo 
kann er nicht an die Gemeinde herantreten und ſagen: Du übſt die 
Lebensmittel⸗Polizei aus und hafteſt alſo für das Fleiſch, das ich 
gekauft habe, es iſt ſchlecht, zahle mir das Geld zurück. Soweit 
geht die Lebensmittel⸗Polizei nicht. Heute aber verlangen Sie, dass 
die Gemeinde eine ſolche Haftung übernehme, ſobald Sie ſagen, 
Kunſtwein darf im Lagerhauſe nicht gehandelt werden; denn das 
ſetzt eben voraus, dafs jeder Wein unterſucht und nur Naturwein 
verkauft werde. Eine ſolche Haftung wird niemand von uns im 
Ernſt übernehmen wollen, und man müjste lieber auf die ganze 
Verſteigerungsordnung verzichten, als eine ſolche Beſtimmung 
hineinnehmen, die von ganz unberechenbarer Tragweite iſt und zu 
unzähligen Proceſſen führen kann. Schließlich betone ich nur, dass 
über den Antrag bereits abgeſtimmt und derſelbe bereits zugewieſen 
iſt, fo dafs ich daher glaube, daſs der eigentliche Gegenſtand bereits 
erledigt erſcheint. 

Gem.-Nath Vurſcht (zur Berichtigung): Ich glaube, den 
Antrag fo verſtanden zu haben, dais nicht die Commune für den 
Kunſtwein verantwortlich gemacht werden ſoll, ſondern nur der 
Verkäufer. (Referent: Wer iſt denn der?) 

Gem.⸗Rath Dr. Linke (zur Berichtigung): Ich wollte 
dasſelbe jagen, dafs nämlich hier von einer Haftung der Gemeinde 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, das iſt keine 
Berichtigung, ſondern eine Fortſetzung der Debatte. 

Es iſt von Herrn Gem.⸗Rath Weitmann ein Antrag ge 
ſtellt worden, welcher lautet: 

Es ſei Kunſtwein im Lagerhanſe weder zum Ver— 
kaufe, noch zur Verſteigerung zuzulaſſen. 

Von Herrn Gem.⸗Rath Dr. Linke wird beantragt: 

1. Der Wein iſt, ſowie auch alle anderen, leicht 
fälſchbaren Lebensmittel, aus öffentlichem Intereſſe ſchon 
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vor der Aufnahme in das ſtädtiſche Lagerhaus fach— 
männiſch zu unterſuchen und auch dort zu überwachen. 

2. Für den Wein und 
mittel ſind nach den verſchiedenen Kategorien 
ſonderte Räume anzuweiſen und iſt anzuſtreben, 
den Wein nach dem Muſter von Paris 
abgeſonderte Lagerplätze einzurichten. . 

Ich bringe nun zur Abſtimmung, ob dieſe beiden Anträge 
dem Stadtrathe zur baldigſten Berichterſtattung zugewieſen werden 
ſollen. Die Herren, die zuſtimmen, wollen die Hand erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Nun bringe ich S 12 zur Abſtimmung. Die Herren, welche 
zuſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


abge: 
für 
ſelbſtändige, 


§ 13. Wünſcht jemand das Wort? (Nach einer Pauſe:) 


Angenommen. 

§ 14. Wünſcht jemand das Wort? (Nach einer Pauſe:) 
Angenommen. 

Zu 8 15 iſt Gem.⸗Rath Purſcht zum Worte gemeldet. 
Gem.-Nath Vurſcht: Meine Herren! Ich habe zu § 15 
beantragt, und ich beharre auf dieſem Antrage, dajs nicht 2 pro 
mille, ſondern 5 Percent Speſen gerechnet werden ſollen und daſs 
nicht 10 fl., ſondern 20 fl. pro Tag eingehoben werden. Dabei 
erlaube ich mir auch die Anfrage an den Herrn Referenten, wie viele 
Perſonen an dieſen Licitationen theilnehmen und ob wir mit 10 fl. 


pro Tag für alle Gebüren der Perſonen, die bei den Licitationen. 


functionieren werden, das Auskommen finden würden? 


Referent: Es wird nur ein Protokoll durch einen Beamten 
des Lagerhauſes geführt und der Director behält ſich vor, von 
Zeit zu Zeit zu intervenieren, lediglich zu dem Behufe, um die 
Ordnung aufrecht zu erhalten. Iſt der Lagerhaus-Director eben 
nicht anweſend, ſo wird er damit einen anderen betrauen, vielleicht 
den Protokollführer ſelbt. 

Gem.-Nath Vurſcht: 
Weiſe vor, dafs ein Schätzmeiſter, ein Ausrufer, ein Schriftführer 
und auch ein Beamter dabei ſein mufs, es müſſen alſo drei bis 
vier Perſonen dabei ſein. Da finde ich die Gebür von 10 fl. zu 
niedrig und bitte wenigſtens die Gebür von 20 fl. anzunehmen. 

Referent: Alle dieſe Gebüren, die auflaufen und ſich nach 
der Natur der Verhältniſſe regeln werden nach den Gegenſtänden, 
die zu verkaufen ſind und ſo weiter, ſind ſeparat zu vergüten. 
Dieſe 10 fl. und die zwei pro mille ſind nur dafür zu bezahlen, 
dass die Licitation gewiſſermaßen unter der Agide des Lagerhauſes, 
unter den Beſtimmungen der Licitationsordnung ſtattfindet. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung. Gegen den Antrag des Referenten, wornach eine Ver— 
kaufsproviſion von zwei pro mille eingehoben werden ſoll, iſt ein 
Antrag geſtellt worden von Herrn Gem.-Rath Purſcht, dais 
eine Verkaufsproviſion von 5 Percent eingehoben werde. (Gelächter. ) 
Dieſer Antrag iſt weitergehend. — Diejenigen Herren, welche 
damit einverſtanden find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Dieſer Antrag iſt abgelehnt. | 

Weiters liegt ein Gegen⸗Antrag vor, dajs dieſe Speſen und 
Gebüren nie weniger als 20 fl. per Tag betragen dürfen, ſinn⸗ 
gemäß auch in der letzten Zeile und zweiten Alinea. — Diejenigen 
Herren, welche mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, bitte ich, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt abgelehnt. 


die verſchiedenen Lebens- 


Ich ſtelle mir die Licitation in der. 
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Nun bitte ich jene Herren, welche mit dem Antrage des 
Referenten einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Gef ſchieht.) 
Angenommen. 

(Die 88 16, 17, 18, 19 und 20 werden von der Verſammlung 
unverändert angenommen.) 

Es wurde daher beſchloſſen, nachſtehenden 
Entwurf einer Verſteigerungsordnung für das 
ſtädtiſche Lagerhaus zu genehmigen: 

Nachtrag 1 
zu dem Keglement des Lnagerhauſes der Stadt wien am 
106. Rovember 1891. 
Verſteigerungsordnung giltigvom..... 

Gegenſtand der Verſteigerung und Gebürenbegünſtigung. 

§ 1. Die im Lagerhauſe der Stadt Wien 
eingelagerten Waren können durch freiwillige 
öffentliche Verſteigerungen ohne behördliche 
Bewilligung verkauft werden. 

Dieſe Verſteigerungen werden auf Ber 
langen der Einlagerer und für deren Rechnung 
von der Lagerhaus-Verwaltung veranſtaltet 
und finden in den Räumen des Lagerhauſes der 
Stadt Wien ſtatt. 

| § 2. Sie genießen die Gebürenbegünſtigung 
des § 16, Abſatz2 und 3 des Geſetzes vom 28. April 
1889, R.-G.⸗Bl. Nr. 64; vom Gemeinderathe iſt 
für dieſelben die Nachſicht der für freiwillige 
Licitationen beweglicher Sachen im Gemeinde— 
gebiete von Wien beſtimmten Gebüren für den 
Armenfond gewährt. 
Anſuchen. 

5 3. Das Anſuchen um die Vornahme einer 
Verſteigerung iſt ſchriftlich an die Lagerhaus 
Verwaltung zu ftellen und hat in klarer und 
genauer Form zu enthalten: 

1. Die Beſchreibung und Bezeichnung der 
Ware. 

| 2. DieAnzahlundGrößederkofe(Cavelinge), 
in welche fie getheilt wird. 

3. Den Tag, an dem die Verſteigerung abge— 
halten werden ſoll. 

4. Die Zahlungs- und übernahmsmodalitäten 
mit beſonderer Hervorhebung des Umſtan des, ob 
und welche Anzahlung bei Zuſchlag zu leiſten iſt, 
und bei Waren, die im Freilager lagern, die Angabe, 
ob die darauf haftenden Zölle und Steuern vom. 
Verkäufer oder Käufer zu tragen ſind. 

5. Den Verkaufspreis. 

6. Die Angabe, ob die Verſteigerung mit oder 
ohne Nennung des Namens des Verkäufers ſtatt— 
finden ſoll. 
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§ 4. Iſt über die zu verſteigernde Ware ein 
Lagerſchein ausgeſtellt, ſo muſs dem Anſuchen 
der in bianco indoſſierte Lager-Beſitzſchein 
ſammt dem Lager-Pfandſcheine beigeſchloſſen 
ſein; im Falle einer abgeſonderten übertragung 
des Pfandſcheines iſt bei der Überreichung des 
Anſuchens der Betrag der Pfandforderung ſammt 
Nebengebüren beider Lagerhauscaſſa zu hinter⸗ 
legen. 

Veröffentlichung. 

85. Tag und Stunde der Verſteigerung 
werden von der Lagerhaus-Verwaltung ſpäteſtens 
drei Tage vor ihrer Vornahme durch Kund— 
machung in der „Wiener Zeitung“ und durch An- 
ſchlag im Lagerhauſe, nach Thunlichkeit auch 
durch Anſchlag an der Börſe für landwirtſchaft— 
liche Producte und an der Wiener Warenbörſe, 
ſowie durch Kundmachung im „Amtsblatte der 
Stadt Wien“ auf Koſten des Verkäufers ver— 
öffentlicht. 

Leicht dem Verderben unterliegende Waren 
können ſchon 24 Stunden nach erfolgter Kund— 
machung verſteigert werden. 

Ausſtellung der Ware zur Beſichtigung und Bemuſterung. 

86. Die zu verfteigernde Ware wird den 
Anordnungen des Verkäufers gemäß und auf 
deſſen Koſten durch drei Tage, und wenn fie 
leicht. dem Verderben unterliegt, durch einen 
Tag zur Beſichtigung ausgeſtellt. 

Die Ausſtellung erfolgt in der Regel in der 
Abtheilung, wo die Ware lagert; fie kann jedoch 
nach Erfordernis der Raumverhältniſfe, oder 
wenn andere Gründe dafür ſprechen, auch in 
einem beſonders dafür beſtimmten Locale ſtatt— 


finden. 
Muſter werden nur gegen ſchriftlichen Auf⸗ 
trag des Verkäufers ausgefolgt. a 


§ 7. Handelt es fih um die Verſteigerung von 


im Freilager lagernden Waren, ſo iſt für die Aus— 
ſtellung, die Übertragung, die Beſichtigung oder Be— 
muſterung, die Vornahme der Verſteigerung und die 
ſchließliche Hinwegbringung der Waare, ſoweit es 
die Gefällsvorſchriften fordern, die Zuſtimmung der 
Gefällsorgane nothwendig; die während der Ver— 
ſteigerung etwa conſumierten Mengen der Ware ſind 
der Verzollung oder Verſteuerung für Rechnung des 
Verkäufers zu unterziehen. | . 
Vornahme der Verſteigerung. 

88. Die Verſteigerung wird je nach der Wahl 

des Verkäufers vom Director des Lagerhauſes 


Lagerhaus 


von der Lagerhau 
ſchreiben und mit den vom Lieitationserlöſe 
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der Stadt Wien oder deſſen Stellvertreter, von 
einem Notar oder von einem öffentlichen 
Handelsmakler geleitet. 

Der Leiter der Verſteigerung beſtellt den 
Ausrufer. 

Dem Lagerhaus⸗Director oder deſſen Stell- 
vertreter ſteht unter allen Umſtänden die Auf⸗ 
ſicht über den Gang der Verſteigerung und das 
Recht zu, jeden, der ſtörend eingreifen ſollte, 
entfernen zu laſſen 

$ 9. Der formelle Vorgang bei der Verſtei⸗— 
gerung richtet ſich nach den SS 13, 14, 16 
und z Feilbietungsordnung vom 15. Juli 1786 
Nr. 565 J. G. S. 

l 2 Die Beſchreibung der Ware, die 
Zahlungs- und Üübernahmsbedingniſſe müſſen 
genau formuliert und mit der Unterſchrift des 
Verkäufers, oder bei Verkauf ohne Namens⸗ 
nennung mit der der Lagerhaus⸗Verwaltung 
verſehen zur Einſichtnahme bei der Verſtei— 
gerung aufliegen (Bedingnisheft) und un⸗ 
mittelbar vor Beginn vorgeleſen werden. 

§ 11. Bei Waren, die ihrer Natur nach nach 
Muſtern, Koſtproben und dergl. verſteigert 
werden, dürfen nur Muſter vorgelegt-werden, 
die von der Lagerhaus-Verwaltung ohne Mit- 
wirkung des Verkäufers mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmannes gezogen ſind; 
den Käufern ſteht es frei, ehe der Zuſchlag 
erfolgt iſt, zu prüfen, ob die le * un 
gemäß tft. 

‚Haftung. 
§ 12. Die Verſteigerung wird im Auftrage, 


für Rechnung und auf Gefahr des Einlagerers 


nur nach Beſchreibung der Wareveranſtaltet; die 
Unternehmung übernimmt daher 
ſowohl in Bezug auf die Mitwirkung ihrer Ber 


| waltung bei der Verſteigerung als auch in Bezug 


auf die Beſchaffenheit der Ware keine andere 
als die im 8 14 des Lagerhaus— Geſetzes vo m 
28. April 1889, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, normierte Haftung 
und iſt insbeſondere in keiner Weiſe für etwaige 
Mängel der verſteigerten Ware verantwortlich. 
Verſteigerungs⸗ Protokoll 

§ 13. Über die Verſteigerung und deren Er⸗ 
gebnis wird ein Protokoll aufgenommen, das 
s Verwaltung zu unter⸗ 


nach Scala I zu bemeſſenden Stempeln zu ver⸗ 
ſehen iſt. 
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§ 14. Die Obliterierung der Stempel iſt 
ſpäteſtens an dem der Verſteigerung nächſtfol⸗ 
genden Werktage bei den k. k. Stempelämtern 
oder bei der Expoſitur des k. k. Hauptzollamtes 
im Lagerhauſe der Stadt Wien zu veranlaſſen. 


Gebüren. 
$ 15. Für die Mühewaltung der Lagerhaus⸗ 
Verwaltung aus Anlaſs der Verſteigerung 
wird unabhängig von den anderen Speſen und 
Gebüren eine Verſteigerungsproviſion von 
2% % (zwei pro mille) des erzielten Erlöſes ein- 


gehoben, die aber nie weniger als 10 fl. für eine 
Verſteigerung, und wenn die Verſteigerung 


länger als einen Tag dauert, nie weniger als 
10 fl. für jeden Tag betragen darf. 

Die Gebür von 10 fl. wird auch dann ein— 
gehoben, wenn die Verſteigerung reſultatlos 
ablief. 

§ 16. Dem Verkäufer fallen alle aus Anlaſs 
der Verſteigerung entſtandenen Koſten und Ge— 
büren und die Koſten der Abwage und Aus fol— 
gung der Ware an den Käufer zur Laſt; er hat 
überdies den Lagerzins und die Aſſecuranz— 
prämie bis zu dem feſtgeſetzten übernahmstage 
zu tragen. 

Im Falle die Ware zur Verſteigerung in ein 
abgeſondertes Local übertragen wurde, iſt mit 
der Lagerhaus⸗Verwaltung eine beſondere Ver— 
einbarung über die zu entrichtende Local- oder 
Lagermiete zu treffen. 


Zahlung. 

§ 17. Die während der Verſteigerung gelei— 
ſteten Zahlungen werden von einem Organe der 
Lagerhaus-Verwaltung in Empfang genommen 
und an die Lagerhanscaſſa abgeführt; die nach 
den Verkaufsbedingniſſen bei der übernahme 
zu leiſtenden Zahlungen ſind unmittelbar an 
der Lagerhauscaſſa zu entrichten. 

Nach Abzug der auf der verſteigerten Ware 
haftenden Zölle, Steuern, Gebüren, Speſen 
und Pfandforderungen wird der verbleibende 
Reſt des Erlöſes dem Verkäufer ausgehändigt. 


übernahme der Ware. 


$ 18. Die verſteigerte Ware iſt an dem in 
den Verſteigerungsbedingniſſen beſtimmten 
Tage oder in Ermanglung einer ſolchen Be— 
ſtimmung ſpäteſtens drei Tage nach dem Ver⸗— 
kaufe zu übernehmen. 
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§ 19. Werden Waren, die nach einem eigens 
für die Verſteigerung beſtimmten Locale über— 
tragen wurden, nicht binnen drei Tagen nach 
der Verſteigerung bezogen, ſo kann ſie die Lager⸗ 
huus⸗Verwaltung auf Koſten des Eigenthümers 
aus dem Verſteigerungslocale wegſchaffen und 
in einem anderen Lagerraume unterbringen 
laſſen. 

Waren, die bei der Verſteigerung auf ihrem 
urſprünglichen Lagerplatze verblieben und nicht 
bis zum feſtgeſetzten übernahmstage bezogen 
wurden, können auf Koſten des Erſtehers um— 
gewogen und für deſſen Rechnung weitergelagert 
werden. 

Leicht dem Verderben unterliegende Waren müſſen 


an dem der Verſteigerung nächſtfolgenden Werktage 
bezogen werden. 


Schluſsbeſtimmung. 
§ 20. Dieſe Verſteigerungsordnung bietet einen 
Anhang und integrierenden Beſtandtheil des Regle⸗ 
ments des Lagerhauſes der Stadt Wien. 


32. Referent Gem.-Nath Dr. Stenzl: Zahl 3940. Das 
St. Annen⸗Kinderſpital bittet um Erhöhung der Subvention. Ich 
bemerke, daſs das St. Annen⸗Kinderſpital bisher eine Subvention 
von 1000 fl. bekommen hat, wie den Herren bekannt fein wird. 
Es ſind aus den Vororten im St. Annen⸗Kinderſpital über 
23.000 Kinder jährlich verpflegt, beziehungsweiſe operiert worden. 
Für die Verpflegung dieſer Kinder hat das genannte Spital von 
den einzelnen Vororten circa 210 fl. jährlich als Subvention be⸗ 
kommen. Ich bemerke, daſs das Spital von Hernals, von wo 
6651 Kinder gekommen ſind, 60 fl. bekommen hat. Das iſt ein 
minimaler Betrag und ſteht in keinem Verhältniſſe zur Zahl der 
verpflegten Kinder. Dieſes Kinderſpital iſt das älteſte Kinderſpital, 
durch eine Mauthner-⸗Stiftung entſtanden, und ſind in dem⸗ 
ſelben ſeit ſeinem Beſtande 470.000 Kinder verpflegt worden. 


Das Spital iſt deshalb unterſtützungswürdig, weil es das älteſte 


Spital und eine Schule zur Heranbildung von Kinderärzten iſt 
und eine Inſtitution eingeführt hat, die bemerkenswert iſt. Es 
werden nämlich dort Kinderpflegerinnen herangebildet. Im ver⸗ 
floſſenen Jahre ſind circa 60 Hebammen als Pflegerinnen für 
geſunde und kranke Kinder herangebildet worden. 


Der Magistrat hat den Antrag geſtellt, es ſei dem Kinder— 
ſpitale pro 1892 eine Subvention von 3000 fl. zu gewähren, 
wobei bemerkt wird, dass dieſer Betrag auf den Reſervefond pro 
1892 zu verweiſen ſei. Pro 1893 wäre im Budget Vorſorge zu 
treffen. | 

Mit Rückſicht darauf, dafs das St. Annen⸗Kinderſpital das 
älteſte Spital und zweitens das einzige Spital iſt, welches einen 
Pavillon für diphtheritiskranke Kinder hat, wo 400 ſolcher Kinder 
verpflegt und der Operation unterzogen werden können, wenn dieſe 
nothwendig iſt, erſcheint die Subvention wohl gerechtfertigt. Die 
Operationen hatten dort ein günſtiges Percent und es wurde, um 
die blutige Operation zu erſparen, eine neue Art der Lebens⸗ 
erhaltung eingeführt, nämlich die Intubation, wobei ein Tubus 
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eingelegt wird; das iſt eine Operation, die unblutig iſt und nur 
im Spital vollführt werden kann. Mit Rückſicht auf alle dieſe 
Umſtände würde ich das geehrte Plenum des Gemeinderathes 
bitten, dem Autrage des Stadtrathes zuzuſtimmen und dem St. Annen— 
Kinderſpital für das Jahr 1892 eine Subvention von 3000 fl. 
zu gewähren, wobei 2000 fl. auf den Reſervefond zu verweiſen 
ſind, pro 1893 wäre für dieſe 3000 fl. in dem Budget vorzuſorgen. 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem St. Aunen— 
Kinderſpital eine Subvention von 3000 fl. pro 1892 
zu gewähren, dieſen Betrag auf den Reſervefond zu 
verweiſen einen gleichen in das Budget pro 
1893 einzuſetzen. 

33. Referent Gem.-»Nath Dr. Otenzl: Zahl 4604. Die allge⸗ 
meine Arbeiter-Krankenunterſtützungs-Caſſe bittet um Subvention zur 
Errichtung eines Reconvaleſcentenheims. Dieſer allgemeine Arbeiter— 
Krankenunterſtützungs-Verein hat ſich die Aufgabe geſtellt, das 
Los der kranken Arbeiter und deren Familien weſentlich zu erleichtern. 
Die humanitäre Richtung dieſer Caſſe hat ſie zu einem großen 
Vereine gemacht, deſſen Mitglieder ſich aus allen Kreiſen der 


und 


Geſellſchaft, ſelbſt aus den höchſten, reerutieren. Um den Arbeiter 


möglichſt bald arbeitsfähig zu machen und ſeiner Familie zuzuführen, 
hat dieſe Caſſe beſchloſſen, beziehungsweiſe den Gedanken reifen 
laſſen, ein ſolches Reconvaleſceutenheim zu gründen. 

Wenn ich einige ſtatiſtiſche Ziffern zur Illuſtratiou anführe, 
halte ich ſie für nothwendig, um die Herren zu überzeugen, daſs 
dieſes Inſtitut erſtens lebensfähig und zweitens auch unterſtützungs— 
würdig iſt. 

Dieſer Verein hat 103.644 Mitglieder; davon ſind im 
Jahre 1890 38.402 erkrankt, alſo circa 37 Percent, und 1166 
geſtorben. Krankheitsfälle waren 51.000, jo dajs auf 1000 Mit- 
glieder 493 Erkrankungen kamen; 2438 Perſonen wurden in Spital- 
pflege gegeben und brauchten für Verpflegung 45.041 Tage. 

Wenn die Kranken ins Spital abgegeben werden, ſo iſt die 
Hauptſache die, dajs fie als Reconvaleſceuten eine beſoudere Pflege 
genießen. Nun iſt bekannt, daßs die Spitäler die Reconvaleſcenten, 
ſobald ſie die Krankheit überſtanden haben, gerne abſtoßen, obwohl 
die Kranken gerade in dieſem Stadium beſſerer Pflege bedürfen. 
Der Verein hat nun von der Regierung einen Bauplatz zum 
Geſchenk bekommen. Außerdem ſind in acht Monaten durch Samm⸗ 
lungen über 10.000 fl. eingegangen. Nachdem der Verein durch 
24 Jahre ſeine Lebensfähigkeit gezeigt hat, jo beantragt der Stadt— 
rath, es ſei dieſer Arbeiter-Unterſtützungs- und Kranken— 
caſſe ein Koſtenbeitrag von 1000 fl. zur Gründung 
eines Reconvaleſcentenheims zu bewilligen, wobei ich 
bemerke, dafs die Bedeckung vorhanden iſt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich bitte nun jeue Herren, welche 
dem Autrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der 
Antrag iſt angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, der allgemeinen 
Arbeiter-Kranken- und Unterſtützungscaſſe in Wien 
zur Gründung eines Reconvaleſcentenheims 
Beitrag von 1000 fl. zu gewähren. 

34. Referent Gem.-Nath Dr. Huber: Ich habe die 
Ehre, zu referieren über die Umpflaſterung des Stephansplatzes, ein 


einen 
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Referat, welches ich an Stelle des beurlaubten Gem.-Rathes 
Schneiderhan erſtatte. 

Die Güterdirection des Herru Erzbiſchoßs von Wien hat 
bereits im Vorjahre ſich an den Gemeinderath mit dem Verlangen 
gewendet, den Stephansplatz, insbeſondere an der Seite von der 
Schulerſtraße heraus, dem erzbiſchöflichen Palais entlang, umzu— 
pflaſtern. Der Stadtrath iſt umſomehr auf dieſes Anſuchen einge— 
gangen, als das Pflaſter auf dieſer Seite des Stephansplatzes ſchon 
ſeit einer langen Reihe von Jahren liegt. Es handelt ſich nun 
darum, das Granitpflaſter wegen des großen Geräuſches wegzu— 
bringen und ein geräuſchloſes herzuſtellen, und da hat der Stadt— 
rath Holzſtöckelpflaſter empfohlen, welches ſich an das geräuſchloſe 
Pflaſter in der Schulerſtraße anzuſchließen hätte. Hiedurch ent— 
ſtehen Auslagen von 9757 fl. 7 kr., und da eine Bedeckung hiefür 
nicht vorhanden iſt, ſo wäre, falls der Gemeinderath überhaupt 
auf die Sache eingeht, ein Zuſchuſscredit in der beſagten Höhe 
zu bewilligen. Ich bitte, dieſem Antrage Ihre Zuſtimmung zu geben. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Zuſtimmung.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Die Herſtellung Holzſtöckelpflaſters 
Stephausplatze im J. Bezirke in dem an die Schuler— 
ſtraße anſtoßenden Theile zwiſchen der Stephanskirche 
und dem fürſterzbiſchöflichen Palais zu genehmigen 

Zuſchuſscredit per 9757 fl. 7 kr. 


eines a m 


und hiezu einen 
zu bewilligen. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichler: 
geſchloſſen. 
Schluſs der Sitzung 7 Uhr 45 Min. 


Aludtruth. 


Hitzungen des Stadtrathes. 


Dienstag, den 27. September 1892. 
Mittwoch, den 28. September 1892. 
Donnerstag, den 29. September 1892. 
Freitag, den 30. September 1892. 


Die Sitzung iſt 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 14. September 1892. 


Vorſitzender: 2. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Anwejende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, Noske, 
v. Goldſchmidt, Rückauf, 
Dr. Grübl, Schlechter, 
Dr. Hackenberg, Dr. Stenzl, 
Dr. Huber, Vaugoin, 
Kreindl, Dr. Vogler, 
Dr. Lederer, Witzels berger, 
Meißl, Wurm. 


Bürgermeiſter Dr. Prix. 
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Krank: Vice-Bürgermeiſter Dr. Borſchke. 
Beurlaubt: St.⸗R. v. Götz, Matzen auer, v. Neumann 
und Schneiderhan. 
Experten: Feuerwehr-Commandaut Zier. 
Baudirector Berger. 
Magiſtratsrath Lekiſch. 
Stadtphyſicus⸗Stellvertreter Dr. Löffler. 
Schriftführer: Magiſtrats-Secretär Roßuner. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter eröffnet die Sitzung. 


St.-R. Dr. v. Billing referiert in Betreff grundbücherlicher 


Richtigſtellung hinſichtlich der Realitäten E.-Z. 733 und C.⸗Nr. und 
E.⸗Z. 729, IV. Bezirk, Schleifmühlhof, und beantragt, es ſei die 
Aufſandungserklärung zur grundbücherlichen laſtenfreien Abſchreibung 
der die Berechnungsfiguren 30, 30 b und 30 c per 1880904“ 4“ des 
vorgelegten Planes ad L.-G.⸗Z. 5573/876 umfaſſenden Grundfläche 
der Cat.⸗Parc. 794, Einl.⸗Z. 733 des IV. Bezirkes in Wien und 
Zuſchreibung dieſer Grundfläche zum Haufe C.-Nr. und Einl.⸗Z. 729 
ebenda auf Koſten des Geſuchsſtellers Dr. Alois Semmler, noe. 
Karl Chimani'ſche Verlaſſenſchaft, unter den vom Magiſtrate weiters 
beantragten Modalitäten auszuſtellen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Erkenntnis des Verwaltungs— 
gerichtshofes vom 6. Juli l. J., Z. 2214, womit die Beſchwerde der 
Gemeinde Wien gegen die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern 
vom 20. Juli 1891, Z. 10684, betreffend die unentgeltliche Grund— 
abtretung bei einer Parcellierung der Baron Hackelberg'ſchen Gründe 
im IX. Bezirke als unbegründet zurückgewieſen wurde und beantragt 
die Kenntnisnahme. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Protokoll der vertraulichen Sitzung 

des Bezirksausſchuſſes für den I. Bezirk vom 25. Auguſt l. J. und 
beantragt die Kenntnisnahme. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Vorſtellung des geweſenen Kanzlei— 
directors der ehemaligen Gemeinde Neulerchenfeld Joſef Schaufler 
puncto Verweigerung der Flüſſigmachung der von ihm beanſpruchten 
I. Quinquennalzulage und beantragt die Abweiſung dieſer Vorſtellung. 
Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Vereines zur Errichtung 

eines öffentlichen Parkes auf der Türkenſchanze um Flüſſigmachung der 
Subvention pro 1892 und beantragt, es ſei dieſes Anſuchen durch 
den Stadtraths-Beſchlufs vom 13. September l. J., Z. 5484, be— 
treffend die Übernahme dieſes Parles durch die Gemeinde, als erledigt 
zu erklären. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Einſchreiten der Lagerhaus— 
verwaltung um Nachzahlung des Quartiergeldes für den Lagerhaus— 
beamten Ernſt Kryſtufek und beantragt, es fer der Magiſtrat zu 
ermächtigen, dem Genannten das Quartiergeld ausnahmsweiſe mit 
Rückſicht auf den bereits am 21. Juli l. J. gefaſsten, die Ernennung 
Kryſtufek's betreffenden Beſchluſs, vom 1. Auguſt 1892 an flüſſig 
zu machen. Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anfuchen des ehemaligen Seeretärs 

der Gemeinde Ober-St. Veit, Michael Friedl, um Regelung ſeiner 


Bezüge, Bewilligung eines Theuerungsbeitrages, eines Beleuchtungs- 


und Heizpauſchales und beantragt: 

1. Belaſſung feines Gehaltes per 804 fl.; 

2. der Naturalwohuung, 

3. Anweiſung eines Beheizungsrelutums per 50 fl. jährlich bis 
zur Regelung der Bezüge der ehemaligen Vorortebeamteu; 


EA 
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4. Abweiſung des Auſuchens um einen Theuerungsbeitrag und 
ein Beleuchtungspauſchale. Angenommen.) 

St.-A. Kreindl referiert über das Project für die Ver— 
längerung des Haupt-Unrathscanales in der Schmerlinggaſſe, XVII. Be— 
zirk Hernals, und beantragt: 

1. Die Genehmigung dieſes mit dem bedeckten Koſtenbetrage von 
2079 fl. 27 kr. veranſchlagten Projectes; 

2. Ermächtigung des Magiſtrates. mit Rückſicht auf die Dring— 
lichkeit, die Erd- und Baumeiſterarbeiten (1706 fl. 41 kr. und 100 fl. 
Pauſchale) auf Grund einer zwiſchen Eduard Rzehaczek, Auton 
und Heinrich Sikora und Auguſt Titz einzuleitenden beſchräukten 
Offertverhandlung an den Beſtbieter hintanzugeben; 

3. Abweiſung der Union-Baugeſellſchaft mit ihrem Anſuchen, den 
Canal auf eigene Koſten gegen Ermächtigung zur Einhebung einer 
Canaleinmündungs-Gebür von den Eigenthümern der angrenzenden 
Häuſer erbauen zu dürfen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Ergebnis der Offertverhandlung 
für die Erd- und Pflaſtererarbeiten behufs Umpflaſterung der Wien— 
ſtraße von der Kettenbrücken- bis zur Preſsgaſſe, IV. Bezirk, mit dem 
Koſtenbetrage von 3054 fl. 94 kr. und 600 fl. Pauſchale, und beantragt 
die Genehmigung des Offertes des Pflaſterermeiſters Alexander 
Stiegler mit dem angebotenen Nachlaſſe von 20 Percent von den 
Koſtenanſchlagspreiſen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über 25 Geſuche um Aufnahme in den 
Wiener Gemeindeverband und beantragt die Verleihung der Zu— 
ſtändigkeit nach Wien an: ö 

Palek Joſef, Lampiſt der k. k. priv. Staatsbahn-Geſellſchaft; 

Bartſch Johann, Maſchinenſchloſſergehilfe; 

Traiſam Magdalena, geb. Bigl, Fabriksarbeiterin; 

Weglau Ludwig Joſef, Geſchäftsdiener; 

Mohr Anton Alois, Tiſchlergehilfe; 

Spur uy Franz, Vorarbeiter; 

OQikart Franz, Eiſendrehergehilfe; 

Capek Johann, Tiſchlergehilfe; 

Pacofsky Alois, Schloſſergehilfe; 

Smiczek Robert, Laternenanzünder; 

Schuller Joſef, Schuhmachergehilfe; 

Reichl Margaretha, Selchwaren-Verſchleißerin; 

Teichmann Joſef, Maſchineuwärter;— 

Janes Joſef, Schmiedgehilfe; 

Candra Franz, Fleiſchhauermeiſter; 

Gepp Johann, Milchmeier; 

Kreiſel Johann, Taglöhuer; 

Smetana Auguſt Johann, Eiſenbahnarbeiter; 

Arnold Dismas, Monteur; 

Steinhauſer Franz, Tiſchlergehilfe; 

Eichler Franz, Ingenieur; 

Wieſinger Lorenz, Gaſtwirt; 

Samek Joſef, Geſchäftsführer; 

Strach Johann, Schmiedgehilfe, und 

Schrabauer Anton, Eiuſpänner-Eigenthümer. 

Dieſe Anträge werden angenommen. 

St.-R. Müller referiert über das Offertverhandlungsergebnis 
für den Caualbau in der Hictzingergoſſe in Penzing, XIII. Bezirk 
(Koſtenanſchlag 5695 fl. 97 kr. für Erd- und Baumeiſterarbeiten 
und 700 fl. Pauſchale) und beautragt die Genehmigung des Beſtbotes 
des Heinrich Sikora mit 18˙6 Percent Nachlaſs von den Koſten— 
anfchlagspreifen. Angenonmen.) 
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St.-N. Meißl referiert über das Offertverhandlungsergebnis 
puncto Umpflaſterung der Fahrbahn der Stromſtraße von der Jäger— 
ſtraße bis zur Dresdnerſtraße, II. Bezirk, im veranſchlagten Koſten— 
betrage von 2182 fl. 40 kr. und beantragt die Genehmigung des 
Beſtbotes des Pflaſterermeiſters Laurenz Dietz mit dem offerierten 
Nachlaſſe von 8 Percent von den Koſtenanſchlagspreiſen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Vergebung der Steinpflaſterungs— 
arbeiten für die Regulierung und Umpflaſterung des Theiles der kleinen 
Pfarrgaſſe im II. Bezirke zwiſchen der großen Sperlgaſſe und der 
oberen Augartenſtraße, ſowie der Arbeiten und Lieferungen für die 
Herſtellung eines Holzſtöckelpflaſters vor dem Schulgebäude Or.-Nr. 33 
daſelbſt. 

Referent beantragt, die erſtgenannten Arbeiten, beziffert mit 
2297 fl. 49 kr. und 300 fl. Pauſchale, dem Pflaſterermeiſter Eduard 
Rotter mit dem offerierten Nachlaſſe von 21˙5 Percent, die letzt— 
genannten, mit 2142 fl. 53 kr. veranſchlagten Arbeiten und Lieferungen 
der Firma Guido Rütgers mit dem angebotenen Nachlaſſe von 
2˙5 Percent zu übertragen. (An genommen.) 

Hl.-A. Dr. Huber referiert über 23 Geſuche um Aufnahme 
in den Wiener Gemeindeverband und beantragt die Verleihung der 
Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Pecak Anton, Schneidermeiſter; 

Gareis Anton, Gaſtwirt; 

Peter Matthäus, Bäckergehilfe; 

Czerny Ida, Beamtenswitwe; 

Eckl Georg, Geſchäftsführer; 

Kafka Raimund, Maurergehilfe; 

Dosekal Clemens, Lederfärbergehilfe; 

Prochazka Wenzel, Schneidermeiſter; 

Pikes Wenzel, Hausbeſitzer; 

Samer Stephan Valentin, Milchmeier; 

Buchberger Matthäus, Kutſcher; 

Prasek Wenzel, Schneidermeiſter; 

Kincel Joſef, Pfaidler; 

Conſtantin Joſef, Apotheker-Laborant; 

Sima Laurenz, Schneidermeiſter; 

Horak Joſef, Webergehilfe; 

gurmann recte Spatny Franz, Handſchuhlederfärber; 

Senft Jakob, Maurergehilfe; 

Bartik Thomas, Maurerpolier; 

Götz Joſef, Kafetier; 

Lang Franz K., Obſthändler; 

Koſtka Johann, Tiſchlergehilfe, und 

Schillinger Franz, Holzſchachtel-Erzeuger. 

(Angenommen.) 

St.-N. Dr. Stenzl referiert über das Anſuchen des k. k. ſtädtiſch⸗ 
delegierten Bezirksgerichtes Hietzing um Aufſtellung eines Desinfections- 
Apparates in dem ſtädtiſchen Haufe C.- Nr. 110, Alleegaſſe Nr. 16 
in Hietzing, XIII. Bezirk, und beantragt die Genehmigung der Auf⸗ 
ſtellung dieſes Apparates unter den vom magiſtratiſchen Bezirksamte für 
den XIII. Bezirk namhaft gemachten Modalitäten. Angenom men.) 

St.-N. Dr. Grübl referiert über die Note des Bezirksſchul⸗ 
rathes vom 20. Auguſt l. J., Z. 5154, womit mitgetheilt wird, dass 
die ſechsclaſſige allgemeine Volksſchule für Knaben und Mädchen im 
X. Bezirke, Kinskygaſſe 16, in eine fünfclaſſige vom nächſten Schul— 
jahre angefangen umgeſtaltet wird und beantragt die Kenntnisnahme. 

(Angenommen); 


2313 


A NSN NN Y Y NY NIIT 


— derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Holzmann 
um Bewilligung zur Herſtellung eines Asphalt-Trottoirs, III., Faſan— 
gaſſe 33, und beantragt die Genehmigung unter den vom magiſtratiſchen 
Bezirksamte für den III. Bezirk beantragten Modalitäten. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 4. Sep- 
tember 1892, Z. 54839, womit der k. k. Dikaſterialgebäude-Direction 
der Bauconſens zu baulichen Anderungen im Maſchinenhauſe des k. k. 
Hauptmünzamts⸗Gebäudes ertheilt wird und beantragt die Kenntnis— 
nahme. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes Troſt 
wegen Errichtung eines Telegraphenamtes in der Großmarkthalle und 
Errichtung einer Tramway-pHalteſtelle nächſt derſelben und beantragt, 
den diesbezüglichen Magiſtrats-Bericht, wonach wegen Errichtung eines 
Poſtamtes und einer Telephonſtelle in der Großmarkthalle mit der 
k. k. Poſt⸗ und Telegraphen-Direction Verhandlungen eingeleitet wurden 
und wonach die Verhandlung bezüglich der Tramway-⸗Halteſtelle im 
Magiſtrats-Departement V anuhäugig iſt, zur Kenntnis zu nehmen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Erlaſs des u.-ö. Landesſchul— 
rathes vom 7. September 1892, Z. 8146, mit welchem mitgetheilt 
wird, daſs das Unterrichtsminiſterium zufolge Erlaſſes vom 13. Auguſt l. J., 
Z. 17856, dem Anſuchen der Gemeinde Wien, den Vorrath von Franz 
Mair'ſchen Leſebüchern in jener Ausgabe, welcher mit dem Miniſterial— 
Erlaſſe vom 25. April 1892, Z. 7679, mit Schluſs des Schul— 
jahres 1891/92 die Approbation entzogen wurde, zur Betheilung 
armer Schulkinder weiter verwenden zu dürfen, keine Folge gegeben 
worden iſt und beantragt die Kenntnisnahme. 

St.⸗R. Noske beantragt, es ſei gegen dieſen Miniſterial-Erlaſs 
eine Vorſtellung einzubringen und die Bitte zu ſtellen, es möge in 
Hinkunft in Fällen der Entziehung der Approbation für ein Lehrbuch 
auf die materiellen Intereſſen der durch eine ſolche Verfügung 
getroffenen Gemeinden und Steuerträger mehr Nückſicht genommen 
und wenigſtens ein ſolcher Termin für die Außergebrauchſetzung 
ſolcher Bücher gegeben werden, dafs der Vorrath an derartigen Büchern 
aufgebraucht werden kann. 

Der Referenten-Antrag und der Antrag Noske werden 
angenommen. 

St.-. Witzelsberger referiert über die Vermehrung der 
Mannſchaft der ſtädtiſchen Feuerwehr und beantragt die Aufnahme von 
30 Feuerwehrmännern II. Claſſe mit einer Löhnung von I fl. 20 kr. 
per Tag, einem jährlichen Stiefelpauſchale von 24 fl., Montur und 
Kaſernierung ſowie die Aufnahme von drei Kutſchern mit einer Löhnung 
von 1 fl. 35 kr. per Tag und Montur mit dem Geſammtkoſten— 
Jahresbetrage von 16.873 fl. 64 kr., ferner die Genehmigung der 
hiedurch pro 1892 nothwendig werdenden Zuſchuſseredite von zuſammen 
8888 fl. 28 kr. zu den Ausgabs-Nubriken XXI, 3 und 5; endlich 
Vertagung der Frage der Creierung von Feuerwehr-Officiersſtellen. 

Feuerwehr-Commandant Zier wird als Experte vernommen. 

Bürgermeiſter Dr. Prix beantragt, es ſeien derzeit nur 15 Feuer— 
männer aufzunehmen. 

Referent accomodiert ſich dieſem Antrage und modiſiciert 
ſeinen Antrag folgendermaßen: 

1. Die Aufnahme von 15 Feuerwehrmännern II. Claſſe mit 
einer Löhnung von 1 fl. 20 kr. per Tag, einem jährlichen, in halb- 
jährigen Decurſivraten fälligen Stiefelpauſchale von 24 fl., Montur 
und Kaſernierung, werde vom 1. October 1892 an mit dem Jahres- 
erforderniſſe von 7650 fl. 7 kr. genehmigt. 

4 * 
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2. Zur Deckung der noch im Jahre 1892 erwachſenden Ausgaben 
per 3502 fl. 12 kr. werde zur Ausgabs-Rubrik XX 1 „Bezüge der 
Löſchmannſchaft“ ein Zuſchuſscredit per 2299 fl. 95 kr. und zur 
Ausgabs-Rubrik XX 3 „Unterkunfts-Nebenerforderniſſe für das Löſch— 
perſonale“ ein Zuſchuſscredit per 1202 fl. 17 kr. bewilligt. 

Dieſer Antrag wird ſohin angenommen. 

(An den Gemeinderath.) 

St.-A. Dr. Vogler referiert über den Statthalterei-Erlaſs 
vom 12. September 1892, Z. 56705, betreffend die Beiſtellung von 
Nothſpitälern für den Fall des Ausbruches der Cholera in Wien und 
ſtellt folgenden Antrag: 

Obwohl die in dem Geſetze vom 30. April 1870, R.-G.-Bl. Nr. 68, 
und in dem Übereinkommen vom 3. December 1891, betreffend die 
Übernahme der in den Vororten von Wien beſtehenden öffentlichen 
Krankenanſtalten feitens des k. k Krankenanſtaltenfonds enthaltenen 
Vorausſetzungen, unter welchen die Gemeinde Wien verpflichtet iſt, zur 
zeitweiſen Vermehrung des Spitalsbelegraumes geeignete Localitäten 
der k. k. n.⸗ö. Statthalterei zur Verfügung zu ſtellen, dermalen noch 
nicht vorliegen, erkläre der Gemeinderath, im gegebenen Falle von 


der Einbringung eines Recurſes gegen die Entſcheidung der k. k. Statt⸗ 


halterei vom 12. September 1892, Z. 56705, abzuſehen und erklärt 
ſich bereit, ohne eine geſetzliche oder vertragsmäßige Verpflichtung der 
Gemeinde anzuerkennen, ſchon jetzt außer dem Epidemieſpitale an der 
Trieſterſtraße die Reſerveſpitäler in Meidling und Hernals der hohen 
k. k. Statthalterei zur Verfügung zu ſtellen und ſofort an die Errichtung 
eines geeigneten Nothſpitales in der Brigittenau zu ſchreiten. 

Demnach erhält der Magiſtrat den Auftrag, ein Project wegen 
Errichtung einer Spitalbaracke auf den Donauregulierungsgründen 
vorzulegen. Von der Verwendung der Schule in Sn zu 
Spitalszwecken wird abgeſehen. 

Es werden Rath Lekiſch, Baudirector Berger und Stadt— 
phyſicus-Stellvertreter Dr. Löffler als Experten vernommen. 

Bürgermeiſter Dr. Prix beantragt: 

1. Es ſei gegen den Statthalterei-Erlaſs vom 12. September 1892, 
Z. 56705, der Recurs zu ergreifen; 

2. der Gemeinderath ſtelle an die k. k. Statthalterei das Erſuchen, 
für den Fall des Ausbruches der Cholera-Epidemie in Wien nicht bloß 
das k. k. Kaiſer Franz Joſef-Spital, ſondern auch das Eliſabeth-Spital 
und das Wilhelminen-Spital ſofort zur Gänze als Choleraſpital ein— 
zurichten. 

Referent accommodiert ſich dieſen Anträgen und werden die— 
ſelben (erſterer einſtimmig) angenommen. 

(An den Gemeinderath.) 

St.-A. Schlechter referiert über das Präliminare für die ge— 
werblichen Vorbereitungs- und Fachſchulen in Wien pro 1893 und 
beantragt, es ſei ſeitens des Gemeinderathes die Zuſtimmung zu dem 
von der Gewerbeſchul-Commiſſion für das Jahr 1893 aufgeſtellten 
Voranſchlage zu ertheilen und die auf die Gemeinde Wien entfallende 
Quote per 49.420 fl. in das Budget der Gemeinde pro 1893 ein— 
zuſtellen. (Angenommen; an den Gemeinderath); 

derſelbe referiert über das Anſuchen der Gewerbeſchul— 
Commiſſion Wien um Überlaſſung von Localitäten für neu zu errichtende 
Fortbildungscurſe und Fachſchulen und beantragt die Genehmigung 
der Überlaſſung der vom Magiſtrate namhaft gemachten Schullocalitäten 
unter den von demſelben beantragten Modalitäten. Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Offertverhandlungs-Ergebnis puncto 
e g der Millergaſſe von der Wallgaſſe bis zur Liniengaſſe, 
VI. Bezirk, im veranſchlagten Koſtenbetrage von 6582 fl. 24 kr. und 
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500 fl. Pauſchale, und beantragt die Genehmigung des Beſtbotes des 

Pflaſterermeiſters Franz Walz mit dem offerierten Nachlaſſe von 

21 Percent von den Koſtenanſchlagspreiſen. Angenommen.) 
Schluſs der Sitzung. 


Bericht 


über die Stadtraths Sitzung vom 15. September 1892. 


Vorſitzender: 2. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Anweſende: Dr. v. Billing, v. Neumann, 
Boſchan, Noske, 
v. Goldſchmidt, Rückauf, 
Dr. Grübl, Schlechter, 
Dr. Hackenberg, Schneiderhan, 


Dr. Huber, Dr. Stenzl, 


Kreindl, Dr. Vogler, 
Dr. Lederer, Witzels berger, 
Meißl, Wurm. 
Müller, 


Beurlaubt: St.⸗R. v. Götz und Matzenauer. 
Schriftführer: Concepts-Adjunct H. Pfeiffer. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter eröffnet die 
St.⸗R. Vangoin entſchuldigt ſein Ausbleiben. 
(Zur Kenntnis.) 
St.-N. Schneiderhan referiert über den Bericht des Magi— 
ſtrates, betreffend den Beitrag des Hofärars zur Beſpritzung der Schön— 
brunnerſtraße in der Strecke von der Mariahilferlinie bis zur Ge— 
meindegrenze von Penzing und beantragt, den bezüglichen Magiſtrats— 
bericht zur Kenntnis zu nehmen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Herſtellung einer Einfriedung um 
die Gartenaulage zwiſchen der Breitenfurterſtraße und dem Südbahu⸗ 
einſchuitte im XII. Bezirke und beantragt, die Herſtellung dieſer Ein— 
friedung und Inſtandſetzung der Wege innerhalb derſelben mit dem 
Geſammtkoſtenerforderniſſe von 1148 fl. 9 kr. zu genehmigen und 
hiefür einen Zuſchuſseredit in der Höhe des Koſtenerforderniſſes zur 
Rubrik XXIV 2 zu bewilligen. (Angenommeu.) 
St.-R. Wurm referiert über das Auſuchen des Alois Beru— 
hart um Baulinienbeſtimmung für Einl.-Z. 190 in der Kaiſer⸗ 
Ebersdorferſtraße in Kaiſer-Ebersdorf und beantragt die Beſtimmung der 
Banlinie für die Kaiſer-Ebersdorferſtraße in Kaiſer-Ebersdorf nach 
den Linie A B C einerſeits und FED des vorgelegten Planes anderer— 
ſeits mit einer Straßenbreite von 19 m nnd des Niveau mit 1˙20 m 
über Null bei dem Punkte B horizontal bis zum Punkte C. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
St.-. Meißl referiert über das Anfuchen des Franz Symandl, 
Mitglied der k. u. k. Hofcapelle und des k. k. Hofopernorcheſters, um 
Verleihung der Zuſtändigkeit und beantragt die Geſuchsgewährung. 
Angenommen.) 
St.-R. Dr. Stenzl referiert über den Recurs der Marie 
Blaſchke bezüglich des Auftrages zur Behebung von Übelftänden in 
ihrem Haufe XII., Gaudenzdorf, Stiegengaſſe Nr. 6 und beantragt 
die Abweiſung des Kecurſes. (An genommen.) 
St.-A. Schlechter referiert über den Vergleichsantrag wegen 
rückſtändiger Waſſermehrverbrauchsgebüren nach Theodor Brunabend 
und beantragt die Genehmigung der Vorſchläge des Stadtanwaltes 
Dr. Oskar Schmitt. (Angenommen); 


Sitzung. 
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— derſelbe referiert über das Anſuchen des patriotiſchen Frauen— 
Hilfsvereines (Zweigverein Währing, Hernals, Ottakring) um Sub— 
vention und beantragt, denſelben pro 1892 eine Subvention von 150 fl. 
zu bewilligen. (Angenommen; an den Gemeinderath); 

derſelbe referiert über das Anſuchen des Ottakringer Ver— 

ſchönerungsvereines um Subvention und beantragt, demſelben pro 
1892 eine Subvention von 400 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über Anſuchen um Verleihung der Zu— 
ſtändigkeit und beantragt die Geſuchsgewährung an Nachbe— 
naunte: 

Seiberl Johann, Hausbeſitzer; 

Vogel Wenzel, Schneider; 

Sobotka Johann, Schloſſer; 

RNReckendorfer Joſef, Gaſtwirt; 

Ferſchl Karl, Schankburſche; 

Schildberg . Schilder- und Schriftenmaler; 

Hu bin ka Joſef, k. u. k. Leiblakai. Angenommen) 

St.-R. Wurm 1 über die Baulinienbeſtimmung für die 
Spitzackergaſſe im XVII. Bezirke und beautragt die Beſtimmung der 
Baulinie nach der Linie a b des vorgelegten Planes für die Spitz— 
ackergaſſe in Hernals bei einer Straßenbreite von 11˙38 m. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

Sl.-N. Voſchan referiert über das Anſuchen des ehemaligen 
Waiſenhauszöglings Barbara Zdrazil um Erfolglaſſung des Nach— 
laſſes nach ihrer verſtorbenen Schweſter Autonie und beantragt die 
Abweiſung. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Fortſetzung des Wiederholungs— 
unterrichtes in mehreren Waiſenhäuſern und beantragt: 

1. Im II. und IV. ſtädtiſchen Waiſenhauſe iſt der bisherige 
Modus für die Dauer eines weiteren Probejahres, d. i. bis zum 
Schulſchluſſe 1892/93 beizubehalten. 

2. Im III. und IV. ſtädtiſchen Waiſenhauſe iſt . und 
zwar gleichfalls bis zum Schulſchluſſe 1892/93, derſelbe Vorgang 
einzuführen, wie im II. und IV. ſtädtiſchen Waiſenhauſe. 

Es iſt demnach dem ſtädtiſchen Hilfslehrer im III. und IV. Waiſen— 
hauſe unter Einhaltung der vertragsmäßig feſtgeſetzten einmonatlichen 
Kündigungsfriſt zu kündigen und an Stelle dieſer Hilfslehrer der 
Wiederholungsunterricht einem, vom betreffenden Waiſenhausvater ohne 
Feſtſetzung der Dauer der Dienſtleiſtung aufzunehmenden, mithin 
jederzeit entlaſsbaren Bürgerſchullehrer gegen ein monatliches Honorar 
von 25 fl. und je einem in gleicher Weiſe zu beſtellenden Volksſchul— 
lehrer gegen ein demſelben zu gewährendes Honorar von monatlich 
20 fl. zu übertragen. 

3. Für die sub 2 erwähnte Zeit wird für das III. und 
IV. Waiſenhaus die Aufnahme eines dritten Aufſehers geſtattet. 

4. Über den Erfolg des Probejahres haben die Waiſenhausväter 
drei Monate vor Ablauf desſelben an den Magiſtrat zu berichten. 

5. Zur Verſorgungsfonds-Nubrik XII „Bezüge der Waiſeneltern, 
der Hilfslehrer und des Aufſichtsperſonales“ wird für das Jahr 1892 
ein Zuſchuſscredit von 232 fl. bewilligt. (Angen om men.) 

St.-N. Witzelsberger referiert über das Anſuchen der rei— 
willigen Feuerwehr in Gerſthof um Subvention und beantragt: 

1. Der freiwilligen Feuerwehr in Gerſthof iſt eine neuerliche 
Subvention von 1000 fl. unter der Bedingung zu verleihen, dafs 
hievon der Betrag von 670 fl. zur Tilgung der Neſtforderung der 
Firma Karl König & Sohn für die Herſtellung der Alarmleitung 
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und der reſtliche Betrag von 330 fl. zur Beſtreitung von Auslagen 
für Monturen, Ausrüſtungsgegenſtände u. dergl. verwendet wird. 

Hinſichtlich des Theilbetrages von 330 fl. wird bedungen, daſs 
die bezüglichen Anſchaffungen durch das ſtädtiſche Feuerwehrcommando 
zu effectuieren ſind. 

2. Nach Beendigung des Rechtsſtreites zwiſchen der Gerſthofer 
Feuerwehr und der Firma Karl König & Sohn iſt die Alarm— 
leitung der Gerſthofer Feuerwehr in das Eigenthum der Gemeinde 
Wien a übertragen. 

3. Zur Beheizung der Wachſtuben der Gerſthofer Feuerwehr ſtellt 
die Gemeinde Wien das Materiale bei, und hat ſich die Feuerwehr 
wegen Ausfolgung der erforderlichen Beſtellſcheine an das magiſtratiſche 
Bezirksamt des XVIII. Bezirkes zu wenden, auch iſt das Heizen durch 
die Feuerwehr ohne Anſpruch auf Entgelt zu beſorgen. 

4. Dem Anſuchen um Herſtellung einer telephoniſchen Verbindung 
der Gerſthofer Feuerwehr mit der ſtädtiſchen Feuerwehr-Centrale wird 
dermalen keine Folge gegeben. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

St.-N. Dr. Hackenberg referiert über das Project der Actien— 
geſellſchaft der Wiener Localbahnen für die Verlegung des Frachten— 
bahnhofes in Gaudenzdorf zum Matzleinsdorfer Kohlenbahnhofe der 
Südbahn und beantragt, der Actiengeſellſchaft der Wiener Localbahnen 
ſei die angefuchte Zuſtimmung zur Verlegung des Frachtenbahnhofes 
vor der Schönbrunnerlinie zu den hiemit in Verbindung ſtehenden 
proviſoriſchen Geleiſeherſtellungen in der Marz-Meidlinger- und in der 
Dammſtraße, zur Umgeſtaltung der nächſt dem Meidlinger Bahuhofe 
befindlichen Geleiſeanlagen und zur verſuchsweiſen Einführung des 
Pferdebetriebes auf der Strecke Johaunagaſſe — Steinbauergaſſe — 
Rudolfsgaſſe —Meidling-Bahnhof unter nachfolgenden Bedingungen zu 
ertheilen: 

1. Der Aetiengeſellſchaft der Wiener Localbahnen wird die Be— 
willigung zur Benützung der Dammſtraße und der Marx-Meidlinger— 
ſtraße zur Anlage der projectierten proviſoriſchen Geleiſe bis zu dem 
Zeitpunkte der Ausführung der Gürtellinie der Wiener Stadtbahn er— 
theilt und behält ſich die Gemeinde vor, die Bedingungen hinſichtlich 
der Straßenbenützung für die definitiven Geleiſcanlagen erſt in dem 
Zeitpunkte aufzuſtellen, in welchem die Actiengeſellſchaft der Wiener 
Localbahnen mit dem Projecte für dieſe Anlagen an die Gemeinde 
herantreten wird. 

Die Geſellſchaft hat daher binnen längſtens ſechs Wochen nach 
Genehmigung des Projectes für die dortige Gürtellinie der Wiener 
Stadtbahn das Project für die vorbezeichneten definitiven Geleiſe— 
anlagen zur Genehmigung vorzulegen. 

2. Für die Benützung der durch dieſe proviſoriſchen Geleiſe— 
anlagen in Anſpruch genommenen ſtädtiſchen Straßengkünde hat die 
Geſellſchaft an die Gemeinde Wien vom Tage des Baubeginnes einen 
Beſtandzins zu entrichten, deſſen Höhe von der Gemeinde Wien von 
fünf zu fünf Jahren feſtgeſetzt und für das erſte Quinquennium mit 
dem Betrage von 50 kr. per Meter Bahnlänge auf ſtädtiſchem Straßen— 
grunde und Jahr bemeſſen wird. Dieſe Abgabe kann jedoch nicht höher 
als mit 2 fl. per Meter Bahnlänge bemeſſen werden. 

3. In der Dammſtraße find. die Geleiſe vorläufig in das von 
der Gemeinde bereits genehmigte Niveau und in der Marx-Meidlinger⸗ 
ſtraße in das beſtehende Niveau zu legen. | 

4. Die Marx⸗Meidlingerſtraße, welche gegenwärtig eine für die 
Anlage der Geleiſe nicht genügende Breite von circa 9-50 m beſitzt, 
iſt durch Einbeziehung der Straßengräben in die Fahrbahn auf eine 
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durchſchnittliche Breite von 13 m zu bringen und iſt für eine ent: 
ſprechende Ableitung der Niederſchlagswäſſer Sorge zu tragen. 

5. Für den eiſernen Bahn-Oberbau iſt ein Syſtem zu wählen 
und der Gemeinde Wien zur Genehmigung vorzulegen, welches die 
volle Gewähr für die Zweckmäßigkeit desſelben bietet. 

6. Die Zonenbreite wird bei der eingeleiſigen Bahnanlage mit 
2:53 m, bei den zweigeleiſigen Anlagen mit 5°06 m feſtgeſetzt. Inner— 
halb dieſer Zonenbreiten find die Geleiſe auf ſtädtiſchem Straßengrunde, 
inſoweit derzeit eine Pflaſterung nicht beſteht, mit regulären Granit— 
würfelſteinen auf Koſten der Geſellſchaft ordnungsmäßig auszupflaſtern und 
iſt das Pflaſter in den erwähnten Breiten in der ganzen Ausdehnung 
der Bahn auf ſtädtiſchem Straßengrunde auf Koſten der Geſellſchaft 
ſtets in gutem, klagloſen Zuſtande zu erhalten. 

Die Geſellſchaft hat weiters für die ſtete Reinhaltung der Bahn 
von Koth, Staub und Schnee innerhalb der beſtimmten Zonenbreiten, 
ſowie für die ſofortige Abfuhr der von der Bahnfläche abgezogenen 
Schmutz⸗ und Schneemaſſen Sorge zu tragen. 


7. Mit Rückſichtnahme auf den Beſtand der 870 mm und 
520 mm weiten Nohrſtränge der Hochquellenleitung in der Damm— 
ſtraße werden die mit dem Gemeinderaths-Beſchluſſe vom 19. October 
1886, Z. 6202, M.⸗Z. 306475, anlässlich der Herſtellung von 
Nebengeleiſen in dieſer Straße aufgeſtellten Bedingungen mit dem 
Beifügen erneuert, daſs, im Falle bei den projectierten Kreuzungen 
dieſer Rohrſtränge durch die neuen Geleiſeanlagen Verſicherungs- oder 
Reconſtructionsarbeiten nothwendig werden ſollten, dieſe Arbeiten auf 
Koſten der Geſellſchaft nach Anordnung des Stadtbauamtes aus— 
zuführen ſind. 


8. Der neben dem Ausgangsgebäude des Bahnhofes in Meidling 
neu zu errichtende Wagenaufſtellungsplatz iſt nach Angabe des Stadt— 
bauamtes in demſelben Umfange herzuſtellen, wie der gegenwärtig vor 
dem Aſylhauſe der Südbahn beſtehende; derſelbe iſt mit Würfelſteinen 
auszupflaſtern und mit Asphalt auszugießen. 

9. Für die im Punkte 5 bedungene Verbreiterung um Umgeſtaltung 
der Marx⸗Meidlingerſtraße, dann für die Niveauherſtellungen in der 
Dammſtraße ſind Detailpläne (Situationspläne im Maßſtabe von 
1: 500 und Profilpläne im Maßſtabe von 1: 100) zur Genehmigung 
vorzulegen. 

Weiters iſt für die herzuſtellenden Stützmauern, Entwäſſerungs— 
anlagen und für etwaige Hochbauten der Bauconſens zu erwirken. 

10. Der probeweiſen Einführung des Pferdebetriebes auf der 
Theilſtrecke „Steinbauergaſſe — Rudolfsgaſſe —Meidling⸗Bahnhof“ wird 
vorläufig auf die Zeitdauer eines Jahres unter der Bedingung zuge— 
ſtimmt, daſs die bisherige Fahrordnung und die gegenwärtig einge- 
führten Verkehrs⸗Zeitintervalle keine nachtheilige Veränderung erleiden. 


11. Die Geſellſchaft hat zur Sicherung der übernommenen Ver— 
pflichtungen eine Caution im Betrage von 2000 fl. in Barem oder 
in von der Gemeinde zur Cautionsleiſtung geeignet erkannten Wert— 
papieren zu Handen der ſtädtiſchen Haupteaſſa zu erlegen. 

12. Die Gemeinde bedingt ſich den Abſchluſs eines Vertrages 
mit der Geſellſchaft, in welchem nicht allein die vorſtehenden Be— 
dingungen Aufnahme finden, ſondern auch noch jene allgemeinen Be- 
dingungen und Vorbehalte aufzunehmen ſind, welche auf den Beginn 
der Vertragsdauer, auf die Modalitäten der Zahlung des bedungenen 
Beſtandzinſes, auf den Cautionserlag, auf die Art der Ausführung der 
Bahnbauarbeiten unter Bedachtnahme auf die Sicherheit privater und 
ſtädtiſcher Objecte, auf Gebüren u. ſ. w. Bezug nehmen. 
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13. Vor endgiltiger Vereinbarung über die geftellten Bedingungen 
und Abſchluſs des vorerwähnten Vertrages dürfen die Bauarbeiten auf 
ſtädtiſchem Grunde nicht in Angriff genommen werden. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

St.-N. Dr. Hackenberg referiert über die Winter⸗Fahrordnung 
der Wiener Tramway-Geſellſchaft pro 1892,93 und beantragt: 

Mit Rückſicht darauf, daſs 1. durch die von der Wiener Tramway⸗ 
Geſellſchaft vorgelegte Fahrordnung für die Winterperiode vom 1. October 
1892 bis 30. April 1893 eine faſt totale Umwälzung der gegenwärtig 
beſtehenden Verkehrseinrichtungen dadurch geplant wird, daſs von den 
derzeit beſtehenden 24 Fahrrouten nur noch 10 Fahrrouten unverändert 
beibehalten, 8 Fahrrouten gänzlich aufgehoben und 6 Fahrrouten ver— 
ändert werden, wodurch es unmöglich wird, wie bisher, von mehreren 
Punkten aus direct zu einem und demſelben Ziele zu gelangen, ſondern 


öfters umgeſtiegen werden muss, eine ſolche Einrichtung, welche wohl 


im Intereſſe der Geſellſchaft, nicht aber des Publicums gelegen iſt, dafs 
weiters 2. aus der vorgelegten Fahrordnung nur die Fahrrichtungen 
der Zeitintervalle, in welchen die Wagen verkehren und die Art der Be— 
ſpannung, nicht aber die Anzahl der täglichen Touren und deren Zeit⸗ 
dauer, ſowie die Art und Zahl der zu verwendenden Wagen für jede 
der beſtehenden Linien in den verſchiedenen Tagesabſchnitten erſichtlich 
iſt, was eine Beurtheilung der Fahrrichtung und jede Controle umſo— 
mehr ausſchließt, als auch die Geſellſchaft eine Erhöhung der Fahr— 
geſchwindigkeit in Ausſicht nimmt, dafs ferner 3. der Überfüllung der 
Tramwaywaggons durch die in Ausſicht genommene dichtere Wagen— 
expedition in dem Zeitabſchnitte von 1 bis 4 Uhr deshalb nicht abge- 
holfen wird, weil eine Überfüllung nicht bloß in dieſem Zeitabſchnitte, 
ſondern auch zu anderen Tageszeiten, auf einzelnen Linien (beiſpiels⸗ 
weiſe Rennweg) faſt während der ganzen Verkehrszeit ſtattfindet, und 
durch dieſe neue Einrichtung eine Vermehrung der Tageszeitabſchnitte 
von 4 auf 5, nicht aber die ſchon öfters von der Gemeinde begehrte 
Verminderung ſtattfindet, wodurch, insbeſondere in Verbindung mit der 
geplanten theilweiſen Vergrößerung der Zeitintervalle für die anderen 
Tagesabſchnitte eine Verſchlechterung des Verkehres reſultiert, dafs 
weiters 4. durch den geplanten directen Verkehr über den Ring und 
Quai mit den in Vorſchlag gebrachten zwei Fahrrouten den An— 
forderungen des Verkehres in dieſen Verkehrsrelationen wegen der 
geringen Zahl dieſer Fahrrouten und der großen Zeitintervalle derſelben 
nicht entſprochen werden kann, dafs ferner 5. die vorgelegte Fahr— 
ordnung den von dem Stadtrathe anläſslich der Berathung der Sommer— 
ſahrordnung 1892 aufgeſtellten, mit der Note des Magiſtrates ddto. 
17. April 1892, Z. 50425, der löblichen k. k. Polizei⸗Direction be- 
kanntgegebenen Principien nicht entſpricht, verſagt der Stadtrath unter 
ausdrücklicher Verwahrung gegen die Geſtattung der langſameren Wagen— 
expedition in den frühen Morgen- und Abendſtunden bis zu 20 Percent 
des Intervalles die Zuſtimmung zu dem vorliegenden Entwurfe des 
Winterfahrplanes vom 1. October 1892 bis 30. April 1893 die Zu— 
ſtimmung und iſt die k. k. Statthalterei zu erſuchen, die Wiener Tramway— 
Geſellſchaft zur Vorlage eines neuen Entwurfes des Winterfahrplanes pro 
1892/93 eheſtens zu verhalten; hiebei wäre insbeſondere zu ver— 
langen: 

1. Dass die Fahrordnung in der bisherigen Weiſe derartig ab- 
zufaſſen iſt, daſs aus derſelben der Umfang der Geſammtleiſtung der 
Geſellſchaft genan entnomwen werden kaun, und dogs daher in derselben 
namentlich auch die Anzahl und die Art der zu verwendenden Wagen 
anzugeben wäre. 

2. Daſs eine Verminderung der gegenwärtig beſtehenden Fahr— 
richtungen ohne Zuſtimmung der Gemeinde nicht platzgreifen darf. 


Amtsblatt der k. k. Neichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 75, 23. September 1892. 


3. Dass die Fahrordnung den ſchon ſo oft ausgeſprochenen 
Wünſchen der Gemeinde Wien, namentlich den in der Note des 
Magiſtrates ddto. 17. April 1892, Z. 50425, an die k. k. Polizei 
Direction angedeuteten Grundſätzen gemäß abgefaſst werde. 

4. Gleichzeitig erneuert der Stadtrath das Erſuchen um Ein— 
berufung einer Enquöte zur Berathung der Fahrordnung. 

Es wird die Debatte abgebrochen bis zur Vorlage des zu 
requirierenden ergänzenden Materiales. 

St.-R. Wurm referiert über die Vornahme von Adaptierungen 
in dem ſtädtiſchen Schulgebäude II., Engerthſtraße Nr. 105 und Her— 
ſtellung von Zubauten daſelbſt behufs Umgeſtaltung in ein Nothſpital. 
Derſelbe beantragt, für die projectierte Herſtellung den Bauconſens zu 
ertheilen und den vom Director der I. Wiener Walzmühle und Ge— 
noſſen eingebrachten Proteſt, inſoferne er incluſive auch gegen den Bau 
gerichtet iſt, abzuweiſen. Angenommen.) 

St.-. Witzelsberger referiert über die Benennung des Platzes 
zwifchen der Gürtelſtraße und der Wimbergergaſſe und der Berlänge- 
rung der Weſtbahnſtraße im XV. Bezirke und beantragt, den genannten 
Platz „Urban Loritz-Platz“ zu benennen. (Angenommen.) 

St.-A. Dr. Grübl referiert über das Anſuchen des Stephan 
Fernolendt zur Legung von Schienen in das Trottoir vor dem 
Haufe III., Erdbergſtraße 34 für die Rollbahnaulage in feinem 
Hauſe und beantragt die Geſuchsgewährung unter den vom Stadt— 
bauamte aufgeſtellten Bedingungen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Eingabe des Vorſtehers des IV. Bezirkes 
um Anſchaffung einer dritten Zwilchmontur für die vier Druckmänner im 
Gemeindehauſe und beantragt die Genehmigung. (Angenommen); 


— derſelbe referiert über das Anſuchen des leitenden Turnlehrers. 


an der Communal-Oberrcalſchule im J. Bezirke um Anweiſung der 
Penſion und beantragt, denſelben über ſein Auſuchen mit Ende Juli d. J. 
feiner Stelle zu entheben und demſelben im Hinblicke auf ähnliche 
Präcedenzfälle vom 1. Auguſt 1892 eine jährliche, in zwölf monatlichen 
Anticipativraten fällige Penſion von 600 fl. im Gnadenwege zu gewähren. 

St.⸗R. Noske beantragt eine Penſion von 700 fl. 

Der Antrag des St.-R. Noske wird zurückgezogen, der Refe— 
renten-Antrag angenommen. (An den Gemeinderath.) 

St.-N. Dr. v. Billing referiert in Anweſenheit von 16 Stadt— 
räthen über Beſetzungen im Stadtbauamte und beantragt die Vor— 
rückung des Jugenieurs 3. Gehaltsſtufe Eruſt Neko zum Ingenieur 
2. Gehaltsſtufe, die Beförderung des Adolf Stein zum Ingenieur 
der 3. Gehaltsſtufe, die Vorrückung des Karl Steuzinger zum 
Ingenieur⸗Adjuncten I. Claſſe, 1. Gehaltsſtufe, die Vorrückung des 
Joſef Klingsbigl zum Ingenieur-Adjuncten I. Claſſe, II. Gehalts— 
ſtufe, die Beförderung des Friedrich Witek zum Ingenieur-Adjuncten 
J. Claſſe, 3. Gehaltsſtufe, die Vorrückung des Max Böck zum 
Ingenieur-Adjuncten II. Claſſe, 1. Gehaltsſtufe, und die Beförderung 
des Karl Leskier zum Ingenieur-Adjuncten II. Claſſe, 2. Gehalts— 
ſtufe mit den ſyſtemmäßigen Bezügen. (Angenommen.) 

St.-R. Wurm referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 
30. März 1892, Z. 20269, betreffend die Gewährung einer 
18jährigen Steuerfreiheit für Umbauten und beantragt: 

I. Das bauämtliche Verzeichnis jener Häuſer, deren Umbau zur 
Verbreiterung oder Regulierung der betreffenden Stellen der Haupt— 
verkehrsſtraßen Wiens geboten erſcheint, werde der hohen k. k. u.-ö. 
Statthalterei mit dem Bemerken vorgelegt, daſs, wiewohl dieſes Ver— 
zeichnis im hohen Grade ergänzungsbedürftig wäre, da noch viele 
andere Stellen der Stadt eine Regulierung dringend nothwendig hätten, 
die Gemeinde vorläufig keine weitergehenden finanziellen Opfer ſeitens 
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des Staates beanfpruchen will, falls eine hohe Regierung heute ſchon 
die Geneigtheit ausſpricht, eine ſolche Ergänzung nach Feſtſtellung des 
General-Regulierungsplanes durch eine Geſetzesnovelle zu ermöglichen. 

Ferner wäre an die hohe k. k. n.-ö. Statthalterei die Erklärung 
abzugeben, daſs der Gemeinde gerade aus Anlaſs der für die Regu— 
lierung der Stadt dringend nothwendigen Umbauten bedeutende Aus- 
lagen für die Schadloshaltung bei Grundabtretungen zur Straßen— 
verbreiterung, für Straßenregulierungen, Trottoir- und Canalher— 
ſtellungen ꝛc. erwachſen und dafs die Gemeinde mit Rückſicht auf die 
vielfachen, im öffentlichen Jutereſſe zu bringenden Opfer anläſslich 
der Erweiterung des Gemeindegebietes und die übernommenen Ver— 
pflichtungen hinſichtlich der Herſtellung der Verkehrsanlagen ſich außer 
Stande ſehe, der von der hohen Regierung verlangten Befreiung der 
bezüglichen Umbauten von den Communalzuſchlägen zur Gebäudeſteuer 
zuzuſtimmen, nachdem der der Gemeinde zukommende Ausfall an Zu— 
ſchlägen ein ſehr bedeutender und umſomehr unbillig wäre, als die 
Befreiung von dieſen Zuſchlägen einen Zeitraum von 18 Jahren 
umfaſſen ſoll, während der Mehrentgang für den Staat im Hinblicke 
auf die bereits beſtehende zwölfjährige Steuerbefreiung bloß ſechs Jahre 
betreffen und erſt nach Ablauf von zwölf Jahren eintreten würde. 

Wollte der Staat analog dem ihn ſelbſt treffenden Entgang für 
die Dauer von ſechs Jahren auch die Befreiung von den Landes- und 
Communalzuſchlägen zur Gebäudeſteuer in der Dauer von ſechs Jahren 
als Bedingung ſetzen, ſo würde auf eine ſolche Forderung, ungeachtet 
auch dieſe im Zuſammenhange mit deu anderen großen, die Gemeinde 
treffenden Opfern, finanziell außerordentlich fühlbar wäre, eingegangen 
werden können. 

II. Die Petition des Centralverbandes der Hausbeſitzer-Vereine 
von Wien, dahin gehend, daſs eine Verlängerung der Steuerfreiheit für 
Neu-, Um- und Zubauten in keinem Falle zugeſtanden werde, viel— 
mehr die bisherige Steuerfreiheit für Neu- und Zubauten aufzuheben 
und nur für Umbauten eine Steuerprämie zu bewilligen ſei, wäre 
dahin zu erledigen, dafs auf dieſes Anſuchen im Hinblicke auf den 
Gemeinderaths-Beſchluſs vom 22. September 1891, Z. 525, wonach 
für Umbauten, welche an jenen Stellen der Hauptverkehrsſtraßen vor— 
genommen werden, deren Erweiterung aus Verkehrsrückſichten geboten 
iſt, eine 18jährige Steuerbefreiung angeſucht wurde, nicht eingegangen 
werden kann. 

III. Der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Rückauf und Ge— 
noſſen erſcheint in feinem erſten Theile durch den Antrag I erledigt, 
der zweite Theil desſelben in Betreff der Rückwirkung des Steuer— 
befreiungsgeſetzes auf die im Jahre 1892 in Angriff genommenen 
Bauten wäre abzulehnen. 

IV. Der Bauamts-Antrag, die erhöhte Steuerfreiheit nur auf 
eine Grundfläche bis 25 m Tiefe von der neuen Baulinie an zu 
beſchränken, wäre hauptſächlich mit Rückficht auf die großen Grund— 
parcellen der äußeren Bezirke zur Annahme zu empfehlen. Hingegen 
wurde dem Bauauts⸗Antrage, dafs die erhöhte Steuerbefreiung nur 
für Umbauten Anwendung finden ſoll, welche innerhalb beſtimmter zehn 
Jahre begonnen und vollendet worden ſind, bereits mit dem Gemeinde— 
raths-Beſchluſſe vom 22. September 1891 Rechnung getragen. 

Es wird über die formelle Behandlung des Gegenſtandes debattiert 
und ſohin die Sitzung geſchloſſen. 


225 = 
+ * 


(Richtigſtellung.) Die im Stadtraths-Berichte vom 13. September 
d. J. (Amtsblatt Nr. 74, pag. 2274, Spalte 2 und pag. 2275, Spalte 1) 
angeführten drei letzten Referatſtücke wurden nicht, wie irrigerweiſe dieſer 
Theil des Berichtes beſagt, von St.-R. R. v. Goldſchmidt, ſondern von St.-R. 
Wurm referiert. PF 
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Allgemeine RMachrichten. 


Approviſtonierung. 
(Borſtenviehmarkt vom 20. September 1892.) 
1. Auftrieb: 


Jungſch weinen 3834 Stück 
Fettſch wein. 6095 „ 
Summa. 9929 Stück 
Angekauft wurden: 
für Wien 7660 Stück 
für das Lan ð :ʒ?ʒ 969 „ 
unverkauft blieben .. 1300 „ 


2. Preisbewegung: 
Jungſchweine von 35 bis 45 kr. 
Fettſchweine . . „ 35 „ 41 „ 
Für Juungſchweine war die Kaufluſt infolge des bedeutenden 
Auftriebes ziemlich flau, daher dieſelben um 1 kr. per Kilo billiger 
verkauft wurden, während Fettſchweine bei reger Nachfrage um ½ kr. 
per Kilo im Preiſe geſtiegen ſind. 


per Kg. Lebendgewicht. 


* 1 
* 


(Pferdemarkt vom 20. September 1892.) 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 259 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 85— 320 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde. .. 26—60 fl. „ „ 
Der Markt war ziemlich lebhaft. 


* 1. 
* 


(Stechviehmarkt vom 22. September 1892.) 
1. Auftrieb: 


914, Kälber lebend 2197, Lämmer 
Waiduer 508, 


Kälber Waidner | 
Waidner 29, Lämmer lebend 12, Schafe 
Schafe lebend 3956, 


2. Preisbewegung: 


Kälber Waidner per a gnaeae. von 40 bis 64 kr. 
Kälber lebend eee 7 N J ae DE 
Lämmer Waidner „ Paar von 4½ bis 5 fl. 

Lämmer lebend „ „ en en 

Schafe Waidner „ Kg. RE von 28 bis 42 kr. 
Schafe lebend . „ Baar von 7 bis 22 fl. 

Auf dem Jungviehmarkte wurden gegen die Vorwoche um 
17 Stück Kälber mehr zugeführt. Die Kaufluſt war flau, daher die 
Preiſe einen Rückgang von 2 kr. per Kilo erfahren haben. 

Auf dem Schafmarkte wurden infolge des iſraelitiſchen Feier— 
tages um 4028 Stück Schafe weniger aufgetrieben. Die Nachfrage 
war ruhig und die vorwöchentlichen Preiſe unverändert blieben. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 22. September l. J. 
103 Stück Maſt⸗, 164 Stück Weide⸗ und 121 Stück Beinlvieh 
aufgetrieben. 


＋ 


* * 
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ANN SANA. 


Städtiſches Lagerhaus. 


9. September bis 15. September 1892: 


Waren eingelagerttert . 68.519 Meter-Ceutner 
5 ausgelagert.. 54.476 N 


Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
20.499 Meter-Centner. 
Lagerſtand vom 15. September 1892: 316.657 Meter-Centuer, und zwar: 
31895 Meter-Centner Weizen, 17.218 Meter-Centuer Roggen, 


45.125 * Gerſte, 28.516 1 Hafer, 

98.195 15 Mais, 21.148 „ Olſaaten, 
5.155 5 Mehl u. Kleie, 5.682 Wein, 

9.674 0 Zucker, 5.340 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſeeuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3, 176.230 fl. öſt. Währ. 


Ad Prot.⸗Nr. 134093 
Ref.-Nr. 1908 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertansſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baunmeiſterarbeiten für die 
Herſtellnug eines Haupt⸗Uuẽrathscauales in der Straße durch den 
Kell, Nordbahn⸗Durchlaſs, ferner in der Straße entlang der 

Bahuaulage der Nordbahn und durch den dritten Nordbahn— 
Durchlaſs mit der Einmündnug in den Haupt⸗Ulurathscanal der 
Dresduerſtraße im veranſchlagten Koſtenbetrage von 11.784 fl. 
97 kr., einſchließlich der Koſten für die Lieferung der hydrauliſchen 
Bindemittel per 362 fl. 60 kr. für den in der Straße durch den 
fünften Nordbahu⸗Durchlaſs herzuſtellenden Canal aus Ziegel: 
mauerwerk und einem Pauſchale von 1650 fl. für unvorhergeſehene 
Mehrarbeiten wird vom Magiſtrate der k. k. Neichst haupt- und 
Reſidenzſtadt Wien am 3. October d. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Bureau des Herru Magiſtratsrathes Siegl, im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzauin), eine öffentliche ſchriftliche Offert— 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, die Profile, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 


| einjehen. 


Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Haupteaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 
Die Natification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſideuzſtadt 

Wien, den 21. September 1892. 1-3 
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Ad Prot.⸗Nr. 165362 
Ref.⸗Nr. 2458 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſterungsarbeiten für die Pflaſterung 
der Dorfgaſſe im XI. Bezirke von Or.⸗Nr. 50 bis zur Felbergaſſe 
im veranſchlagten Koſtenbetrage von 2585 fl. 70 kr. wird vom 
Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 
28. September d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau 
des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Pro— 
jecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 


dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 


zu überreichen. 


Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 


erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rücksicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 16. September 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 125053 
Ref.⸗Nr. 1825 ex 1892. V. 


Kundmachung 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeilterarbeiten für die 
Herſtellung eines Haupt⸗Unrathscanales aus Beton in der ver⸗ 
läugerten Mohs⸗ und Hohlweggaſſe im III. Bezirke im ver⸗ 
anſchlagten Koſtenbetrage von 4556 fl. 43 kr. nebſt 350 fl. Pau⸗ 
ſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien au 1. October d. I., präciſe um 10 Uhr vor⸗ 
mittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendafelbft während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 
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Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. . 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 19. September 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 165362 
Ref.⸗Nr. 2458 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſterungsarbeiten für die Pflaſterung 
der Thereſiengaſſe im XI. Bezirke von Or.⸗Nr. 3 bis 23 im ver⸗ 
anſchlagten Koſtenbetrage von 3418 fl. 40 kr. wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 27. September 
d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn 
Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, die Profile, das Aus⸗ 
maß, den Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene 
Vorſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Haupteaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 16. September 1892. 2 
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% Ad Prot.⸗Nr. 165362 
Ref. Nr. 2458 ex 1892. V. AR 


Kundmachung. 


„Offertansſchreibung. * 


Wegen Vergebung der Banmeiſterarbeiten für die Herſellung | 


eines gemanerten, ſchliefbaren Wafjerlanfes in der Thereſiengaſſe 
im XI. Bezirke im veranſchlagten Koſtenbetrage von 3407 fl. 
59 kr. und 200 fl. Pauſchale, dann der Lieferung des erforderlichen 
hydrauliſchen Kalkes im veranſchlagten Koſtenbetrage von 544 fl. 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien am 26. September d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags, 
im Burean des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche Schriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Alnternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, das 
Ausmaß, den Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene 
Vorſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert ver— 
ſiegelt zu überreichen. 


Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 


oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ansgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 16. September 1892. 2 


Ad Prot.⸗Nr. 164681 
Ref.⸗Nr. 2448 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertansſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeit für die Neupflafternng 
der Thereſiengaſſe von der Schulgaſſe bis zur Wienerſtraße in 
Währing im XVIII. Bezirke im veranſchlagten Koſtenbetrage von 
1546 fl. 88 kr. nebſt 300 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 28. September 
d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags, im Burean des Herrn 
Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, den Koſtenanſchlag 
und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte 
ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 


| Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 


Amtsblatt: der ks k. . und Reſidenzſtadt Wien! — Nr. 75, 23. September 1892. 5 


XN. —— f , , n. — 


Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei. d der ſtädtiſchen 


Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der 115 Projecte 


beiliegenden Original Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 

bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
8 Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗ ö verſehen, als ie verſiegelt zu 
überreichen. 


Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium. anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verjpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ansgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 16. September 1892. 2—3 


8. 131819 ex 1892. 


Kundmachung. 
(Offertansſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Lieferung von geraden und Faeon⸗ 
röhren im veranſchlagten Koſtenbetrage von 258165 fl. 88 kr. 
und der Lieferung der hiezu erforderlichen Schieber, Hydranten 
und Maſchinenbeſtandtheile im veranſchlagten Koſtenbetrage von 
107500 fl. zur Ausführung von Rohrleitungen der Kaiſer Franz 
Joſef⸗Hochquellenleitung in den ehemaligen Vorortegemeinden 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien am Dienstag den 11. October l. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes Stadler, 
im neuen Rathhauſe (7. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche, 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, die Koſtenanſchläge 
und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften im Stadtbau— 
amte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen zu ver— 
ſehenden Offerte, welches ſich entweder auf die ganze Lieferung 
oder auf eine Gruppe derſelben zu erſtrecken hat, iſt das vor— 
geſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über 
den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der 
Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Dieſe Arbeiten ſind nur durch Gewerbsberechtigte in Aus— 
führung zu bringen und werden vom Stadtbauamte ſtrenge über— 
wacht werden. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form anusgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 18. September 1892. 1—3 


— — A 


>= Ad.Prot.-Nr. 165362 
Nef. Nr. 2458 er 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſterungsarbeiten für die Pflasterung 
der Hirſchengaſſe im XI. Bezirke von Or.⸗Nr. 19 bis zum Wiener⸗ 
Nenſtädter Canale im veranſchlagten Koſtenbetrage von 2300 fl. 


65⸗ kr. wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien am 27. September d. J., präciſe um 10 Uhr vor⸗ 
mittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im 
Rathhanſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert— 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entsprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
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Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 


beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 


oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 


übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rücksicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 16. September 1892. 2—2 


Ad Prot.⸗Nr. 144084 
Ref.⸗Nr. 2106 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Pflaſterungsarbeiten für die Pflaſte⸗ 
mug der Hietzinger Hauptſtraße in der Strecke von der Kaiſer 
Franz Joſef⸗Brücke bis zum Hauptplatze im veranſchlagten Koſten⸗ 
betrage von 4032 fl. 4 kr. wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs⸗ 


haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 26. September d. J., präciſe 


um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 


Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 


schriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 
Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 


Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im | 


Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 


| bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung eutſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kk. Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 


zu überreichen. e 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. ö 5 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 15. September 1892. 282 


Ad Prot.⸗Nr. 153928 
Ref.⸗Nr. 2273 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Arbeiten und Lieferungen für die 
Herſtellung eines Holzſtöckelpflaſters in der Fahrbahn am 
Stephausplatz längs des fürſterzbiſchöflichen Palais und des 
Zwettlhofes im veranſchlagten Koſtenbetrage von 8305 fl. 53 kr. 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien am 1. Ottober d. I., präciſe um 10 Uhr vormittags, im 
Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhanſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 


dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 


und, mit einer 50 kr.-Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desselben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ansgeitattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. EEE 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 21. September 1892. 123 
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Prot.⸗Nr. 155869 
ex 1892, IV. 


A 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Verkaufes des in den ſtädtiſchen Schulgebänden 
IV., Phornsgaſſe 10, VI., Cornelinsgaſſe 6 und VII., Kandl⸗ 
gaſſe 30 erliegenden alten Eiſens, welches von den in dieſen 
Schulen beſtandenen Heizapparaten herrührt, wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am Donnerstag 
den 29. September d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags im Bureau 
des Magiſtratsrathes Philipp, im neuen Rath hauſe (4. Stiege, 

dezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. . 

Unternehmungsluſtige können die Bedingniſſe für den Verkauf 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen und die Bewilligung zur Beſichtigung der Verkaufsobjecte 
dort einholen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 16. September 1892. 282 
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